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Technikfolgenabschatzung (TA) ist vor iiber 50 Jahren zur Unterstiitzung
demokratischer Meinungsbildung und Entscheidungsfindung entstan-
den. Sie hat sich seitdem in demokratischen Gesellschaften westlichen
Typs weiterentwickelt und diversifiziert. Dieses Modell ist seit einigen
Jahren mit Herausforderungen konfrontiert, darunter: (1) In fast allen
westlichen Landern wird anlasslich des Erstarkens populistischer Stro-
mungen von einer Krise der Demokratie gesprochen. (2) Die Digitali-
sierung ermoglicht neue Kommunikations- und Mobilisierungsmuster
weitab von den klassischen Formen demokratischer Meinungs- und
Willensbildung. (3) Basisdemokratische und partizipative Verhandlun-
gen werden flr die Ausgestaltung und Akzeptanz von neuen Tech-
nologien immer relevanter. In dieser Einflihrung entfalten wir diese
Herausforderungen und geben einen Uberblick tber die Beitrage des
TATuP-Themas.

Democracy and technology assessment
Practical challenges and conceptual consequences

Technology assessment (TA) was established more than 50 years ago
to support democratic opinion forming and decision making. Since
then, it has developed and diversified in Western democratic societies.
This model has faced a number of challenges in recent years, includ-
ing: (1) In almost all Western countries, the rise of populist movements
has led to talk of a crisis of democracy. (2) The ongoing digitalization
enables new patterns of communication and mobilization far beyond
traditional forms of democratic opinion forming and decision making.
(3) Grassroots and participatory negotiations are becoming more and
more relevant for the development and acceptance of new technology.
This introduction unfolds these challenges and provides an overview of
the contributions to the TATuP special topic.
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Motivation fur dieses TATuP-Thema

Die Technikfolgenabschitzung (TA) ist vor tiber 50 Jahren zur
Unterstiitzung demokratischer Institutionen entstanden, zu-
néchst in den USA, dann vor allem in Europa. Sie hat sich in
demokratischen Gesellschaften westlichen Typs weiterentwi-
ckelt und diversifiziert. Zwischen TA und Demokratie besteht
somit in der Praxis eine lange Beziehung (s.u.). Auch theore-
tische Einordnungen der TA haben ihren Zusammenhang mit
westlichen Demokratievorstellungen immer wieder hervorgeho-
ben, so etwa im Verweis auf TA als Modell pragmatistischer
Politikberatung in der Tradition von John Dewey und Jiirgen
Habermas (Saretzki 2015; Grunwald 2018). Jedoch haben sich
die Kontexte der TA und damit ihre Erfolgsbedingungen in ho-
hem MaBe verindert: Seit Jahren verschirft sich die Krise vie-
ler westlicher Demokratien angesichts des zunehmenden, hiufig
nationalistisch ausgerichteten Populismus; 6ffentliche und poli-
tische Debatten fordern durch die Digitalisierung mit demokra-
tiefeindlichen Tendenzen heraus; geopolitische Verschiebungen
gehen mit zunehmender Bewunderung des chinesischen Mo-
dells auch unter westlichen Eliten einher; Erwartung von Biir-
gern und Stakeholdern, bei Beratungen und Entscheidungsfin-
dungen direkt involviert zu werden, steigen an. Die klassischen
Formen politikberatender und partizipativer TA stoflen hier an
Grenzen.

Gleichzeitig fiihrt die Ausweitung der TA in viele Linder
jenseits westlicher Demokratien zu weitreichenden Fragen an
ihre normative Basis. Wie adaptiv und flexibel oder gar ,oppor-
tunistisch darf oder will TA sein? Es ist daher kein Zufall, dass
in den lebhaften Debatten der letzten Jahre um die Normativi-
tit der TA (Delvenne et al. 2019; Nierling und Torgersen 2019,
2020) immer wieder auch die Verortung der TA in der Demo-
kratie angesprochen wurde. Die Motivation fiir dieses TATuP-
Thema speist sich einerseits aus dem Wunsch, die genannten
Beobachtungen und ihre Relevanz fiir die TA besser zu verste-
hen, andererseits aus dem Interesse an konzeptionellen Antwor-
ten aus der TA auf die aktuellen Herausforderungen im Kontext
der Demokratie.
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TA und Demokratie -
eine lange Beziehung

TA ist durch politische Nachfrage nach wissenschaftlicher Re-
flexion und Beratung iiber Technikfolgen in demokratischen In-
stitutionen entstanden. Beginnend mit parlamentarischer Bera-
tungspraxis hat sich eine Vielzahl enger Verbindungen von TA
und Demokratie entwickelt. War TA zunéchst im System repréi-
sentativer Demokratie angesiedelt, so hat sich seit den 1980er-
Jahren eine starke Komponente zivilgesellschaftlicher Inklusion
etabliert. Die Nédhe der TA zur Demokratie zeigt sich in mindes-
tens drei Hinsichten (Grunwald 2018):

(1) Stdrkung der Parlamente: Die Etablierung des Techno-
logy Assessment im US-amerikanischen Kongress erfolgte vor
etwa 50 Jahren vor einem konkreten demokratiepolitischen Hin-
tergrund. Neben dem allgemein erkannten Bedarf an wissen-
schaftlicher Politikberatung zu Fragen des technischen Fort-
schritts und seiner Implikationen fiir Handlungsfelder der Politik
waren dies konkrete Sorgen um die in den USA konstitutionell
starke Gewaltenteilung. Diese erschien durch die Asymmetrie
im Zugang zu wissenschaftlicher Expertise zwischen Legisla-
tive und Exekutive bedroht. Parlamentarische TA (Bimber 1996)
sollte diese Gewaltenteilung durch eine Stirkung des Kongres-
ses wiederherstellen. Hierbei ging es also nicht nur um eine
funktionale Notwendigkeit von Beratung, sondern um das demo-
kratietheoretisch erforderliche Austarieren reprédsentativer De-
mokratie. Dieser explizit demokratisch motivierten Argumenta-
tion folgte ab den 1980er-Jahren eine Reihe europdischer Lander

sellschaftsentwiirfen und Gerechtigkeitsvorstellungen getrof-
fen werden. In der Abwigung von und Entscheidungen zwi-
schen alternativen Zukunftspfaden haben sie damit genuin poli-
tischen Charakter. Ein technokratisches ,Science knows best*
(kritisch dazu Pielke 2007), etwa durch modellbasierte Opti-
mierung, wiirde diesen politischen Charakter invisibilisieren
und damit das Mandat der Wissenschaft iiberziehen. Der Tech-
nokratie stellt die TA ein Denken in alternativen Optionen als
Modus wissensbasierter, aber demokratischer Deliberation ent-
gegen (Grunwald 2019).

(3) Zivilgesellschaftliche Inklusion: Partizipative Verfahren
mit Beteiligung von Biirgern und Stakeholdern sind seit den
1980er-Jahren allméhlich zum Standard der TA geworden. Da-
mit stellt sich TA hinter die Forderungen nach ,starker* (Barber
1984) und deliberativer Demokratie (Habermas 1992). Die In-
klusion von unterschiedlichen Werten, Interessen und Perspek-
tiven, aber auch von Wissensbestinden, hat eine legitimatori-
sche und eine epistemologische Funktion (Grunwald 2019): Re-
sultierende Abwégungen und Bewertungen werden dadurch in
verschiedene Richtungen anschlussfihig und konnen diese im
Idealfall integrieren, was zur sozialen Legitimation der Ergeb-
nisse beitrigt, weiterhin konnen Wissensbestinde lokaler Ak-
teure das Ergebnis epistemisch robuster machen. In dieser nor-
mativ anspruchsvollen Ausrichtung folgt die TA einem prag-
matistischen Verstidndnis von Politik- und Gesellschaftsberatung,
das iiber Habermas’ (1968) Modell einer ,als ob‘-Beteiligung
des ,,Publikums der Staatsbiirger* (S. 138) hinaus auf eine echte
Beteiligung zielt.

Im Selbstverstindnis der TA ist

die Orientierung am Modell pragmatistischer Politikberatung

tief verankert.

(PACITA 2012). Die Intention, die Rolle der Parlamente als dem
Anspruch nach zentralen Herzstiick reprisentativer Demokratie
gegeniiber den Exekutiven zu stirken, prigt viele Einrichtungen
parlamentarischer TA bis heute, z. B. im Berliner TAB (Peter-
mann und Grunwald 2005).

(2) Die Abwehr technokratischer Herrschaftsanspriiche: Be-
reits in der Anfangszeit der TA wurden Aushohlung oder gar
Ersatz demokratischer Debatten und Entscheidungsprozesse
durch technokratische Expertenzirkel befiirchtet (Krauch 1961).
Demgegeniiber besteht die TA auf einem demokratischen Ge-
staltungsanspruch im Umgang mit dem wissenschaftlich-tech-
nischen Fortschritt und seinen Folgen (Schomberg 1999). Da-
mit verbunden ist die Diagnose, dass Zukunftsentscheidungen
iiber Themen wie die Energiewende, den Einsatz von Pflege-
robotern oder die Sicherstellung von Privatheit in der Digitali-
sierung grundsitzlich nicht nur faktenbasiert, sondern immer
auch auf Basis normativer Uberzeugungen wie Werten, Ge-
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Die TA war in ihrer Entwicklung an demokratischen Idea-
len orientiert und ein Kind der westlichen Demokratien. In der
Friihzeit der langen Beziehung zwischen normativ anspruchs-

voller Demokratie und der TA sind durchaus auch technokra-

tische TA-Modelle diskutiert worden wie z. B. japanische Vor-
stellungen von TA als einem politischen Technikmanagement im
Rahmen des Ministry of Trade and Industry (Moniz und Oku-
wada 2016) und Ansétze der OECD (Jantsch 1967). Diese ha-
ben freilich keine Strahlkraft entwickelt und sind rasch wieder

verschwunden. In den fritheren kommunistischen Lindern oder

anderen Diktaturen hat es nichts der TA Vergleichbares gege-
ben. Freilich wire ein o6ffentliches und inklusives Debattieren
iiber nicht intendierte Folgen und mogliche Alternativen zum
Umgang mit ihnen in einem totalitiren oder planwirtschaftli-
chen System nur schwer vorstellbar.

Im Selbstverstindnis der TA ist die Orientierung am Mo-
dell pragmatistischer Politikberatung tief verankert, wobei im-
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mer wieder John Dewey (1927) und Jiirgen Habermas (1968) als
Autoren genannt werden. Diese Ausrichtung fiihrte die TA frith
in das Umfeld der seit den 1990er-Jahren ,deliberativ‘ genann-
ten Demokratie. Damit gewinnt TA eine demokratieférdernde
Dimension iiber ihre Beitridge zum Funktionieren staatlicher Or-
gane hinaus.

Krise der Demokratie?

Wenn gegenwirtig von einer Krise der Demokratie die Rede ist,
dann ist in der Regel eine Variante des Modells einer liberal
verfassten, repriasentativen Demokratie gemeint, wie sie in den
meisten westlichen Industrieldndern institutionalisiert ist. Was
die TA und ihre Beratungsaufgaben in Bezug auf die Meinungs-
und Willensbildung in der Demokratie betrifft, so erscheinen
insbesondere solche Krisendiagnosen diskussionswiirdig, denen
zufolge die deliberativ ausgerichtete Form dieses repriasentativen
Demokratiemodells und damit nicht zuletzt die Idee des Parla-
ments als 6ffentliches Forum der Demokratie in den letzten Jah-
ren vor allem von zwei Seiten unter Druck geraten ist.
Offentlich wahrgenommen und kritisch kommentiert wer-
den populistische Mobilisierungen, die in vielen Féllen natio-
nalistisch eingeférbt sind, mit Ressentiments gegeniiber Min-
derheiten und dem Establishment spielen und ihre politischen
Strategien mit einer einfachen Entgegensetzung der Interessen
,korrupter Eliten‘ und einem vermeintlich offenkundigen ,wirk-
lichen Volkswillen‘ zu legitimieren suchen. Unter Druck gerit
die Idee einer offenen Meinungs- und Willensbildung in den In-
stitutionen einer repriasentativen Demokratie und insbesondere
in den Parlamenten vielen Diagnosen zufolge aber auch durch
den weiter wachsenden Einfluss von Expertennetzwerken, wie
sie insbesondere im Rahmen der Européischen Integration be-
obachtet wurden. Der ,Aufstieg der Ungewihlten® wird von ei-
nigen Policy-Expertinnen und Experten mit Hinweisen auf die
Relevanz ihrer ebenso unverzichtbaren wie vermeintlich unab-
hingigen Expertise begriindet und im Rahmen einer erweiterten
Gewaltenteilungslehre als , fiinfte Gewalt* gerechtfertigt (Vibert
2007). Angesichts der Bedeutung, die dem rationalen Umgang
mit wissensbezogenen Fragen in der Theorie deliberativer De-
mokratie zugewiesen wird, haben einige Europaforscher die Ko-
ordination und Entscheidungsfindung in den Gremien der EU,
bei der Expertennetzwerke eine grofie Rolle spielen, als em-
pirische Verkorperung eines Modells deliberativer Demokratie
interpretiert (Joerges und Neyer 1997). Solche Charakterisierun-
gen empirisch beobachtbarer Beratungsprozesse als Ausdruck
deliberativer Demokratie stellen sich fiir kritische Stimmen
hingegen als unangemessene Legitimierung eines entstehenden
,post-demokratischen® Systems dar, das treffender als technokra-
tisch und ,elitistisch zu beschreiben und zu bewerten wire. Die
reprasentative Form von Demokratie 1duft aus dieser kritischen
Sicht nicht nur von einer, sondern von zwei Seiten Gefahr, ihre
Institutionen auszuhohlen sowie ihre Identitdt und ,Figur® zu
verlieren — und infolgedessen von innen und aufen nicht mehr
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als ein politisches System erkennbar zu sein, das sich eindeutig
von anderen unterscheidet (Urbinati 2014).

Zwischen Populismus und Autoritarismus auf der einen, Ex-
pertenerméchtigung und Technokratie auf der anderen Seite gibt
es solchen kritischen Diagnosen zufolge nicht nur offenkundige
Gegensitze, sondern auch Gemeinsamkeiten. Populismus und
Technokratie verneinen den Pluralismus von Interessen und
Werten in der Gesellschaft und richten sich gegen ihre Vermitt-
lung durch politische Parteien und Parlamente. Beide beurtei-
len die Legitimitidt demokratischer Verfahren weniger am Grad
der Gewihrleistung von Prinzipien der offenen Meinungs- und
Willensbildung unter Biirgerinnen und Biirgern, die sich wech-
selseitig als Freie und Gleiche anerkennen. Sie messen den Wert
demokratischer Prozesse vielmehr in erster Linie an ihrem ,Out-
come’ und verfolgen so ein Legitimititskonzept, das demokra-
tische Autoritit nicht an demokratische Verfahren bindet, son-
dern von der Qualitit anders bestimmter Ergebnisse abhingig
macht. Demokratie erfihrt in beiden Féllen keine intrinsisch be-
griindete, sondern lediglich eine instrumentelle Rechtfertigung:
Populisten stellen demokratische Institutionen und Entscheidun-
gen unter den Vorbehalt der Ubereinstimmung mit dem Willen
eines homogen gedachten Volkes, der selbst auB3erhalb demo-
kratischer Verfahren bestimmt wird. Befiirworterinnen und Be-
firworter technokratischer Entscheidungsfindung, die sich auf
epistemisch begriindete Demokratietheorien berufen, interpre-
tieren demokratische Verfahren in erster Linie als Wege auf der
Suche nach Wahrheit, sehen sie in praktischer Hinsicht etwa als
Instrumente bei der Herstellung von funktional mehr oder we-

Populismus und Technokratie
verneinen den Pluralismus

von Interessen und Werten.

niger erfolgreich benutzbarem robustem Wissen. Populistische
wie technokratisch ausgerichtete Ansitze tragen, so die kriti-
sche Diagnose, von unterschiedlichen Seiten zur ,,Entpolitisie-
rung” demokratischer Prozesse bei und fithren am Ende zur Vor-
stellung einer ,,unpolitischen Demokratie®, die angesichts ihrer
normativen und politisch-praktischen Implikationen zu kritisie-
ren ist (Urbinati 2014, S. 81-127).

In solchen Diagnosen schwingt auch der Vorwurf mit, dass
Theorien deliberativer Demokratie mit ihrer Akzentuierung der
epistemischen Dimension von Demokratie und den darauf auf-
bauenden Demokratisierungsstrategien direkt oder indirekt zur
Legitimation von institutionellen Reformen beitragen, die in
der politischen Praxis zu einer spezifischen Entpolitisierung
demokratischer Meinungs- und Willensbildung fithren und da-
mit Prozesse nach sich ziehen, an deren Ende die Etablierung
einer technokratisch begriindeten und elitistisch strukturierten
post-demokratischen Ordnung erkennbar wird. Solche Diagno-
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sen, die Ideen und Institutionen einer deliberativen Demokratie
zumindest indirekt auch fiir die Entfremdung ,einfacher Biir-
gerinnen und Biirger von entpolitisierten technokratischen For-
men der Entscheidungsfindung und darauf aufbauende populis-
tische Proteste gegeniiber elitistischen Strukturen verantwortlich
machen, sind ihrerseits nicht ohne Widerspruch geblieben. So
kann mit guten Griinden argumentiert werden, dass Entpolitisie-
rung und technokratische Herrschaft in Theorien deliberativer
Demokratien bei ndherem Zusehen keine Rechtfertigung finden
und weder technokratische noch populistische Ansétze iiberzeu-
gende Antworten auf die ausgemachten Schwichen oder ,,Kri-
sen” der liberalen reprisentativen Demokratie bereitstellen, son-
dern den demokratischen Kern kollektiven Handelns verfehlen
(Gaus et al. 2020, S.2).

Wie andere Ansitze wissenschaftlich fundierter Policy-Ana-
lyse hat auch TA in ihrem Bereich auf erkennbare Grenzen des
Expertenwissens und anhaltende Kritik an Formen technokra-
tisch geprégter und elitistisch begrenzter Politikberatung mit
einer ,,partizipativen Wende* reagiert und mit einer Vielzahl
von neuen Beteiligungsformen im Sinne einer ,,Demokratisie-
rung von Expertise® experimentiert (Saretzki 1997). Wie an-
dere demokratische Innovationen, stehen angesichts vielfaltiger
Erfahrungen mit solchen Experimenten mittlerweile allerdings
auch Ansitze partizipativer TA vor Legitimationsproblemen
und praktischen Reaktionen auf partizipativ ausgerichtete De-
mokratisierungsstrategien, die theoretisch mit einigen Parado-
xien demokratischer (Selbst-)Transformationen und praktisch
mit der Aufgabe einer kontextbezogenen innovativen Balancie-
rung von inklusiver Partizipation, rationaler Deliberation und
effektiver Selbsteinwirkung verbunden sind (Schmalz-Bruns
2018).

Herausforderungen an die TA

Was bedeutet nun erstens die aktuelle Krise der westlichen De-
mokratie fiir die TA? Wie steht TA zu Bedrohungen westlicher
Demokratiemodelle ,von innen°, insbesondere solchen, die im
Rahmen demokratischer Wahlen entstehen? Ist TA Beobachte-
rin oder muss sie Partei ergreifen (Delvenne et al. 2019)? Da-
mit hingt die Frage zusammen, ob und inwieweit das pragma-
tistische Modell noch trigt oder ob es nicht obsolet geworden
ist. Habermas selbst hat eingerdumt, dass die empirischen Vo-
raussetzungen des pragmatistischen Ansatzes nicht erfiillt sind
(1968). Dadurch wird freilich die normative, auf Demokratie
zielende Grundierung der TA nicht falsifiziert, sondern es resul-
tiert der Imperativ, an der Verbesserung der empirischen Bedin-
gungen zu arbeiten, in deren Rahmen eine normativ anspruchs-
volle TA in der Praxis Wirksamkeit entfalten kann. Indem TA
sich inklusiv, transparent, argumentationsgeleitet und reflek-
tiert mit Technikfolgen befasst, trigt sie, wie unvollkommen
das auch immer sein mag, zur Schaffung oder Verbesserung der
Bedingungen ihrer Moglichkeit bei. Dies weitergedacht wiirde
als These bedeuten, dass TA sich bereits dann einmischt, wenn
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sie ihre Arbeit im Einklang mit den genannten Idealen macht
(Grunwald 2019). Es bleibt die Frage, wie weit Ideal und Reali-
tit auseinanderklaffen diirfen, ohne das demokratietheoretisch
anspruchsvolle Geschift der TA als hoffnungslos naiv erschei-
nen zu lassen.

Zweitens ist die pragmatistische Sicht normativ motiviert.
Angesichts des chinesischen Erfolgs in der Wirtschaft und des
amerikanischen Erfolgs in der Digitalisierung stellt sich die
Frage, ob und fiir wen oder was dieses normativ orientierte
Modell auch funktional ist. Der TA liegt implizit die nichttri-
viale Uberzeugung zugrunde, dass mit einer auf demokratische
Ideale zugeschnittenen Prozessqualitit (Inklusion, Partizipation,
Transparenz etc.) auch eine optimale Produktqualitit verbun-
den ist. Letzteres wird jedoch von Teilen der westlichen Eliten
zusehends sogar fiir die Demokratie als Ganzes angezweifelt.
Sie sei zu langsam, zu miihsam, es werde zu viel geredet und
zu wenig durchgesetzt. Die normative Stiarke wird als funktio-
nale Schwiche wahrgenommen. TA wire demgegeniiber nahe
an dem, was manche als europdisches Modell der Innovation
bezeichnen: kein blindes Vertrauen auf den Markt, hohe Prio-
ritdt individueller Rechte, Vorsorgeprinzip (Siune et al. 2009).
Hier ist die Herausforderung an TA, dieses Modell mit zu ent-
wickeln, gleichzeitig sich aber nicht die Engfiihrung auf 6kono-
mische Funktionalitét iiberstiilpen zu lassen, sondern den Eigen-
wert der normativen Ausrichtung hochzuhalten.

Drittens sind grundlegende Herausforderungen der Demo-
kratie durch den wissenschaftlich-technischen Fortschritt und
seine iibergriffigen Tendenzen auf den Entscheidungsspielraum
und die Handlungsfreiheit der Politik geblieben. Aktuelle Er-
wartungen, etwa mit Big-Data-Technologien und KI die miih-
same demokratische Entscheidungsfindung auf rasche datenba-
sierte Optimierung mittels Algorithmen zu reduzieren, sie da-
mit zu automatisieren und das noch als Gewinn an Objektivitit
und Effizienz zu schitzen, mogen nur der Gipfel weiterhin aku-
ter technokratischer Tendenzen sein. Technokratievorstellungen
duBern sich heute auch im teils naiven Vertrauen auf Daten und
Statistiken und im grassierenden Syndrom vorgeblicher Alter-
nativlosigkeit. Diese bislang wenig 6ffentlich thematisierte Neu-
auflage der Technokratie ist auf jeden Fall eine Herausforde-
rung an die TA, deren Ansatz sie zum Denken in Alternativen
verpflichtet. Es bleibt Aufgabe der TA, alternative Optionen fiir
den Umgang mit technologischen und anderen Moglichkeiten
der Problembearbeitung zu formulieren und eine 6ffentliche De-
batte zu lancieren, um einen schleichenden Demokratieverlust
zu verhindern.

Viertens sind nicht wenige Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler der Meinung, dass die Demokratie ungeeignet sei,
mit langfristigen Herausforderungen wie dem globalen Klima-
wandel umzugehen. Diagnosen eines Demokratieversagens in
der Umweltkrise gehen dabei teilweise mit Forderungen einher,
demokratische Verfahren im Namen der Uberlebenssicherung
auBer Kraft zu setzen, alle notwendigen Mafnahmen auf der
Basis des vermeintlich ,richtigen‘ wissenschaftlichen Wissens
zu planen und von einer entsprechend qualifizierten wissen-
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schaftlichen ,Wéchterelite® in autoritiren Managementstruktu-
ren durchsetzen zu lassen. Solche generalisierenden Diagnosen
eines grundlegenden Demokratieversagens und die radikalen
Therapievorschldge, die auf dieser Basis angedacht werden, hal-
ten einer kritischen Uberpriifung der vorgetragenen Argumenta-
tion nicht stand. Beim Auf- und Umbau der 6kologischen Prob-
lemlosungsfihigkeit von Demokratien konnen wissenschaftlich
qualifizierte Eliten auf die Vielfalt unterschiedlicher Fragen,
die sich in solchen gesellschaftlichen Transformationsprozes-
sen stellen, auf der Grundlage ihres spezifischen (Fach-)Wissens
allein keine autoritativen Antworten geben (Saretzki 2011). Der
Aufbau von Bewiltigungskapazititen fiir den Klimawandel und
andere grofe Herausforderungen hat die TA-Community schon
ldnger beschiftigt und steht zurzeit im Fokus der Aktivititen
zu einer global TA (Hahn und Ladikas 2019). Die meisten Re-
gierungen demokratischer Industriestaaten haben auf die ausge-
machten materiellen grand challenges bisher vor allem mit Pro-
grammen zur Forderung technischer Innovationen reagiert, so-
dass die Frage nach der Abschétzung und Bewertung der dabei
zu gewirtigenden Folgen schon im Rahmen und in Fortsetzung
ihres bisherigen Aufgabenprofils auf die Agenda der TA gera-
ten ist (Decker et al. 2018).

Wenn die Diagnose richtig ist, dass die Demokratie nicht nur
durch materielle Herausforderungen von auflen, sondern auch
von innen durch Prozesse der Entdemokratisierung bedroht ist,
dann stellt sich die Frage nach dem Wechselverhiltnis von wis-
senschaftlich-technischem Wandel und Demokratie angesichts
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liche Herausforderungen unter verdnderten Bedingungen nicht
irgendwie, sondern im Rahmen legitimer demokratischen Ver-
fahren und Institutionen zu bewaltigen.

Uberblick tiber das TATuP-Thema

Stefan Boschen und Hans-Jorg Sigwart greifen in ihrem Bei-
trag die jiingere Debatte um die Neutralitit und das damit ver-
bundene Positionierungsproblem der TA auf. Um dieses Posi-
tionierungsproblem in ihren Beziigen zur Offentlichkeit produk-
tiver als bisher reflektieren und bearbeiten zu konnen, miisse
TA iiber ihren Fokus auf Fragen politischen Konnens hinaus
auch die im o6ffentlichen Raum bedeutsamen Semantiken des
politischen Wollens und Sollens stirker beriicksichtigen. In
einem solchen dreidimensionalen Referenzrahmen lieen sich
unterschiedliche Beziige von TA zu einer stirker fragmentier-
ten Offentlichkeit auch in funktionaler Perspektive differen-
zierter interpretieren. Betrachtet man unterschiedliche Beziige
von TA zur Offentlichkeit, bei denen diese als Adressatin, als
Quelle von TA-Wissen oder als Interaktionspartnerin fungiert,
im Lichte des vorgeschlagenen Referenzrahmens, dann erscheint
das Positionierungsproblem der TA nicht mehr als unvereinba-
rer Grundkonflikt zwischen Neutralitit und Parteilichkeit, son-
dern als Frage einer analytisch hinreichend differenzierten Re-
flexion und Verstindigung iiber die eigenen Aufgaben und Be-
dingungen ihrer Bearbeitung.

Es bleibt Aufgabe der TA, alternative Optionen

fiir den Umgang mit technologischen und anderen Moglichkeiten

der Problembearbeitung zu formulieren.

verdnderter gesellschaftlicher und politischer Bedingungen auch
fiir TA dringlicher und anders, als das bisher im stabilen Rah-
men eines etablierten und weithin anerkannten demokratischen
Institutionensystems der Fall war. Im Fokus von TA stehen dann
nicht nur vertraute Aufgaben bei der Analyse und Bewertung der
Voraussetzungen, Gestaltungsbedingungen und moglichen Fol-
gen von (neuen) Technologien. Ausfiihrlicher und differenzier-
ter zu behandeln wiren auch Fragen nach den Moglichkeiten
und Grenzen, die fiir einen demokratischen Umgang mit Tech-
nisierungsprozessen auf den Ebenen der Biirgerschaft (Werte,
Normen, Interessen, Vertrauen, Solidaritit), des politischen
Vermittlungssystems (Parteien, Verbédnde, Nichtregierungsorga-
nisationen) und des staatlichen Institutionensystems im enge-
ren Sinne (Parlamente, Regierungen, Verwaltungen, Gerichte)
in Rechnung zu stellen sind. Legt man ein reflexives Selbstver-
hiltnis zu Grunde, dann steht auch TA im Hinblick auf ihre Be-
ratungsaufgaben analytisch und praktisch vor einer Herausforde-
rung zweiter Ordnung: der Herausforderung, grole gesellschaft-
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Angesichts der fortschreitenden Digitalisierung aller Arbeits-
und Lebensbereiche geraten nicht nur neue Informations- und
Kommunikationsméglichkeiten, sondern auch die damit verbun-
denen Folgen fiir erweiterte Uberwachungs- und Kontrolloptio-
nen auf die 6ffentliche Agenda. Harmut Aden und Jan Fédhrmann
untersuchen den Einsatz neuer Datenverarbeitungstechnologien
in dem grundrechtssensiblen Bereich der Polizei. Die Nutzung
von IT-Anwendungen in der Polizeiarbeit setzt bei Risiken fiir
die Freiheitsrechte von Betroffenen zwar eine rechtlich vorge-
schriebene Folgenabschétzung im Hinblick auf den Datenschutz
voraus. Bei deren weitgehend polizeiinterner Umsetzung zeigen
sich in der Praxis allerdings erhebliche Defizite im Hinblick auf
die Herstellung von Transparenz. Diese konnten den Autoren zu-
folge durch verinderte rechtliche Vorgaben, technische MaBinah-
men und partizipative Ansitze abgebaut werden.

Philipp Frey, Christoph Schneider und Christian Wadephul
erinnern daran, dass die Entwicklung und Nutzung von Tech-
nik zu groBen Teilen in einer privatwirtschaftlich organisierten
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okonomischen Sphire erfolgt. Angesichts der Dominanz 6kono-
mischer Akteure, die in den letzten Jahrzehnten durch Politiken
der De-Regulierung und Privatisierung weiter gestiarkt wurde,
stoBt die Idee einer Demokratisierung des technischen Wandels
auf Grenzen, die durch die Verteilung von Macht und Entschei-
dungskompetenzen in dieser Sphire und ihren Einfluss auf poli-
tische Prozesse bedingt sind. Die Autoren plddieren daher da-
fiir, in der Diskussion iiber eine demokratische Gestaltung des
technischen Wandels an Ideen einer Wirtschaftsdemokratie an-
zukniipfen und in der Diskussion iiber die Rolle der TA entspre-
chend Position zu beziehen.

Immer wieder wurde in den letzten Jahren die zunehmende
Bedeutung von Expertenkommissionen in der Politikberatung
diskutiert und auch kritisiert. Jorg Radtke und Emily Drewing
kontrastieren in ihrem Beitrag die Rolle von Expertenkommis-
sionen in der Energiewende mit der partizipativen TA in Be-
zug auf die demokratische Legitimitit. Sie werfen der Politik-
beratung durch Kommissionen technokratisches Denken, den
Vorrang technisch-6konomischer Logik, die mangelnde Be-
riicksichtigung von Laienperspektiven und damit ein demokra-
tietheoretisches Defizit vor. Als Gegenmodell fordern sie einen
stiarkeren Einsatz partizipativer Technikfolgenabschitzung nicht
nur auf der lokalen, sondern auch der nationalen Ebene, um
eine stirker responsive Governance der Energiewende zu befor-
dern.

Der Beitrag von Ulrich Hartung, Jochen Miiller und Jale To-
sun befasst sich nicht mit TA direkt, sondern mit der Behand-
lung von Technikthemen im Parteiensystem. Am Beispiel der
seit einigen Jahren vieldiskutierten neuen Techniken der Pflan-
zenziichtung im Umfeld von CRISPR/Cas analysieren sie, wie
diese Innovation bei Biindnis 90/Die Griinen diskutiert wird
und wie der Meinungsbildungsprozess verlauft. Die zentrale und
hoch kontroverse Frage ist, ob diese neuen Techniken zu einer
zumindest teilweisen Neubewertung der Gentechnik in der Par-
tei filhren. Die Autoren und die Autorin zeigen, dass die Mei-
nungsbildung auf den Umgang mit Risiken fokussiert und dabei
argumentationsorientiert verlduft. Zur Erreichung eines Konsen-
ses trotz fundamental unterschiedlicher Ausgangspositionen er-
achten sie TA als von zentraler Bedeutung.

Die groBen Herausforderungen nachhaltiger Entwicklung, al-
len voran der Klimawandel, haben in manchen Kreisen Zwei-
fel an der Eignung demokratischer Strukturen zur Problemls-
sungsfihigkeit geweckt. Vor allem die Dezentralitit der Demo-
kratie, das Mehrheitsprinzip und die durch den Wahlrhythmus
implizierte Kurzfristigkeit politischen Handelns stehen in der
Kritik. Armin Bangert untersucht von einem philosophischen
Ausgangspunkt die Moglichkeiten von Verstindigung in plura-
len Gesellschaften zum Umgang mit Langzeitherausforderungen
wie dem Klimawandel. Als Ergebnis empfiehlt er die stirkere
Nutzung klugheitsethischer Herangehensweisen.
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Technikfolgenabschatzung (TA) offnet sich gegenwartig neu fiir die Be-
ratung demokratischer Offentlichkeit. Dabei zeigt sich jedoch ein viel-
schichtiges Positionierungsproblem fiir TA. Damit TA diese Positionie-
rung transparent vollziehen kann, so unsere These, bedarf es eines
demokratietheoretischen Referenzrahmens, in dem die Beziige zu Of-
fentlichkeit geklart werden konnen. Ein solcher Referenzrahmen kann
heuristisch aus den drei Dimensionen politischen Kdnnens, politischen
Wollens und politischen Sollens gebildet werden. Anhand einer Analyse
entlang dreier typischer Bezugsformen - Offentlichkeit als Adressat von
TA-Wissen, als Quelle von TA-Wissen und als Interaktionspartner - wird
aufgezeigt, dass unter Anwendung eines solchen Referenzrahmes TA
ein kritisch-reflexives Verhltnis zu Offentlichkeit einnehmen und so
das Positionierungsproblem produktiv l6sen kann.

Democratization of technology assessment?
The problem of defining the relationship between public sphere
and scientific expertise

Technology assessment (TA) is becoming more open to democratic pub-
lic consultation. This poses a complex problem of self-positioning for TA.
We argue that in order for TA to be able to carry out this public self-po-
sitioning transparently, a democratic theoretical framework is required
which allows clarifying the relationship to the public. Such a frame of
reference can be formed from the three dimensions of political ability
(“politisches Konnen”), political willing (“politisches Wollen”), and polit-
ical obligation (“politisches Sollen”). Based on an analysis along three
typical forms - the public as addressee of TA knowledge, as source of
TA knowledge, and as interaction partner of TA - we demonstrate how
this framework can help TA develop a critical and reflexive relationship
to the public and thus productively solve the self-positioning problem.

Keywords: democratization, public sphere, problem-oriented
research, critique
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Einleitung

Technikfolgenabschitzung (TA) hat sich immer schon als Form
der Demokratisierung von politischem Entscheiden verstanden.
Ausgehend von parlamentarischer TA (Petermann und Grun-
wald 2005; Delvenne et al. 2011) 6ffnete sich TA im Zuge des
,Participatory Turn* (Jasanoff 2003) immer stérker zur Offent-
lichkeit, wobei dieser Bezug oftmals instrumentell verengt (Bog-
ner 2010), jedoch im Sinne einer Gesellschaftsberatung (Legge-
wie 2007) anders denkbar war. Gerade die technischen Moglich-
keiten erlauben in der Zwischenzeit eine ,,Inklusionsexpansion*
(Beetz 2005, S. 20), riicken aber auch einen ,,algorithmischen
Strukturwandel von Offentlichkeit* (Hagen et al. 2017) in den
Blick. Méchte TA die Offnung zur Offentlichkeit vorantreiben,
dann steht sie vor der Aufgabe, ein Verstindnis vor und eine Re-
lationierung zu Offentlichkeit zu entwickeln, die den vielschich-
tigen Anforderungen demokratischer Diskurse gerecht werden
und TA als problem-orientierter Forschung eine reflektierte
Selbstpositionierung innerhalb dieser Diskurse ermoglichen.
Das Problem der Positionierung wurde lange Zeit durch das
Postulat ,relativer Distanz* gelost: ,,Ohne relative Distanz kann
TA auch gegeniiber der Offentlichkeit keine Korrektivfunktion
wahrnehmen.” (Gloede 1992, S. 325) Relative Distanz bedeu-
tete, sich als TA durch geeignete MaBnahmen gegeniiber den
verschiedenen Anspruchspositionen in der politischen Arena
als unparteiisch zu positionieren. Eingelost wurde dies durch
das Selbstverstdndnis, die Folgen des Einsatzes und der Ver-
breitung bestimmter Technologien abzuschitzen. Diese Positio-
nierung erscheint auf den ersten Blick unverfinglich, sie ist es
aber nicht. Denn sie unterschligt: Folgen werden typischerweise
in Relation zu Prozessen gesellschaftlicher Problembearbeitung
betrachtet, in denen sich die Formierung der Problemdefinition
sowie entsprechender Losungen offentlich-politisch vollzieht,
so dass die Abschdtzung einen normativ gebundenen Akt dar-
stellt. Somit kann relative Distanz nicht allein durch (vermeint-
lich) objektives Wissen sichergestellt, sondern muss durch die
Transparenz normativer Beziige beim Problemlosen erweitert
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werden. Um dies zu verdeutlichen und analytisch beschreibbar
zu machen, so unsere These, bedarf es eines demokratietheore-
tischen Referenzrahmens, der spezifische Qualititen demokra-
tischer Diskurse herauszustellen erlaubt.

Unsere Analyse des Selbstpositionierungsproblems von TA
geht in drei Schritten vor. Wir skizzieren zunichst drei typi-
sche Bezugsformen von TA zu Offentlichkeit: Offentlichkeit
als Adressat von TA, Offentlichkeit als Quelle von TA-Wissen
sowie Offentlichkeit als Interaktionspartner. Zweitens entwer-
fen wir einen Referenzrahmen, um die unterschiedlichen, sich
oft scharf voneinander abgrenzenden Akzentsetzungen in der
gegenwirtigen Debatte in eine differenzierte Perspektive auf
drei Grundfunktionen demokratischer Politik und die ihnen ent-
sprechenden Semantiken 6ffentlichen Sprechens zu tibersetzen:
politisches Konnen, politisches Wollen und politisches Sollen.
SchlieBlich zeigen wir mit Blick auf die drei typischen Bezugs-
formen von TA zu Offentlichkeit auf, wie TA ihre Position als
politisches Kénnen im Raum der Offentlichkeit unter Einbe-
ziehung der eigensinnigen Semantiken politischen Sollens und
Wollens bestimmen kann und so das Positionierungsproblem
besser adressiert (3.).

Bezugsformen zwischen TA
und Offentlichkeit

Im Sinne einer allgemeinen Definition ldsst sich TA als prob-
lem-orientierte Forschung bestimmen, die 6ffentlich-politisch
thematisierte Problemlagen aufgreift und Wissen zu deren wei-
teren Thematisierung sowie Entscheidung bereitstellt. Unter die-
sem Gesichtspunkt ist es fiir TA bedeutsam, moglichst genau die
offentlich-politische Thematisierung nachzuvollziehen und in
ihrer Analyse zu beriicksichtigen. Solange TA auf Einzeltech-
nologien konzentriert blieb, konnte dieser Bezug mehr oder we-
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Wissen ab und damit zugleich auf Allparteilichkeit, um als Be-
ratung nicht in die Nédhe ausgesuchter Akteursgruppen zu gera-
ten. Bei dieser Bezugsform stellen sich insbesondere Heraus-
forderungen, die Kommunikationsmittel angemessen zu wéih-
len. TA folgte lange Zeit einer expertenzentrierten Form der
Wissenskommunikation und nahm die Kritik am linearen Mo-
dell der Kommunikation (Bucchi und Neresini 2008) erst zeit-
verzogert zur Kenntnis. Offentlichkeit zu adressieren wird in
der gegenwirtig stiarker polarisierenden Kommunikation in im-
mer fragmentierteren Arenen deutlich herausfordernder. Denn
es bedeutet, dass die Allparteilichkeit nur durch weitergehen-
de Transparenz der eigenen Voraussetzungen gesichert werden
kann.

Zweitens ist Offentlichkeit Quelle von TA-Wissen. In vielen
partizipativen Verfahren geht es letztlich darum, dass Laienwis-
sen fiir den Umgang mit Technologien oder auch das Werte-
wissen von Biirgerinnen und Biirgern mobilisiert werden soll.
Hier hat TA eine Pionierrolle eingenommen und eine Fiille von
Methodenwissen erarbeitet. Zugleich blieb eine Asymmetrie in
der Wertstellung von Expertenwissen gegeniiber Laienwissen
wirksam (Bogner 2010). TA nutzt mithin Offentlichkeit bis-
her zu wenig als Quelle von Wissen, obgleich dies als problem-
orientierte Forschung sehr naheliegend wire. Es steht zu ver-
muten, dass TA bisher noch nicht iiber die Instrumente verfiigt,
um herausfiltern zu konnen, welches Wissen wofiir als niitz-
lich und relevant anzusehen ist — und zwar: transparent und be-
griindet.

Drittens ist Offentlichkeit Interaktionspartner. Offentlichkeit
ist nicht allein Arena, sondern wird etwa durch zivilgesellschaft-
liche Akteure und ihre Mobilisierung als ,,Bewegungsoffentlich-
keiten* formiert. Dadurch entstehen mitunter iiberraschende
Relationen. Sprechender Ausdruck dafiir ist die Differenz zwi-
schen ,,eingeladener* und ,,uneingeladener* Partizipation der Zi-
vilgesellschaft (Wehling und Viehover 2013). TA folgt vielfach

TA kann relative Distanz zur Offentlichkeit nur sicherstellen,

wenn sie sich auch den politischen und

normativen Voraussetzungen von Partizipation zuwendet.

niger ignoriert werden. Mit der Analyse von Prozessen wie etwa
der Energiewende jedoch, bei der verschiedene Innovationen Er-
neuerbarer Energien mit der Exnovation etablierter Technolo-
gien (z.B. Kohleverstromung) verzahnt sind, treten die Differen-
zen bei der Definition zu l6sender Probleme sowie der zur Prob-
lemlosung jeweils effektiven wie legitimen Strategien sinnfallig
vor Augen. Als Bezugsformen von TA zu Offentlichkeit lassen
sich im Wesentlichen die drei folgenden unterscheiden (Rowe
und Frewer 2005).

Erstens ist Offentlichkeit Adressat von TA-Expertise. TA als
Forschung und Expertise zielt auf universalisierungsfiahiges
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einem Einladungsmodus und hat dabei Partizipation mitunter
zum Labor gemacht (Bogner 2010). Zudem kommen bisher un-
geahnte Interaktionspartner ins Spiel, wenn mittels softwareba-
sierter Desinformationsstrategien Akteure den Verlauf offent-
licher Debatten zu manipulieren trachten (European Commis-
sion 2018).

In allen drei genannten Relationen wird deutlich, dass TA re-
lative Distanz in den Beziigen zur Offentlichkeit nur sicherstel-
len kann, wenn sie sich neben der instrumentellen Seite der Ex-
pertise auch den politischen und normativen Voraussetzungen
dieser Expertise zuwendet und hierfiir ein Instrumentarium zur
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Selbstreflexion und -positionierung entwickelt. Hierzu stellen
wir im Folgenden einen demokratietheoretischen Referenzrah-
men vor, der die spezifischen Qualititen demokratischer Dis-
kurse herauszustellen erlaubt.

Ein demokratietheoretischer
Referenzrahmen

Fiir die Entfaltung eines solchen demokratietheoretischen Refe-
renzrahmens schlagen wir vor, die heuristische Unterscheidung
von politischem Konnen, politischem Wollen und politischem
Sollen als drei zentralen Funktionen demokratischer Diskurse
zu nutzen (Beardsworth et al. 2020). Zum einen ldsst sich zei-
gen, wie sich die wissenschaftliche Debatte zur politischen Rolle
von TA teils explizit, teils implizit und mit wechselnden Schwer-
punkt- und Akzentsetzungen auf diese drei Funktionen bezieht.
Zum anderen ldsst sich anhand dieser Unterscheidung aufzeigen,
dass in oOffentlichen Diskursen stets simultan differente politi-
sche Grundanliegen adressiert werden. Neben Fragen kompeten-
ter governance auf Grundlage von (technischer) Expertise wer-
den zugleich die fundamentalen demokratischen Belange kol-
lektiver Willensbildung und moralischer Selbstverstindigung
verhandelt. Diesen Grundanliegen entsprechen drei unterscheid-
bare Semantiken 6ffentlichen Sprechens. Mit der Nutzung der
genannten Heuristik lassen sich entstandene Verwirrungen in-
nerhalb der offentlichen Selbstpositionierung von TA entwir-
ren. Um dies zu verdeutlichen, charakterisieren wir im Folgen-
den knapp die drei Semantiken.

Demokratische Diskurse haben erstens eine Umsetzungs-
funktion, nach der es in demokratischer Politik vor allem darum
geht, effiziente politische Entscheidungsfindung und gesamtge-
sellschaftliche Steuerung zu erméglichen (Mayntz und Scharpf
1995), das heifit wirksame Formen der governance als Mittel

Die auf dieser Grundlage generierten Umsetzungskapaziti-
ten demokratischer Diskurse umfassen verschiedenste Formen
von Wissen (Nullmeier 1993; Schuppert 2008), angefangen von
Fakteninformationen und technischem Fachwissen bis hin zur
Fahigkeit, die Funktionsweise politischer Prozesse und Institu-
tionen zu verstehen sowie zu beurteilen, welche Ziele iiberhaupt
im Bereich des politisch Realisierbaren liegen und welche Kos-
ten und nicht-intendierten Nebenwirkungen ihre Umsetzung im-
pliziert. Die Semantik politischen Konnens konzentriert sich so-
mit auf Sachprobleme, die zwar immer auch Normen umfassen
konnen, diese aber vor allem im Sinne von Koordinationsregeln
in Prozessen der Problembearbeitung adressieren. Normativ ist
der Semantik politischen Kénnens daher die Orientierung an den

»Werten“ der Neutralitit und Objektivitidt im Rahmen von ,,good
governance” (Czada 2010) eingeschrieben. Es geht dabei um die
Fahigkeit, diejenigen objektiven Probleme zu bestimmen, zu ver-
stehen und zu handhaben, die sich unabhéngig von den norma-
tiven Zielvorgaben kollektiver Willensbildung und moralischer
Uberzeugungen im Sinne eines kompetenten und verantwortungs-
vollen Problemlosungshandelns als politische Aufgaben stellen.

Die Verstindigung liber solche normativen Vorgaben ist aber
ebenfalls wesentlicher Bestandteil demokratischer Diskurse. Sie
stellen daher zweitens den Versuch dar, iiber Austausch, Kon-
flikt, aber auch iiber Zusammenfiihrung unterschiedlicher Mei-
nungen, Interessen und Vorstellungen von den Zielen politischer
Gestaltung einen Prozess kollektiver Willensbildung zu ermog-
lichen (politisches Wollen). In der Semantik politischen Wol-
lens kommt normativ die demokratische Grundidee kollektiver
Selbstbestimmung und mit ihr ein Verstdndnis von politischer
Macht nicht nur als ,.konstituiert, sondern auch als ,,konstitu-
ierend* zum Ausdruck (Kalyvas 2005, S.227 {f.). Die Macht der
Offentlichkeit ist hier also als ein Bottom-up-Phinomen zu ver-
stehen, d. h. als ,,die Macht freier und gleichberechtigter Biirger
als kollektiver Korper* (Rawls 2003, S.222).

Der Referenzrahmen zeigt, dass die Rolle

von TA traditionell vor allem in der Dimension

politischen Konnens gesehen wurde.

zur Verwirklichung der politischen Selbstgestaltung der Gesell-
schaft zu generieren und erfolgreich anzuwenden (politisches
Konnen). Eine spezifische Semantik politischen Konnens in die-
sem Sinne entfalten demokratische Diskurse in erster Linie im
Medium konstituierter Macht, d. h. in den institutionalisierten
Formen demokratischer Politik. Diese umfassen neben den klas-
sischen représentativen, Regierungs- und gesellschaftlichen Ver-
mittlungsinstitutionen auch vielféltige hybride Formen von go-
vernance, an denen auch Netzwerke aus Nichtregierungsorga-
nisationen, Wirtschaftsunternehmen und einzelnen Biirgern als
Akteure beteiligt sind.
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Realiter besteht dieser ,,kollektive Korper* bzw. die Offent-
lichkeit als Ganzes zwar immer aus einer Vielzahl oft wider-
spriichlicher Positionen, und Prozesse der kollektiven Willens-
bildung vollziehen sich vor allem in der Form von andauernden
und nicht vollstindig aufldsbaren Konflikten zwischen ihnen.
Aber in einem solchen pluralistisch-agonalen Sinne verstanden
ist die Semantik politischen Wollens dennoch ein reales Element
demokratischer Politik, das sich in konkreten Formen des ,,prac-
tical enactment in public life* (White und Ypi 2017, S.444) ar-
tikuliert und reale Effekte auf die Agenda demokratischer Pro-
zesse hat. Das politische Wollen der Offentlichkeit in diesem
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Sinne artikuliert sich faktisch etwa in grundlegenden Neujus-
tierungen offentlicher Selbstverstindigungsdebatten, die sowohl
die Form von fundamentalen ,,Erginzungen® als auch von (zu-
mindest partiellen) ,,Unterbrechungen® bisheriger 6ffentlicher
Debatten und entsprechender Entwicklungstendenzen anneh-
men konnen (Wenman 2013).

Im demokratischen Diskurs tiber die normativen Grundkoor-
dinaten des politischen Prozesses geht es aber nicht ausschlief3-
lich um die Organisierung kollektiver Willensbildungsprozesse,
sondern — drittens — auch um den Versuch, Kategorien morali-
scher Orientierung zu generieren und Grundprinzipien der 6f-
fentlich-politischen Moral zu artikulieren, die z. B. schiitzens-
werte Grundrechte als unverzichtbare Voraussetzungen der le-
gitimen Anwendung politischer Gestaltungsmacht bestimmen
(politisches Sollen). Dieser moralische Charakter 6ffentlicher
Diskurse driickt sich vor allem darin aus, dass in ihnen immer
auch die Frage nach den grundlegenden Einschrinkungen mit-
verhandelt wird, denen politisches Handeln unterworfen sein
soll (Rawls 2002, S.27f.). Die entsprechende Semantik poli-
tischen Sprechens folgt einer im Anspruch objektiven und uni-
versalen, aber in erster Linie negativen Logik der Bestimmung
der moralischen Grenzen nicht nur des politisch ,,Machbaren®,
sondern auch der legitimen ,,Willkiir“ des demokratischen Sou-
verins (ebd., S.31).

In der Semantik politischen Sollens spiegelt sich somit die
genuin liberale Idee, dass jede politische Regierung, auch eine
solche, die sich auf das demokratische Prinzip der Volkssouve-
réanitdt beruft, d. h. dass sowohl die Erfordernisse wirksamer go-
vernance als auch die Prozesse kollektiver Willensbildung der
moralischen Beschrinkung bediirfen. Der Hinweis auf den sou-
verdnen Willen des Volkes kann alleine weder eine normativ zu-
friedenstellende Vermittlung zwischen kollektiver und individu-
eller Autonomie garantieren (Habermas 1992, S. 112 ff.), noch
den Status von Individuen als moralische Subjekte sicherstellen
(Habermas 2002). Im Unterschied zur voluntaristischen Seman-
tik kollektiver Willensbildung artikuliert sich politisches Sollen
daher in einer Semantik der grundlegenden moralischen Pflich-
ten, an deren Erfiillung jede demokratische Gemeinschaft nor-
mativ gebunden sein soll.

Wenden wir den Blick auf TA und betrachten ihre Entwick-
lung im Lichte des hier skizzierten Referenzrahmens, dann zeigt
sich, dass die Rolle von TA traditionell zunzchst vor allem in der
Dimension politischen Konnens gesehen wurde. Gegenwirtig
deutet die kontrovers gefiihrte Diskussion zur Frage der norma-
tiven Implikationen von TA, in deren Verlauf der Anspruch von
TA auf Neutralitit zugunsten eines stirker ethisch-moralischen
(Grunwald 2017, S.317 ff.) oder eines dezidiert politischen Ver-
stindnisses (Delvenne und Parotte 2019) reflektiert wird, auf
eine Offnung in Richtung der Dimensionen politischen Wol-
lens und Sollens hin. Die in der Debatte vorherrschende Posi-
tionierung dieser verschiedenen Verstidndnisse von TA als unver-
einbare Alternativen wird jedoch dem komplexen Problem der
politischen Selbstpositionierung von TA gerade nicht gerecht.
Unsere heuristische Unterscheidung legt stattdessen nahe, dass
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etwa die Argumente von Grunwald einerseits und Delvenne an-
dererseits (Delvenne et al. 2019) nur aufgrund einer ungeniigen-
den Differenzierung zwischen politischem Konnen, politischem
Sollen und politischem Wollen als sich ausschlieSende Alterna-
tiven erscheinen.

Das Positionierungsproblem
von TA revisited

Mit Blick auf unseren demokratietheoretischen Referenzrah-
men muss die Frage der Selbstpositionierung von TA somit als
das Problem einer differenzierenden Aufgabenbestimmung be-
schrieben werden, welche die unterschiedlichen, teils in einer
ambivalenten Beziehung zueinander stehenden Anforderun-
gen und Semantiken offentlicher Kommunikation beriicksich-
tigt. Wie sich eine solche Positionierung im Triangle aus politi-
schem Konnen, politischem Wollen und politischem Sollen si-
tuativ vollziehen konnte, soll nun abschliefend hinsichtlich der
verschiedenen Bezugsformen von TA zu Offentlichkeit knapp
skizziert werden.

Offentlichkeit als Adressat von TA-Wissen. So lange sich die
Herausforderung auf die Kommunikation wissenschaftsbasier-
ter Expertise bezog, war die Aufgabe fiir TA relativ einfach, da
sie sich mehr oder weniger unhinterfragt auf politisches Kon-
nen fokussieren konnte. Allerdings zeigt insbesondere die De-
batte um wissenschaftliches Nichtwissen (Proctor und Schiebin-
ger 2008; Boschen et al. 2010) neue Reflexionserfordernisse auf.
Denn genau besehen verweist Nichtwissen neben der Einsicht in
die Grenzen politischen Konnens auf die Notwendigkeit, im An-
gesicht dieser Grenzen politische Festlegungen tiber den weite-
ren Umgang mit Nichtwissen zu treffen. Welche Vorsorgestra-
tegien sollen getroffen werden, welche nicht? Welche Schiden
durch unerkanntes Nichtwissen sind hinnehmbar, welche hin-
gegen nicht? Dies sind genuin Fragen politischen Wollens und
Sollens. Das Problem des Nichtwissens ist inmitten des Trian-
gels von politischem Konnen, Wollen und Sollen platziert. Inso-
fern bedarf es einer reflektierten Situierung von TA-Wissen im
Spannungsfeld der durch Nichtwissen gezogenen Grenzen, mit-
laufenden Strategien und politischen Interessen. Die offensive
AuBerung von Zweifel kann Ausdruck eines politischen Wollens
sein, wie sich in der Klimawandelskepsis deutlich zeigt (Ores-
kes und Conway 2010). Vor diesem Hintergrund macht der Refe-
renzrahmen zwei wichtige Angebote fiir TA. Erstens ermoglicht
es dieser Rahmen, die Nutzung und das Wirksam-machen von
Nichtwissen in 6ffentlichen Debatten zu rekonstruieren, indem
er in den jeweiligen Artikulationen von Nichtwissen die drei 6f-
fentlichen Semantiken und damit die genuin politischen Qualita-
ten dieser Wissensform abschichtet. Zweitens hilft er dabei, die
wissenskommunikative Herausforderung zu 16sen, genau diese
Merkmale transparent zu machen.

Offentlichkeit als Quelle von TA-Wissen. Gerade bei etab-
lierten Verfahren der Partizipation verdeutlicht der Blick mit-
tels der Semantiken eine entscheidende Schieflage. Denn diese
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sind primér in der Logik politischen Konnens und Sollens ver-
haftet. In der Konsequenz werden Akteure am politischen Kon-
nen zwar beteiligt und dabei mitunter auch moralische Fragen
politischen Sollens adressiert, dies jedoch bezeichnenderweise
unter Nichtberiicksichtigung der spezifischen Semantik politi-
schen Wollens und ihrer Implikationen. Diese Selektivitit ver-
dankt sich dem Umstand, dass TA mit der Grundpramisse eines
argumentativ-rationalen Risonierens operierend ein konzeptio-
nelles Ungleichgewicht zu Gunsten politischen Konnens insti-
tutionalisiert hat (Hennen 2012). Dies erschwert auch das Ver-
stindnis aktuell virulenter Probleme. So lisst sich etwa das Pro-
blem fragmentierter Offentlichkeiten in seinen Implikationen
fiir TA adiquat nur unter Beriicksichtigung der besonderen Se-
mantik demokratischer Willensbildungsprozesse adressieren. Si-
cherlich kann Offentlichkeit unter den Bedingungen hoher Frag-
mentierung weiterhin als Quelle von TA-Wissen dienen. Jedoch
stellt die Fragmentierung ein zentrales Problem dar, sobald es
um die Einbeziehung der Semantik offentlicher Willensbil-
dungsprozesse, d. h. des ,,Wollens* der Offentlichkeit und ent-
sprechender hegemonialer Deutungen (Laclau und Mouffe 1991,
S.100ff.) oder anders ausgedriickt sobald es um Offentlichkeit
als eines in welcher Weise auch immer integrierten Gesamt-
zusammenhangs geht (Dewey 1996, S. 134 ff.). Der Referenz-
rahmen eroffnet hier also fiir TA die Moglichkeit, trotz Auflo-
sung klarer politischer Relevanz- und Orientierungsrahmen fiir
die Problemorientierung, Positionierungsweisen zu identifizie-

ziell in einer Wollens-Semantik von immer nur auf ,,politischer
Ebene zu entscheidenden ,,Wertkonflikten® aufgelost werden
(Weydner-Volkmann 2019). Mit dem Referenzrahmen kann TA
gegeniiber der Offentlichkeit als Interaktionspartner transpa-
renter der Aufgabe nachkommen, aktiv zur Klarheit und Auf-
rechterhaltung entsprechender Differenzierungen und einer ent-
sprechenden Praxis offentlicher Selbstverstindigung beizutra-
gen.

Fazit

Die hier skizzierte Anwendung unseres Referenzrahmens zeigt,
wie etablierte Formen von TA reflektiert und anders positioniert
werden konnen und inwiefern die Differenzierung unterschied-
licher Semantiken offentlichen Sprechens zentrale Aspekte des
Positionierungsproblems von TA in Offentlichkeit zu identifi-
zieren hilft. So zeigt sich zum einen, dass eine reflexive Praxis
der Selbstverortung von TA insbesondere gegeniiber der Logik
politischen Wollens nicht mehr umstandslos im alten Postulat
einer mehr oder weniger fixierten ,,relativen Distanz* vollzogen
werden kann. Denn beim politischen Wollen ist der Adressat die
Gesellschaft bzw. die Offentlichkeit, die TA nicht als ein Gegen-
iiber verstehen kann. Hier muss TA ihrem offentlichen Charak-
ter vielmehr im Sinne eigenen Beteiligt-Seins gerecht werden.
Ein genuin kritischer Anspruch von TA gegeniiber dem politi-

Der Referenzrahmen eroffnet fiir TA die Moglichkeit,

Problemlosungsperspektiven genauer zu erfassen.

ren und so das Panorama der Problemldsungsperspektiven ge-
nauer zu erfassen. Jedoch ist nicht zu iibersehen, wie aufwindig
diese Aufgabe angesichts der Fragmentierung von Offentlich-
keit mitunter sein kann.

Offentlichkeit als Interaktionspartner. Insbesondere Verfah-
ren der Constructive TA haben prignant diesen Aspekt des Of-
fentlichkeitsbezugs in den Blick geriickt und praktiziert. Gerade
dem politischen Wollen wurde so Spielraum gegeben. Jedoch
wurde hierbei, paradoxerweise, der Aspekt politischen Konnens
in den Hintergrund geriickt und systematisch ausgeblendet, dass
etwa der Umstand des Von-vornherein-Einbeziehens nicht schon
automatisch die Vermeidung von negativen Folgen bedeutet.
Einer pauschalen Kritik an CTA, welche den Umstand gemein-
samer Entwicklungsarbeit als Ausschluss einer kritischen Per-
spektive deutet, wiirden wir zwar entgegnen, dass dieses Argu-
ment das politische Wollen nicht ernst nimmt und verkennt, dass
bereits jeder Versuch einer offentlichen Problembeschreibung
unweigerlich die Logik kollektiver Willensbildungsprozesse
mit involviert (Delvenne und Parotte 2019). Andererseits diir-
fen die sehr unterschiedlichen normativen Logiken politischen
Sollens und politischen Wollens nicht vermischt und tenden-
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schen Wollen der Offentlichkeit kann folgerichtig nicht schlicht
mit Verweis auf wissenschaftliche Distanz, Neutralitit und Ob-
jektivitdt begriindet werden, sondern ist im Aufweis eines spezi-
fisch kritischen Modus des Beteiligt-Seins einzulgsen. Zum an-
deren zeigt sich aber auch, dass dieser Befund die Frage nach der
offentlichen Rolle wissenschaftlicher Neutralitdt und Objektivi-
tit keineswegs einfach obsolet macht. Die Differenzierung poli-
tischen Konnens und Sollens als eigenstéindige und wesentliche
Funktionen von Offentlichkeit kann vielmehr gerade helfen, den
offentlichen Ort und die demokratische Rolle des fiir TA wei-
terhin konstitutiven kritischen Anspruchs auf ,relative Distanz*
in neuer Klarheit zu bestimmen.
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Seit 2018 ist auch fiir Datenverarbeitungsvorgange der Polizei nach dem
EU-Datenschutzrecht bei hohen Risiken fiir die Rechte und Freiheiten
der Betroffenen eine Datenschutz-Folgenabschatzung (DSFA) vorge-
schrieben. Dieser Beitrag untersucht die Moglichkeiten, die diese ver-
bindliche DSFA fiir eine transparente, grundrechtsschonende und de-
mokratisch kontrollierbare Polizeiarbeit bietet. Er zeigt, dass sich viele
Akteure der Innenpolitik und Polizei mit Transparenz schwertun, sodass
eine demokratische Kontrolle, die grundrechtsschonendes Polizeihan-
deln sicherstellen soll, nur eingeschrankt funktioniert. Dem kann durch
hohere Transparenzstandards bei der polizeilichen Datenverarbeitung
sowie durch eine grundrechtsschonende Technikgestaltung nach dem
Grundsatz Privacy by Design entgegengewirkt werden.

Data protection assessment and transparency deficits
in technology use
An analysis using the example of police data processing

Since 2018, EU data protection law requires a Data Protection Impact As-
sessment (DPIA) for any data processing that involves high risks to the
rights and freedoms of natural persons. This paper examines the possi-
bilities for transparent and fundamental rights-protecting policing that
this legal framework offers. Many politicians and police officials tend
to place more emphasis on security than on transparency, democratic
accountability of policing, and high standards of privacy. This can be
counteracted by higher transparency standards in police data process-
ing and by designing technology based on privacy by design.
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Immer mehr prigen ,,smarte” Gerite den Alltag. Die darin ent-
haltenen technischen Anwendungen werden zunehmend vernetzt
und tauschen permanent Daten aus. Dementsprechend steigt
auch das polizeiliche Interesse an Datenverarbeitungstechno-
logien (Fahrmann 2020, S.228). Polizeilicher Technikeinsatz
fiihrt oft zu intensiveren Grundrechtseingriffen, wobei insbeson-
dere die Telekommunikationsfreiheit und das Allgemeine Per-
sonlichkeitsrecht in seinen Ausprdgungen als Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung und als Recht auf Vertraulichkeit
und Integritiit informationstechnischer Systeme betroffen sind
(Fahrmann et al. 2020). Neue technische Moglichkeiten konnen
zudem erheblichen Einfluss auf gesellschaftliche Verhiltnisse
und Machtstrukturen haben (RoBnagel 2020; Grunwald 2010b,
S.29), z.B. indem sie einseitig Zugang zu Informationen eroff-
nen. Sie konnen sich auch auf demokratische Herrschaftsstruk-
turen auswirken, etwa wenn ihre Ausgestaltung demokratische
Kontrolle erschwert (Narr 2003; Grunwald 2010b, S.27). Tech-
nische (Uberwachungs-)MaBnahmen konnen einen Einschiich-
terungseffekt entfalten, wodurch demokratische Partizipations-
moglichkeiten beeintrichtigt werden, z. B. die Wahrnehmung
der Versammlungs- und Meinungsfreiheit. Wie sich Technik auf
Machtverhiltnisse auswirkt, hiangt von ihrer konkreten Ausge-
staltung ab. So kann Technik auch Freiheiten zur Grundrechts-
ausiibung erweiterten und eine bessere Kontrolle ermoglichen,
z.B. durch die Steigerung von Transparenz behordlicher Abldufe
(von Lucke 2010; Rofnagel 2020, S.224).

Dieser Beitrag geht von der Hypothese aus, dass Entwick-
lung und Nutzung polizeilicher Datenverarbeitungstechnolo-
gien — wie etwa international vernetze Datenbanken aber auch
Mittel zur Datenerhebung wie Kameras — fiir die Betroffenen
zumeist weitgehend intransparent sind. Die hohe Geschwindig-
keit der Technikentwicklung verstirkt solche Transparenzdefi-
zite (vgl. Grunwald 2010b, S.49). Nicht nur fiir die Bevolkerung,
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sondern auch fiir gesetzgebende Parlamentarier*innen und ge-
setzesanwenden Gerichte ist nur begrenzt nachvollziehbar, wie
polizeiliche Technik genau funktioniert und wie sie sich auf den
Grundrechtsgebrauch auswirkt. Damit sind Transparenzdefizite
polizeilicher Datenverarbeitung auch Teil eines Demokratiede-
fizits. Demokratische Entscheidungen konnen gegeniiber dem
reprasentierten Volk nur auf der Basis ausreichender Informa-
tionen verantwortet werden (Velten 1996, S. 15). Transparenz
stellt damit ein konstitutives Element demokratischer Entschei-
dungen dar (Riese 2019, S. 114; Stehr und Wallner 2010, S. 12).

Die Datenschutz-Folgenabschitzung (DSFA) ist im Mai
2018 mit dem 2016 verabschiedeten EU-Datenschutzrecht fiir
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Einsatzschwerpunkten auf Daten aus dem predictive policing
zuriickgreift, bei dem aus Kriminalitdtsdaten zukiinftige Risi-
ken vorausberechnet werden (Thurn und Egbert 2019, S. 73 f.).
Durch den Trend zur Analyse groer Datenbestiande (Big Data),
auch mit Unterstiitzung kiinstlicher Intelligenz, diirfte sich die
polizeiliche Titigkeit in Zukunft sogar noch weiter in das Vor-
feld von Gefahren und Straftaten verlagern.

Weitgehend ungeregelt und damit intransparent ist die Daten-
verarbeitung in polizeilichen Vorgangsbearbeitungssystemen, in
denen Polizist*innen ihre tdgliche Arbeit dokumentieren. Die
gesetzlichen Eingriffsbefugnisse kniipfen hier an sehr vage Vo-
raussetzungen an; in der Regel reicht die Erforderlichkeit der

Unbestimmte Eingriffsbefugnisse fiihren dazu,

dass Betroffene nicht ohne Weiteres nachvollziehen konnen,

was genau die Polizei darf.

die meisten Bereiche durch den unmittelbar geltenden Art. 35
Datenschutzgrundverordnung (EU) 2016/679 (DSGVO) ver-
bindlich geworden. Fiir den Teil der Polizeiarbeit, der einen Be-
zug zur Strafverfolgung aufweist, gilt Art. 27 der Richtlinie (EU)
2016/680, in Deutschland u. a. umgesetzt durch § 67 des Bundes-
datenschutzgesetzes (BDSG). Als prozedurales Begleitelement
zwingt die DSFA Unternehmen und Behorden, die Datenschutz-
folgen technischer Innovationen und die Auswirkungen auf die
Grundrechte Betroffener systematisch in den Blick zu nehmen.

Dieser Beitrag betrachtet die Ursachen und Folgen von (In-)
Transparenz polizeilicher Datenverarbeitung aus einer interdis-
ziplindren rechts- und politikwissenschaftlichen Perspektive.
Zunichst werden Transparenzdefizite der polizeilichen Technik-
nutzung betrachtet. Auf dieser Basis wird untersucht, welchen
Beitrag die DSFA fiir die Herstellung von Transparenz des poli-
zeilichen Technikeinsatzes leisten kann. Dabei geht der Beitrag
auch der Frage nach, inwieweit die DSFA eine neue Variante der
Technikfolgenabschétzung (TA) ist.

Transparenzdefizite polizeilicher
IT-Anwendungen

Gesetzliche Regelungen werden oft schon nach kurzer Zeit ob-
solet, weil neue technische Entwicklungen schwerwiegendere
EingriffsmaBnahmen erméglichen als zuvor. Die Gesetzgebung
tendiert daher zur Schaffung allgemein gehaltener, weitgehend
unbestimmter Eingriffsbefugnisse (Aden und Fahrmann 2019 a,
2019b). Diese Tendenz zur Unbestimmtheit von Eingriffsnor-
men wird noch dadurch verstérkt, dass polizeiliche Eingriffs-
befugnisse zunehmend nicht mehr an konkrete Gefahren und
Straftaten ankniipfen, sondern Eingriffe bereits in deren Vor-
feld legitimieren, z. B. wenn die Polizei bei der Vorbereitung von
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Datenverarbeitung fiir die polizeiliche Aufgabenerfiillung fiir
die Verarbeitung personenbezogener Daten. Empirische For-
schungserkenntnisse und konkrete rechtliche Standards zur
Nutzung dieser Systeme fehlen (Fihrmann et al. 2020). Unbe-
stimmte Eingriffsbefugnisse fithren dazu, dass (potenziell) Be-
troffene nicht ohne Weiteres nachvollziehen konnen, was ge-
nau die Polizei darf. Befugnisse zur verdeckten Datenerhebung,
z.B. fiir Online-Durchsuchungen, im Rahmen verdeckter Obser-
vationen oder durch verdeckte Ermittler*innen, verstiarken den
Trend zu intransparenter polizeilicher Datenerhebung (Velten
1996, S. 15; Albers und Weinzierl 2010).

Aufgrund dieser Intransparenz ist die polizeiliche Datenver-
arbeitung nur selten Gegenstand gerichtlicher Kontrolle, zumal
die Betroffenen auch nicht iiber jede Datenverarbeitung infor-
miert werden. Selbst bei offener Datenerhebung, also in Fillen,
in denen Daten wie bei einer Ausweiskontrolle so erhoben wer-
den, dass die Erhebung fiir die Betroffenen erkennbar ist, kon-
nen diese kaum nachvollziehen, wie ihre Daten in den polizei-
lichen Systemen verarbeitet werden. Weitgehend intransparent
ist z. B. der Datenabgleich, obwohl er oft offen ablduft, mit dem
im alltdglichen Polizeidienst gepriift wird, ob zu einer Person
Informationen in den polizeilichen Systemen vorliegen. Betrof-
fene konnen dadurch verunsichert werden, dass fiir sie in der
Regel nicht ersichtlich ist, mit welchen Datenbanken ihre Daten
abgeglichen werden, ob ihre Daten gespeichert werden und wel-
che langfristigen Konsequenzen der Abgleich fiir sie hat (Aden
et al. 2020, S.98f.). Auch, wenn es rechtlich legitim sein kann,
gewisse Informationen mit polizeilichen Datenbanken abzuglei-
chen und diese ggf. auch zuriickzuhalten, z. B. zur Eigensiche-
rung der Polizist*innen beim Umgang mit Menschen, die als
gewaltbereit bekannt sind, konnten Polizist¥*innen Betroffenen
sehr wohl die Griinde der Kontrolle sowie den abstrakten Ab-
lauf des Datenabgleichs erkldren und so Transparenz schaffen,
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soweit die Einsatzsituation dies zuldsst. Allerdings gibt es kaum
gesetzliche Vorgaben, die ein transparentes Verfahren eindeu-
tig vorschreiben oder wirkungsvolle und systematische Transpa-
renzmechanismen etablieren. Aus den Verwaltungsverfahrens-
gesetzen folgen Pflichten zur Begriindung von Verwaltungsak-
ten nur, wenn diese schriftlich ergehen (§ 39 VwV{G), was bei
polizeilichen Einsitzen im 6ffentlichen Raum die Ausnahme ist.
Unter Heranziehung von verfassungsrechtlichen Transparenz-
vorgaben (z. B. BVerfGE 40, 296 (327), Entscheidungen des
Bundesverfassungsgerichts) bestehen gleichwohl Aufkldrungs-
pflichten, die bisher allerdings nur in wenigen Landesgesetzen
und nur beziiglich einzelner Mafnahmen konkretisiert wurden.
Ob und ggf. wie intensiv polizeiliche MaBBnahmen den Betrof-
fenen erldutert werden, ist bei alltdglichen Einsitzen im 6ffent-
lichen Raum daher zumeist den handelnden Beamt*innen iiber-
lassen. Die ohnehin aufgrund des staatlichen Gewaltmonopols
bestehende iiberlegende Stellung von Polizist*innen bei Interak-
tionen mit Biirger*innen wird so erheblich verstirkt. Dies kann
im schlimmsten Falle dazu fiihren, dass Menschen Orte oder
Veranstaltungen meiden, wenn sie mit einer Datenverarbeitung
rechnen (Aden et al. 2020, S.94).

Parlamente befassen sich in der Regel nur mit der polizeili-
chen Datenverarbeitung, wenn groBere Investitionen anstehen,
die zusitzliche Haushaltsmittel erfordern, oder wenn es in der
Anwendung zu gravierenden Defiziten kommt. Behorden ent-
scheiden im Rahmen der verfiigbaren Budgets zumeist eigen-
stindig tiber die Einfiihrung und Ausgestaltung von Datenver-
arbeitungstechnologien. Parlamente konnen behordliche Daten-
verarbeitungsprozesse daher kaum in Ginze {iiberschauen
(Grunwald 20104, S. 85; Fahrmann et al. 2020, S. 144).

Im Ergebnis bestehen somit strukturelle Risiken von Intrans-
parenz gegeniiber den vom Technikeinsatz Betroffenen, den Par-
lamenten und anderen staatlichen Kontrollinstanzen.

Polizeiliche Datenschutz-
Folgenabschatzung

Der Ausbau der polizeilichen Informationstechnik kann zu be-
trachtlichen Risiken fiir die Privatsphire der Menschen fiihren.
Aufgrund des grolen Umfangs vorhandener Datenbestinde und
automatisierter Auswertungsméglichkeiten sind aus polizeili-
chen Datenbestdnden Riickschliisse auf Personen und ihr Ver-
halten generierbar, was ein umfassendes Profiling moglich ma-
chen kann (Fahrmann 2020). Datenbestinde werden zunehmend
miteinander vernetzt, etwa die Polizei- und Migrationsdatenban-
ken der Europdischen Union (zur Kritik: Aden 2020).

Daher hat die Bewertung der Datenschutzqualitiit bei Aus-
wahlentscheidungen fiir die Einfithrung neuer Technologien
an Bedeutung gewonnen. Folgerichtig ist die DSFA nun vorge-
schrieben, wenn eine Datenverarbeitung, ,,insbesondere bei Ver-
wendung neuer Technologien, aufgrund der Art, des Umfangs,
der Umsténde und der Zwecke der Verarbeitung voraussichtlich
ein hohes Risiko fiir die Rechte und Freiheiten natiirlicher Per-
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sonen zur Folge* hat (§67 Abs. 1 BDSG, Bundesdatenschutz-
gesetz). Dabei ist auch die Technologiegestaltung zu bewerten
(Fdahrmann et al. 2020, S. 144 f.). Sie ist ein weiteres rechtsver-
bindliches Instrument zur Abschitzung von Auswirkungen der
Technik (Gola et al. 2019, § 67 Rn. 7), welches in bestimmten
Fillen auch gerichtlich eingeklagt werden kann (Nolde 2018, C
III, Rn. 1 ff.).

TA und DSFA sind jeweils systematische, prozedurale Inst-
rumente, um friihzeitig die Moglichkeiten, Folgen und Neben-
wirkungen von technischen Entwicklungen zu evaluieren, um
Risiken rechtzeitig zu erkennen und einmal eingefiihrte Technik
optimal nutzen zu konnen (Friedewald 2017, S. 67; Decker 2007,
S.29 ff.). Die DSFA soll einer missbrauchlichen Datenmacht,
z.B. von groflen Konzernen und Sicherheitsbehdrden, entgegen-
wirken (Friedewald 2017, S. 66). Technik muss so gestaltet wer-
den, dass sie Grundrechte schiitzt und demokratische Teilhabe-
moglichkeiten eroffnet (RoBnagel 2020, S. 222 ff.). Dazu muss
der gesamte Datenverarbeitungsvorgang systematisch mit Blick
auf datenschutzrechtliche Risiken begutachtet werden. Risiko-
minimierende Maflnahmen sind zu ergreifen und zu dokumen-
tieren (Wichtermann 2016, S.797; Friedewald 2017, S.67). Die
DSFA ist damit eine spezielle Form der TA.

Unzulangliche Vorgaben fiir die polizeiliche
Datenschutz-Folgenabschatzung
Wie eine DSFA in der polizeibehordlichen Praxis ablduft, ist
empirisch bisher weitgehend unerforscht. Ausgangspunkt der
Uberlegungen ist deshalb hier der normative Rahmen, wie er
2016 durch das EU-Datenschutzrecht etabliert wurde. Fiir die
Polizei kann sowohl § 35 DSGVO als auch § 67 BDSG einschli-
gig sein, letzterer wenn ein Bezug zu Straftaten besteht, was
vielfach der Fall sein wird. Fiir die Landespolizeien kénnen die
Datenschutz- und Polizeigesetze der Linder konkretisierende
Regelungen enthalten. Die DSFA wird von den Verantwortli-
chen, also hier der Polizei, selbst durchgefiihrt. Eine Beteili-
gung der zustidndigen Landes-Datenschutzbeauftragten oder ex-
terner Expert*innen ist moglich, aber nicht vorgeschrieben. An-
dere Akteure sind nicht zwingend zu beteiligen, anders als nach
Art.35 Abs.9 DSGVO, wo eine Beteiligungsmoglichkeit der Be-
troffenen vorgesehen ist. Beziiglich des Verfahrens gibt es keine
klaren gesetzlichen Vorgaben. Die Regelungen in § 67 Abs. 4
BDSG sind sehr allgemein gehalten; sie beziehen sich abstrakt
auf die VerhiltnisméBigkeit der Datenverarbeitung und MaB-
nahmen zum Umgang mit Gefahren fiir die Betroffenen.
Zunichst ist festzuhalten, dass bei der Einfiihrung neuer
datenverarbeitender Gerite und Verfahren zur Gefahrenabwehr
und Strafverfolgung im Regelfall ein hohes Risiko fiir die Pri-
vatsphire Betroffener besteht, so dass eine DSFA erforderlich ist
(Borell und Schindler 2019, S.394 f.). Dies folgt bereits daraus,
dass ein Grofteil der personenbezogenen Daten, die fiir die Poli-
zeiarbeit von Interesse sind, hoch sensible Informationen enthal-
ten, z. B. beziiglich des Verdachts, Straftaten begangen zu haben.
Die DSFA richtet sich nach normativen Kriterien, die aus den
Grund- und Menschenrechten und aus den spezielleren Anfor-
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derungen der DSGVO und der Datenschutzgesetze folgen. Inso-
fern handelt es sich nicht um eine génzlich ergebnisoffene TA,
sondern um ein rechtlich formalisiertes Verfahren, welches nur
datenschutzrechtliche Risiken im Blick hat, obwohl Polizeitech-
nik auch andere Risiken erzeugen kann, etwa Verletzungsrisi-
ken durch Waffen.

Die polizeiliche DSFA stoft allerdings auf die Schwierig-
keit, dass viele Akteure in Innenpolitik und Polizei anscheinend
in erster Linie daran interessiert sind, moglichst viele Daten
zu verarbeiten, weniger an einer wirksamen Begrenzung und
an qualitativ akkuraten Daten (zur Kritik: Aden und Fihrmann
2018, S. 19 ff.). Dabei zielte die Einfiihrung der DSFA gerade
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Balance zwischen Sicherheitsbelangen und effektivem Grund-
rechtsschutz erfordert, dass alle Perspektiven beriicksichtigt
werden. Daher wird bei der TA eine partizipative Ausrichtung
als unverzichtbar eingeschitzt. Die Perspektive der Betroffe-
nen ist essentiell, um die tatsdchlichen Auswirkungen der Ver-
arbeitung bestimmen zu konnen. So kann auch Akzeptanz fiir
neue Technologien geschaffen werden (Abels und Bora 2013,
S. 113 ff.), die allerdings von der Art der Beteiligung, den tat-
sdchlichen Einflussmoglichkeiten und den Interessen der be-
teiligten Akteure abhingt (Petermann und Scherz 2005, S.51).
Jedenfalls wird der Prozess durch Transparenz und Partizipation
demokratischer (Renn 1993, S. 80). Ohne Transparenz kann von

Bei der Einfiihrung neuer datenverarbeitender Verfahren

zur Strafverfolgung besteht im Regelfall ein hohes Risiko

fiir die Privatsphdire Betroffener.

darauf, die Datenverarbeitung sowohl effizienter zu gestalten
als auch Grundrechtseingriffe moglichst gering zu halten (vgl.
Peissl 2012, S. 144 £.). Zu viele Informationen kénnen dazu fiih-
ren, dass die polizeiliche Arbeit ineffizient und ineffektiv wird,
da die Polizei die Qualititssicherung fiir so groe Datenmen-
gen kaum bewiltigen kann (Fahrmann 2020, S.231; Aden 2020,
S. 104 f.) und daher moglicherweise relevante Daten {ibersieht
oder aufgrund fehlerhafter Daten agiert.

Weil Polizeibehorden in der Regel moglichst viele Daten ver-
arbeiten mdchten, sind die Interessen hier anders gelagert als
z. B. bei der Umweltvertriglichkeitspriifung, bei der Umwelt-
schutzbelange mit der VerhiltnisméaBigkeit der Kosten abgewo-
gen werden miissen, die Umweltschutzauflagen fiir Investoren
nach sich ziehen. Zusitzliche technische Eingriffsbefugnisse
konnen die alltigliche Arbeit aus der polizeilichen Perspek-
tive (vermeintlich) deutlich angenehmer und effektiver gestal-
ten. Ein Verzicht auf Transparenz vermeidet zudem listige Dis-
kussionen mit Betroffenen und der (Fach-)Offentlichkeit. Auch
Dokumentationspflichten sind fiir Praktiker*innen mit zusétz-
lichem Aufwand verbunden und konnen daher als stérend emp-
funden werden. Ferner birgt weniger Kontrolle ein geringeres
Sanktionsrisiko fiir Fehlverhalten, welches neben dienstrechtli-
chen auch strafrechtliche Konsequenzen haben kann. Insofern
ist es kritisch zu sehen, wenn die Polizei der wesentliche Ak-
teur der DSFA ist, da so eine einseitige Herangehensweise zu be-
fiirchten ist. Die Umsetzung der EU-Vorgaben sollte in der deut-
schen Gesetzgebung nachgebessert werden.

Transparenz polizeilicher Datenschutz-
Folgenabschatzung und partizipative Ansatze
Aufgrund der komplexen Entscheidungsprozesse iiber neue
Technologien unterliegt deren Bewertung hohen Transparenz-
anforderungen (Grunwald 2010c¢, S.317f.). Eine angemessene
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der Offentlichkeit hingegen noch nicht einmal eingeschiitzt wer-
den, ob eine DSFA iiberhaupt durchgefiihrt wurde oder ob diese
sachgerecht war.

Die Komplexitidt der zunehmend international vernetzten
polizeilichen Datenverarbeitung spricht fiir eine unabhéngige
DSFA unter Einbeziehung spezialisierter Expert*innen und
Nichtregierungsorganisationen. Wie generell bei der TA sind
der Entwicklungsstand der Technik, die beteiligten Akteure so-
wie deren Interessen, der institutionelle Kontext und die be-
stehenden Gestaltungsspielrdaume in die Betrachtung einzubezie-
hen (vgl. Grunwald 2010b, S.37). Gerade bei der polizeilichen
Datenverarbeitung kann die Perspektive der vom Technikeinsatz
Betroffenen sich grundlegend von den Perspektiven und Inter-
essen der Technikanwender*innen unterscheiden, da es hier oft
um die Balance zwischen dem Interesse an moglichst vielen In-
formationen und dem Grundrechtsschutz geht. In eine partizi-
pative DSFA aus der Betroffenenperspektive konnten auch In-
teressenvertreter*innen derjenigen Menschen einbezogen wer-
den, die iiberdurchschnittlich oft von polizeilichen Malnahmen
betroffen sind, z. B. aufgrund ihres Aussehens oder ihrer poli-
tischen Betitigung.

Die Einbindung der internen Datenschutzbeauftragten, die
eine institutionelle Nédhe zu der jeweiligen Behorde aufweisen,
reicht nach der hier vertretenen Auffassung nicht, da diese in
der Regel nicht hinreichend unabhingig sind. Auch beschriankt
sich die Rolle der Datenschutzbeauftragten bei der polizeilichen
DSFA auf eine Beteiligung; ein Veto oder andere weitergehende
Interventionsrechte sind bisher nicht gesetzlich vorgesehen. Da-
mit fehlt eine effektive externe Beteiligung gerade im polizei-
lichen Bereich, der durch besonders weitreiche Informations-
eingriffe geprégt ist. In der deutschen Umsetzung der EU-Vor-
gaben ist auch nicht geregelt, wer neben der Polizei Zugang zu
den Ergebnissen hat.
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Das verfassungsrechtliche Transparenzgebot und das Gebot
effektiver Umsetzung des EU-Rechts erfordern somit eine aus-
weitende Auslegung dieser restriktiven Richtlinienumsetzung.
Zumindest das Ergebnis der DSFA muss in einer Form veroffent-
licht werden, die eine informierte Debatte ermoglicht. Wie de-
tailliert die Veroffentlichung sein muss, héngt u. a. von der Trag-
weite eventueller Geheimhaltungsinteressen ab. Ginzlich vor-
enthalten werden kann eine polizeiliche DSFA der Bevolkerung
nicht, zumindest an den abstrakten technischen Abldufen wird
im Regelfall kein legitimes Geheimhaltungsinteresse bestehen.

Technische Transparenzmechanismen

Die DSFA sollte nicht nur transparent und partizipativ ablaufen,
sondern hat zu betrachten, wie datenschutzrechtliche Risiken
minimiert und wie Transparenz wihrend der Datenverarbeitung
hergestellt werden kann, um unverhdltnisméfBige Grundrechts-
eingriffe und Abschreckungseffekte zu vermeiden.

Der Grundsatz Privacy by Design ist ein Schliisselkonzept
zur Verbesserung von Datenschutzstandards und zur Herstel-
lung von Transparenz an der Schnittstelle zwischen Technik
und Recht, das auch bei der DSFA eine zentrale Rolle spielt.
Dieser Grundsatz besagt, dass die datenschutzkonforme Tech-
niknutzung nicht dem Verhalten der Nutzer*innen iiberlassen
bleiben darf, sondern durch geeignete technische und organisa-
torische MaBnahmen bereits wihrend der Technikentwicklung
sicherzustellen ist. Datenschutzfreundliche Sicherheitstechnolo-
gien basieren auf technischen Vorkehrungen, die dazu beitra-
gen, Datenschutzverstdfie zu erschweren oder sogar unméglich
zu machen (Cas 2010, S.2601.). Videoaufnahmen kénnen z. B.

z.B. iiber Quick Response (QR) Codes, die den Zugang zu wei-
teren netzbasierten Informationen iiber die Praxis der Datenver-
arbeitung und ihre rechtlichen Begrenzungen eréffnen. Die Poli-
zei sollte ihre Datenverarbeitungspraxis offentlich gut nachvoll-
ziehbar erldutern, etwa auf ihrer Webseite, und damit zugleich
die Anforderungen des § 55 BDSG erfiillen. Allerdings kann
technikbasierte Transparenz die nachvollziehbare Ausgestaltung
von Eingriffsmalnahmen durch Polizist*innen nicht vollstén-
dig ersetzen. Professionelle Kommunikation bleibt trotz Digita-
lisierung eine wesentliche transparenz- und vertrauensbildende
Komponente der polizeilichen Arbeit.

Fazit

Dieser Beitrag hat gezeigt, dass die Datenschutz-Folgenabschiit-
zung in Deutschland fiir den polizeilichen Bereich bislang nur
unzuldnglich ausgestaltet wurde, ebenso die auf der Richtlinie
(EU) 2016/680 basierenden Gesetze.

Die DSFA als rechtlich strukturierte Variante der Technikfol-
genabschitzung bietet Chancen, die Nutzung von Informations-
technik durch die Polizei datenschutzfreundlich, grundrechts-
schonend, und transparent auszugestalten. Eine solche Trans-
parenz kann nicht nur die Akzeptanz polizeilicher Mafnahmen
steigern. Sie kann auch aggregierte Daten produzieren, die Par-
lamente und (Fach-)Offentlichkeit nutzen kénnen, wenn sie de-
mokratische Kontrolle iiber die Polizei als Organ des staatlichen
Gewaltmonopols mit weitreichenden Befugnissen ausiiben. Al-
lerdings hat der Beitrag auch gezeigt, dass sich die Bereitschaft

Die Polizei sollte ihre Datenverarbeitungspraxis

offentlich gut nachvollziehbar erldiutern.

ganz oder teilweise verpixelt, gespeicherte Daten einem automa-
tisierten Loschkonzept unterworfen, Datenverarbeitungssysteme
mit technisch mehrfach gesicherten Zugangssystemen versehen
werden. Das Datenschutzrecht und die DSFA sollen nicht nur
negative Technikfolgen verringern, sondern bereits wihrend der
Technikentwicklung sicherstellen, dass Grundrechtseingriffe so
milde und transparent wie moglich sind, etwa durch zwingende
Voreinstellungen im Benutzungsmenii polizeilicher Geréte. Mo-
bile Gerite konnen z. B. so ausgestaltet werden, dass ein Zugriff
auf Eingriffsmanahmen nur dann moglich ist, wenn die jewei-
ligen Tatbestandsvoraussetzungen erfiillt sind (Aden et al. 2020,
S.98 ff.; Fahrmann et al. 2020, S. 145).

Transparenz kann auch durch zu verdffentlichende statisti-
sche Auswertungen gefordert werden, indem Verarbeitungsvor-
ginge ohne Personen- oder Einsatzbezug dokumentiert werden,
etwa wie oft Informationseingriffe genutzt wurden und welche
Konsequenzen sie hatten. Auch konnten die Betroffenen tech-
nisch generierte Nachweise iiber die Datenverarbeitung erhalten,

Hartmut Aden, Jan Fihrmann

zur Herstellung von Transparenz im Rahmen der DSFA in In-
nenpolitik und Polizeipraxis hdufig in Grenzen hilt. Daher bleibt
abzuwarten, inwieweit die EU Deutschland zu Nachbesserungen
im Interesse einer effektiven Umsetzung des EU-Datenschutz-
rechts und des Grundrechtsschutzes fiir die Biirger*innen zwingt.
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Der vorliegende Beitrag diskutiert vor dem Hintergrund der gegenwar-
tigen Dominanz 6konomischer Akteure in der Entwicklung und dem
Einsatz von Technik, inwiefern das Einstehen der Technikfolgenabschat-
zung (TA) fir eine demokratische Gestaltung des technischen Wan-
dels durch Wirtschaftsdemokratie erweitert werden konnte. Anschlie-
Rend werden einige Grundlinien wirtschaftsdemokratischer Theorie-
ansatze der Gegenwart prasentiert, um abschliefend danach zu fragen,
wie diese die Arbeit der TA konkret informieren und orientieren konn-
ten.

Democratizing technology without democratizing the economy?
TA and the question of democratic relations in the economic sphere

In light of the current dominance of economic actors in the develop-
ment and application of technology, this paper discusses whether the
commitment of technology assessment (TA) to democratizing techno-
logical change could or should be extended to include a commitment
to economic democracy. Subsequently, we present some principles of
contemporary theoretical approaches to economic democracy and fi-
nally ask how these could inform and orient the work of TA in con-
crete terms.

Keywords: economic democracy, political economy, technology
assessment, digitalization

This is an article distributed under the terms of the Creative Commons Attribution License
CCBY 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/)
https://doi.org/1014512/tatup.29.3.30

Submitted: 08.06.2020. Peer reviewed. Accepted: 21.10.2020

Philipp Frey, Christoph Schneider, Christian Wadephul

Einleitung

Technikfolgen lassen sich hdufig ohne Reflexion der okonomi-
schen Bedingungen von Technikentwicklung und -einsatz kaum
verstehen. Auch die Bedrohung und Erosion demokratischer
Strukturen steht in Zusammenhang mit der 6konomischen Ver-
fasstheit spétkapitalistischer Gesellschaften: Wihrend Digitali-
sierung und Klimakrise die Grenzen und Funktionen von Tech-
nik verschieben und erweitern, stehen weltweit demokratische
Institutionen unter Druck. Autoritdre Kréfte, unregulierte Kon-
zerne, aber auch sinkendes Vertrauen in die Institutionen libe-
raler Demokratie tragen zunehmend zu einer Verengung de-
mokratischer Horizonte bei. Technikfolgenabschitzung (TA)
bleibt von solchen Dynamiken nicht unberiihrt. Steht doch zum
einen die komplexe Beziehung zwischen technischem und ge-
sellschaftlichem Wandel im Zentrum der TA. Zum anderen ist
die TA auf unterschiedliche Weise der Demokratie, der wis-
senschaftlichen Beratung politischer Akteure, der Ermoglichung
von Alternativen verpflichtet. Zudem veridndern sich die Ver-
héltnisse zwischen Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft massiv (Maasen et al. 2020) — was Fragen zur Rolle
und Position von TA und ihren normativen und epistemischen
Orientierungen aufwirft.

Wir argumentieren, dass die die TA mittragende Idee einer
Demokratisierung des technischen Wandels so verstanden wer-
den kann und sollte, dass sie auch Uberlegungen zur Demokra-
tisierung wirtschaftlicher Prozesse umfasst. Dies diskutieren wir
anhand einer Reflexion der massiv angewachsenen technischen
Macht im gegenwirtigen Kapitalismus und der Krise (neo-)libe-
raler Demokratie. Das Paper skizziert hierauf aufbauend Grund-
linien wirtschaftsdemokratischer Theorieansitze und versucht,
sie fiir TA-Perspektiven fruchtbar zu machen. Abschlieend
diskutieren wir mogliche Implikationen einer solchen Weitung
des Demokratieverstindnisses fiir die wissenschaftliche Praxis
der TA.
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Technik und Macht im neoliberalen
Kapitalismus

Dass die Entwicklung und Nutzung von Technologie ein macht-
durchsetzter Prozess ist, diirfte den meisten Leser*innen selbst-
verstiandlich sein. Wer iiber technische Dinge und Infrastruktu-
ren entscheidet, sie gestaltet, produziert, verkauft oder reguliert,
iibt Macht aus (Hubig 2015). Wir wollen diese allgemeine Ein-
sicht aber in eine Gegenwartsdiagnose einbetten, die uns die
Frage nach der Demokratisierung von Technik und Wirtschaft
geradezu aufdringt.

Seit den spiten 1970er-Jahren beseelt das 100 Jahre alte
Dogma der angeblich idealen Regulierung durch die ,unsicht-
bare Hand des Marktes‘ auch innovations- wie wirtschaftspoli-
tische staatliche Reformprojekte, welche Mirkte von politischer
Gestaltung zu befreien suchen (Stichwort De-Regulierung). Zum
anderen wird in dieser (neo-)liberalen Logik Staatsmacht dazu
verwandt, vormals nicht-marktformig organisierte Bereiche der
Gesellschaft privatwirtschaftlicher Logik zuzufiihren (Stichwort
Privatisierung). Durch die einseitige Betonung der ,unsichtba-
ren Hand des Marktes*““ wird hierbei explizit die Forderung nach
einer undemokratischen Organisation der Okonomie erhoben'.
Das Beharren auf der Trennung von Wirtschaft und Demokra-
tie scheint dabei konsequenterweise nicht unvereinbar mit ro-
buster Einflussnahme wirtschaftlicher Akteure auf die Politik,
etwa im Interesse von Deregulierung. Diese Einflussnahme —
etwa durch den Lobbyismus der Automobilindustrie, durch Des-
informationskampagnen der Olindustrie oder digitale Filterun-
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(Tyfield et al. 2017). Zum anderen wurde Technik und techni-
sches Wissen (privatisiert durch Patente) zu dem entscheiden-
den Faktor im neoliberalen Kapitalismus. Obwohl die Hightech-
Wissensokonomie des Digitalzeitalters verhdltnismaBig wenige
Menschen beschiiftigt, steht sie, neben den durchdigitalisierten
Finanzmirkten, im Zentrum des gegenwirtigen Kapitalismus —
was durch die Coronakrise nur bekréftigt wurde. Nicht nur zih-
len die monopolistischen Digitalkonzerne zu den Firmen mit
den weltweit hochsten Marktkapitalisierungen, sie stehen zu-
dem oftmals im Zentrum soziotechnischer Systeme, die fiir Mil-
lionen, wenn nicht gar Milliarden Menschen immer stirker den
Alltag priagen. Hiermit gehen historisch nie dagewesene Kon-
troll- und Uberwachungsméoglichkeiten von Menschen sowie
exzessive okonomische und politische Macht einher (Sadowski
2020). Diese geraten dabei in Konflikt mit dem Anspruch de-
mokratischer Souverinitit und Gestaltbarkeit und betreffen das
offentliche wie private Leben: Das neoliberale Profitstreben hat
sich in den Grofteil der soziotechnischen Infrastrukturen unse-
rer Gesellschaften eingenistet (Srnicek und Williams 2016).
Doch hierdurch ist Technik auch zu einem wesentlichen Poli-
tikum unserer Zeit geworden. Neben den umfassenden Umbrii-
chen der Digitalisierung formieren sich in der Klimakrise breite
Auseinandersetzungen um Infrastrukturen und deren Verénde-
rung, dringen Technikvisionen in politische Diskurse ein, wer-
den Medikamente gegen COVID-19 im Wettbewerb hinter ver-
schlossenen Tiiren erforscht und menschliche Titigkeit zuneh-
mend maschinisiert und technisch ersetzt. Technik vermittelt
Macht — und das komplexer und umfassender denn je zuvor. Auf-

Wie lassen sich demokratische Anspriiche

auch in der okonomischen Sphdire fiir die TA

fruchtbar machen?

gen des offentlichen Diskurses durch Plattformkonzerne — droht
im Gegenzug nicht nur die 6ffentliche Debatte zu vergiften, son-
dern auch demokratische Institutionen zu unterminieren.

In Bezug auf Technik sind zwei Entwicklungen der neolibe-
ralen Ara von besonderer Bedeutung. Zum einen verschob sich
die Macht tiber Forschung und Entwicklung von Technologie
zunehmend in den privatwirtschaftlichen Bereich, zu Grof3kon-
zernen, Finanzinvestoren und Start-Ups. Teil dieser Privatisie-
rungsbewegung technischer Entwicklung sind auch die neuen
Governance-Formen des Wissenschaftsbetriebs, welche auf
Drittmittel-Abhingigkeit (auch von Firmen) setzen, Output in
Form von Patenten und Griindungen belohnen und wirtschaft-
liche Innovation als neue Aufgabe fiir Universitéiten definieren

1 Es liegen zahlreiche Analysen des Neoliberalismus vor. Die inharent anti-
demokratische Dimension neoliberaler Ideologie und Politik verdeutlicht beson-
ders Slobodian (2018).

TATuP 29/3 (2020)

grund der enormen Bedeutung der Okonomie fiir Technikent-
wicklung und -einsatz steht die TA vor einem Problem: Fiihlt
sie sich einem demokratischen Gestaltungsanspruch verpflich-
tet, so wird dieser in einem Schliisselbereich negiert.

Dabei muss sich die TA vor dem Hintergrund der gegenwir-
tigen gesellschaftlichen Herausforderungen auch Fragen jenseits
der ,,Nebenfolgen® von Technik stellen. Immer mehr sind es
auch die durch michtige Akteure beabsichtigten Folgen im Zu-
sammenhang mit neuer Technik — etwa exzessives Wirtschafts-
wachstum, aber auch ,Disruption® ganzer Branchen — welche
uns vor komplexe soziotechnische Probleme stellen, die nicht
nur privatwirtschaftliche, sondern immer auch 6kologische und
letztlich politische Dimensionen haben. Deshalb sollte die Su-
che der TA nach ,,Alternativen* (Dobro¢ et al. 2018) verstirkt
auch Alternativen der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
Einbettung von Technik in den Blick nehmen und auf ein Pri-
mat des demokratischen Diskurses und rationaler Abwagung be-
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stehen, wo derzeit die bornierte Fixierung auf Profitmaximie-
rung dominiert (Kriiger und Frey 2020). Wie aber lassen sich
demokratische Anspriiche auch in der 6konomischen Sphire
konzeptionell fassen und fiir die TA fruchtbar machen?

Demokratische Gestaltung
techno-okonomischer Prozesse

Dass Technik Macht vermittelt, Ungleichheiten formt und tief
mit okonomischen Verhiltnissen verbunden ist, ist keine neue
Einsicht. Marx und Engels stellten Mitte des 19. Jahrhunderts
den Besitz von Produktionsmitteln, also Technik, gar ins Zen-
trum ihrer Analyse von Klassenunterschieden: Die Bourgeoi-
sie besitzt die neue Technik, die Arbeiterklasse muss die eigene
Lebenszeit fiir Elnkommen verkaufen. Politisch leiteten sie eine
klassische Idee der Wirtschaftsdemokratie hiervon ab: Es sei
notwendig die Produktionsmittel zu vergesellschaften damit die
Menschen tiber diese entscheiden und sie frei und gleich nut-
zen konnen. Ubersetzt in heutige Sprache geht es hier um eine
radikale Demokratisierung von Technik. Doch was unter Wirt-
schaftsdemokratie genau verstanden werden soll, ist selbst unter
ihren Vertreter*innen teilweise heftig umstritten. Zwar konnen
wir die Geschichte wirtschaftsdemokratischen Denkens hier
nicht erschépfend darstellen (siehe hierfiir Demirovi¢ 2018), wir
wollen aber dennoch versuchen, einige zentrale Momente von
fortdauernder Relevanz zu diskutieren:

Fiir lange Zeit prigend fiir die deutschsprachige Debatte war
das Programm zur Demokratisierung der Wirtschaft, das eine
Kommission unter Leitung von Fritz Naphtali im Auftrag des
Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes erarbeitete und
das 1928 verabschiedet wurde. In der frithen Bundesrepublik
konnte der Deutsche Gewerkschaftsbund mit seinem Miinch-

S. 18). Wirtschaftsdemokratie wird dabei als eine ,,Ergéinzung
zur politischen Demokratie* sowie ,,eine Form der wirtschaft-
lichen Verfassung® (ebd.) verstanden. Naphtalis Wirtschaftsde-
mokratie-Verstdndnis liegt damit die Vorstellung einer funda-
mentalen Neuordnung von Wirtschaft und Gesellschaft zugrunde.
Wir schliefen uns im Folgenden der fiir die TA handhabbare-
ren Definition von Fritz Vilmar an. Nach diesem ist Wirtschafts-
demokratie der ,,Inbegriff aller 6konomischen Strukturen und
Verfahren, durch die an die Stelle autokratischer Entscheidun-
gen demokratische treten, die durch die Partizipation der dko-
nomisch Betroffenen und/oder des demokratischen Staates legi-
timiert sind“ (Vilmar 1975, S.28). Da wir es im gegenwirtigen
digitalisierten Kapitalismus mit in alle Lebensbereiche verzweig-
ten okonomischen Strukturen zu tun haben, muss der Horizont
von Wirtschaftsdemokratie iiber die etablierten Formen gewerk-
schaftlicher Mitbestimmung in Betrieben hinausgedacht und zeit-
gemil rekonzeptualisiert werden. Die anspruchsvolle Aufgabe
einer radikalen Wirtschaftsdemokratie besteht darin, eine grund-
sitzliche ,,Herstellung des Primats demokratischer Politik iiber
die Okonomie* und ,,eine gerechtere Verteilung des gesellschaft-
lichen Reichtums®, zu welchem auch technische Potenziale zéh-
len, zu erreichen (Martens und Scholz 2010, S.31) — ein Auftrag,
der auf einzelbetrieblicher Ebene nur schwer umsetzbar scheint.
Die TA mit ihrer Sensibilitét fiir die Komplexitit soziotechni-
scher Gemengelagen scheint uns gut aufgestellt, hier mit Blick
auf Technik aufzukldren und mitzugestalten.
Wirtschaftsdemokratie verlangt, dass ckonomische Macht-
und Eigentumsstrukturen demokratisiert werden. Schaut man,
wer von den okonomischen Entscheidungen und neuen Tech-
nologien am stérksten betroffen ist, kommen neben den Arbeit-
nehmer*innen weitere Individuen und Institutionen in den Blick:
Nutzer*innen, Stadtbewohner*innen, Biirger*innen, Patient*in-
nen, Schulen, Krankenhéduser, Kommunen und mehr. Die Frage,

TA sollte ihre etablierte Rolle als neutrale

Vermittlerin durch wirtschaftsdemokratische

Perspektiven erweitern.

ner Grundsatzprogramm fiir eine Neuordnung der Wirtschaft
von 1949 an diese wirtschaftsdemokratische Ideen aus der Zwi-
schenkriegszeit anschlieBen. Grundlage fiir eine Demokratisie-
rung der Wirtschaft ist nach Naphtali die Institutionalisierung
der politischen Demokratie: ,,Die Idee der Wirtschaftsdemokra-
tie kann nur dann in einem Lande lebendig werden, wenn die
Arbeiterschaft dieses Landes schon bestimmte Erfahrungen in der
politischen Demokratie hat.* (Naphtali 1928/1966, S.13) Ange-
sichts der wirtschaftlichen Autokratie kapitalistischer Wirtschaf-
ten und ihrer Tendenz zur Kommodifizierung lebenswichtiger
Gesellschaftsbereiche zum Leidwesen der Bevolkerung forderte
Naphtali einen ,,Vormarsch der 6ffentlichen Wirtschaft* (ebd.,
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wie man diese in Technisierungsprojekten demokratisch inklu-
diert — und zwar iiber rein epistemische Uberlegungen und un-
verbindliche Ideenworkshops hinaus — ist nicht trivial. Nicht nur
staatlich getragene Modelle, sondern genauso genossenschaft-
liche und an Gemeingiitern (commons) orientierte Ansitze
(Scholz und Schneider 2017) kénnen je unterschiedlich einen
Ausgleich zur 6konomischen und politischen Dominanz von Pri-
vateigentum im Neoliberalismus schaffen.

Angesichts von Corona- und Klimakrise ist es zunehmend
wichtig, Wirtschaftsdemokratie nicht nur als Chance, sondern
sogar als Bedingung fiir eine ziigige und gerechte Transformation
soziotechnischer Infrastrukturen zu sehen (Urban 2019). Eine
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Vertiefung wirtschaftsdemokratischer Strukturen konnte die Ge-
staltung von Technik und die Diskussion iiber Technikfolgen ra-
dikal verdndern: Die ,,fremde‘ Technik konnte durch eine Stir-
kung der Gestaltungsmacht der von ihr Betroffenen zu ,,unse-
rer* Technik werden. Damit konnte auch ein wichtiger Beitrag
geleistet werden, um die in der Wahrnehmung vieler Menschen
auf einen Wahlakt alle paar Jahre verkiimmerte Idee der Demo-
kratie zu revitalisieren. An die Stelle empfundener Ohnmacht —
gerade im Kontext der Digitalisierung — konnte so durch eine Re-
organisation der Sphére unserer materiellen Reproduktion das
Erproben und Einiiben demokratischer Prozesse im Alltag tre-
ten. Dies konnte nicht zuletzt auch helfen, Tendenzen in Rich-
tung Autoritarismus entgegenzutreten (Hilmer et al. 2017). Oder
wie Oskar Negt einmal pointiert formulierte: ,,Keine Zukunft der
Demokratie ohne Wirtschaftsdemokratie* (Negt 2011).

TA als demokratisierende
Gesellschaftsberatung starken

Auch wenn ,die Wirtschaft® wiederholt Gegenstand von De-
batten innerhalb der TA war (Grunwald 2001), steht eine sys-
tematische Beschiftigung mit der Verdnderbarkeit der techni-
sierten Wirtschaft, eine zentrale gesellschaftliche Machtfrage
unserer Zeit, noch aus. Die TA sollte diese Frage aus unserer
Sicht nicht ignorieren, gerade weil sie sich der Demokratisie-
rung unserer gesellschaftlichen Verhéltnisse verpflichtet fiihlt.
Aber was wiirde eine solche Beschiftigung implizieren und wie
legitimierte sich eine solche Form der TA?

Wirtschaftsdemokratie ist verbunden mit politischen Tra-
ditionslinien, die oft als links oder progressiv bezeichnet wer-
den. Geht es doch um die Ausweitung demokratischer Freiheits-,
Gleichheits- und Mitbestimmungsrechte, also um zentrale Mo-
mente sozialen Fortschritts. Vermutlich ist das auch ein Grund,
weshalb Wirtschaftsdemokratie bislang kaum in der TA verhan-
delt wurde. Denn im wohl am weitesten verbreiteten Leitbild der
TA, in ihrer klassischen Institutionalisierung als parlamentari-
sche TA, soll sie als neutrale Vermittlerin zwischen verschiede-
nen gesellschaftlichen Positionen agieren. Eine Positionierung,
die als Parteinahme fiir eine bestimmte politische Tradition ver-
standen werden kann, ist hier kontraproduktiv — wenngleich auch
die Institutionalisierung der parlamentarische TA als progres-
sive Entwicklung gelesen werden kann, in der sich gegeniiber
einem fritheren Status Quo durch die Stirkung der Legislative
eine Ausweitung der Demokratie durchgesetzt hat (Delvenne und
Parotte 2019).

TA erschopft sich aber nicht in der parlamentarischen TA.
Vielmehr hat sie sich in einer wachsenden Community ausdif-
ferenziert und tritt auch als Gesellschaftsberaterin und Teilneh-
merin im Offentlichen Diskurs auf. Ein Diskurs, der — das wird
gegenwirtig deutlich — konstitutiv ein politischer ist (Schroder
2019), gerade in einer Gesellschaft, die Technik und Wissen-
schaft zunehmend als Politikum begreift (Maasen et al. 2020).
Im Folgenden greifen wir die Frage auf, wie TA in diesem Dis-
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kurs neben ihrer etablierten Rolle als neutrale Vermittlerin
ihre jlingere, transdisziplindre Rolle als Transformationsagen-
tin — etwa in den Bereichen Responsible Research and Innova-
tion (RRI) oder Nachhaltigkeitsforschung — durch wirtschafts-
demokratische Perspektiven erweitern kann. So wurde insbeson-
dere in der ,transformativen Forschung* (Schneidewind 2018)
in letzter Zeit intensiv diskutiert und erprobt, wie Forschung, die
auf systemische Verdnderungen gerichtet ist, praktisch aussehen
kann und welche Legitimationsherausforderungen und -chancen
sich fiir sie ergeben. Hieran anschlieBend konnten innerhalb der
TA-Community im Sinne eines theoretischen wie methodischen
Pluralismus vermehrt auch Diskussionen und Projekte zu Wirt-
schaftsdemokratie ihren Raum finden und so eine weitere Aus-
differenzierung der TA ermdoglicht werden.

Demokratisierung von Innovationsregimen

Zunichst scheinen uns insbesondere die Uberlegungen von
Schombergs (2013) anschlussfihig, der seine ,,Vision for Re-
sponsible Research and Innovation® abgrenzt von rein nach
Marktlogiken organisierter Innovation. Statt Wettbewerb, Ange-
bot und Nachfrage sollen demokratisch legitimierte Grundwerte
Innovationen anleiten und verantwortungsvoll gestalten helfen.
Wihrend die RRI-Diskussion bislang mit epistemischem Fo-
kus verlief und fragte, wie Verantwortung in Innovationsprozes-
sen mitgedacht werden kann, steht eine breite Auseinanderset-
zung dazu, wie RRI durch politisch-okonomische Verinderun-
gen auch realisiert werden konnte, noch aus (Tyfield et al. 2017).
Zentral wire hier insbesondere die Frage, wie demokratische
Prozesse im Bereich Wissenschaft und Innovation organisiert
und institutionalisiert werden konnen. Neben der Frage nach Ge-
schiftsmodellen und Wirtschaftsregulierungen, die diese iiber-
haupt ermoglichten, wire dann auch eine stirkere Befassung mit
alternativen Innovationsansitzen notwendig: Open Innovation,
Open Science, soziale Innovationen, Vertiefung der Demokratie
in der Forschungsférderung, Digitalgenossenschaften und mehr.

Gemeinwohlorientierung der Wissenschaft starken

Parallel hierzu lduft die Frage, wie sich eine TA, die sich fiir
die Vertiefung der Demokratie einsetzt, in ihrer Praxis legiti-
miert. Eine verstirkte Betonung der partizipativen und inklusi-
ven Dimension der TA ist hier eine Moglichkeit. Zunichst wire
die Frage, ob wirtschaftsdemokratische Perspektiven — die es
ja durchaus im gesellschaftlichen Diskurs gibt — bislang ausrei-
chend in partizipativen Formaten der TA wiedergespiegelt wer-
den. Im Forschungsfeld Arbeit und Technik konnten vermehrt
die Bedarfe und Interessen von Belegschaften und Betriebs- und
Personalriten sowie den Gewerkschaften eingebunden werden.
Bei Fragen von gesellschaftlicher Verdnderung verdient das En-
gagement von TA-Wissenschaftler*innen in sozialen Bewegun-
gen und zivilgesellschaftlichen Organisationen sowie die direkte
Arbeit mit Biirger*innen mehr Aufmerksamkeit. Hier konnen
Schnittstellen zwischen Wissenschaft, Gesellschaft und Zu-
kunftsgestaltung gelebt werden. Es stellt sich also nicht nur die
Frage, wie Biirger*innen an wissenschaftlichen Prozessen par-
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tizipieren konnen, sondern auch, wie umgekehrt TA an 6ffent-
lichen Auseinandersetzungen fiir mehr Demokratie teilhaben
kann. TA konnte sich hier einbringen, um Themen- und Ak-
teurskonstellationen zu weiten und durch ihren vermittelnden
Ethos politische Griben iiberwinden zu helfen.

Engagement fiir eine Demokratisierung gesellschaftlicher
Verhéltnisse und die damit einhergehende vermehrte Zusam-
menarbeit mit zivilgesellschaftlichen Akteuren evoziert aller-
dings auch eine Ressourcenfrage: Es benotigt Zeit und Geld, die
an anderer Stelle fehlen wiirden — wihrend es gleichzeitig nur
begrenzte Moglichkeiten zur Mittelakquise er6ffnen diirfte. Hier
wire die TA aus unserer Sicht insbesondere dazu aufgerufen, ihr
soziales Kapital auch offentlich fiir die langfristige Sicherung
gemeinwohlorientierter Forschung in die Waagschale zu wer-
fen. Nicht nur ist das projektformige, drittmittelabhéngige Fi-
nanzierungssystem wissenschaftlicher Forschung eine schmerz-
hafte Zumutung fiir die betroffenen Wissenschaftler*innen; sie
vertrdgt sich auch nur schlecht mit der Stirkung langfristiger
demokratischer Prozesse, die auch verldssliche Ansprechpart-
ner*innen voraussetzen.

Wirtschaftsdemokratische Realexperimente

Abseits allgemeiner Erwdgungen scheinen sich uns auch kon-
krete Leuchtturmprojekte einer solchen (wirtschafts-)demokra-
tischen TA anzubieten. So hat sich in den letzten Jahren der
Reallaboransatz in der TA weiter etabliert (Quartier Zukunft
et al. 2020). In Reallaboren konnten TA-Wissenschaftler*innen
als Initiator*innen und Mediator*innen demokratischer Aus-
handlungen iiber die Zukunft von Technikentwicklung und -nut-
zung in der dkonomischen Sphire fungieren. Wie lieen sich
Innovationen und Investitionen demokratisieren? Welche Tech-
nologien passen zu den Bediirfnissen der Beschiftigten und
Nutzer*innen? Welche Moglichkeiten demokratischer Organi-
sation, wie etwa Genossenschaften, gibt es in der wirtschaftli-

loten (Kulke und Wadephul 2020; Jochum und Schaupp 2019)?
Solche Fragen konnten unter Einbezug verschiedenster Stake-
holder-Gruppen wissenschaftlich informiert, gerne auch kon-
trovers, diskutiert und praktisch ausprobiert werden.

Offene Fragen fur die weitere Debatte

Mit dem hier dargestellten Fokus auf Wirtschaftsdemokratie er-
weitert sich die Perspektive auf das, was unter Demokratie ver-
standen wird: Der Geltungsbereich demokratischer Werte wird
auf die Wirtschaft, einen Schliisselbereich gesellschaftlicher In-
novation, ausgedehnt. Wire eine solche Erweiterung ihres De-
mokratieverstindnisses nicht ein weiterer konsequenter Schritt
fur eine TA, die sich Inklusion, Partizipation und Deliberation
verschrieben hat und diese Werte auch in ihrer Praxis zu reali-
sieren versucht?

Mit diesem erweiterten Demokratieverstéindnis wiirde fiir die
TA neben die Rolle der neutralen Vermittlerin (innerhalb eta-
blierter demokratischer Strukturen) auch die Rolle einer Mit-
gestalterin offentlicher Zukunftsdebatten (mit dem Ziel einer
Vertiefung der Demokratie) annehmen. Unabhingig von den
konkreten Antworten, kommt TA in diesem (transformativen)
Selbstverstiandnis stirker die Rolle zu, alternative soziotechni-
sche Zukiinfte denk- und diskutierbar zu machen (Delvenne und
Parotte 2019; Schroder 2019). Solche ,.konkreten Utopien* soll-
ten neue Technologien und demokratische Neuerungen zusam-
mendenken (Frey und Schaupp 2020), sodass komplexe Ver-
flechtungen normativer Orientierungen und technischer Poten-
ziale greifbar und verhandelbar werden.

Zur inhaltlichen Schirfung (Wirtschaftsdemokratie) trite
dann auch die experimentelle Suche nach den passenden Pra-
xisformen (Demokratisierung), in denen die TA als Community
auch lernen konnte, in unterschiedlichen Rollen zu agieren und

Wie kann die TA ihre Teilhabe an dffentlichen Auseinandersetzungen

fiir mehr Demokratie stéirken?

chen Sphire? Wie kann und sollte die Digitalisierungsdividende
umverteilt werden? Wie (wieviel, mit was fiir Technik, mit wel-
chem Ziel) wollen wir in Zukunft vor dem Hintergrund des tech-
nologischen Wandels arbeiten? Wie lie3e sich der ohnehin an-
stehende Umbau grundlegender soziotechnischer Infrastruktu-
ren mit einem neuen demokratischen Aufbruch verbinden? Und
welchen Beitrag konnte eine Erneuerung von Planungstheorien
wie der Kybernetik kombiniert mit den Potenzialen des maschi-
nellen Lernens fiir die Entwicklung einer digital-deliberativen
Wirtschaftsdemokratie leisten? Wie konnte eine dergestalt ins-
titutionell wie technisch modernisierte Demokratie dabei helfen,
moglichst inklusiv Moglichkeiten einer bestmoglichen Bediirf-
nisbefriedigung innerhalb der planetarischen Schranken auszu-
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das Spannungsfeld zwischen Neutralitdt und Engagement kon-
textsensitiv zu navigieren. Natiirlich verbleibt ein grof3er Diskus-
sionsbedarf: Konnen und diirfen TA Projekte transformativ zu
Wirtschaftsdemokratie forschen, obwohl das Leitbild hierzu we-
niger breit in der Gesellschaft angekommen ist, als das der (6ko-
logischen) Nachhaltigkeit? Welche Verbindungen lassen sich hier
finden? Welche Biindnispartner sind hier denkbar, ohne reine Ge-
werkschafts-TA zu werden? Wie kann ein produktiver, demokra-
tieorientierter Umgang mit der Normativitét solcher Forschungs-
perspektiven aussehen, der moglichst die Legitimation anderer
Formen von TA nicht unterminiert? Obwohl es hier, wie gezeigt,
Anschliisse gibt, bleiben noch viele Fragen offen. Aber schlief3-
lich ist ja auch die Demokratie selbst ein unfertiges Projekt.
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MaRgeblich beeinflusst durch Expertenkommissionen folgt die Energie-
wende bisher vornehmlich technisch-okonomischen Logiken, wahrend
Laienperspektiven kaum Beriicksichtigung finden. Dies kann zum Ein-
druck einer Technokratie beitragen und die gesellschaftliche Unter-
stitzung fur die Energiewende erodieren. So kommt der partizipativen
Technikfolgenabschatzung besondere Bedeutung zu, um Ziele politi-
scher Entscheiderinnen und Entscheider mit Interessen der Biirgerin-
nen und Biirger besser zusammenzubringen. Indes weist die partizipa-
tive TA in der Energiewende wesentliche Schwachpunkte auf. Der Bei-
trag umreiBt die Rollen von Expertengremien und partizipativer TA in
der Energiewende und diskutiert hieraus resultierende Probleme und
Chancen einer starker responsiven Governance.

Technocracy or joint effort?
Expert committees and participation in the German Energiewende

To date the energy transition has primarily followed technological and
economic rationales and has been, significantly influenced by expert
commissions, while laypersons’ perspectives have hardly been taken
into account. This can add to the impression of a technocracy and erode
public support for the energy transition. Thus, participatory technology
assessment Is seen as crucial to align political decision makers' per-
spectives with those of citizens. However, participatory technology as-
sessment has major shortcomings with regard to the energy transition.
This article outlines the roles of expert committees and participatory
technology assessment in the energy transition and discusses resulting
problems and opportunities for more responsive governance.

Keywords: Energiewende; energy transition; technology assessment;
technocracy; participation
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Energiewende

2011 nahm mit dem kurz nach der Fukushima-Katastrophe be-
schlossenen Atomausstieg auch die Energiewende an Fahrt auf.
Als soziotechnisches GroBprojekt — es geht um nicht weniger als
die Transformation aller Sektoren der Energieproduktion und
-distribution sowie grundlegende Verdnderungen beim Energie-
bedarf — stellt sie naturgemil einen wesentlichen Gegenstand
zeitgenossischer TA dar. Interessanterweise befasst sich das
erst 1990 gegriindete TA-Biiro am Deutschen Bundestag zwar
durchaus mit einschlidgigen Untersuchungen (etwa im Themen-
feld ,,Energie, Ressourcen, Umwelt*), Kernthemen der Energie-
wende bleiben jedoch weitgehend unbehelligt (TAB 2020). Aus
der Perspektive der TA-Forschung kollidieren in der Energie-
wende zwei typische, indes sehr unterschiedliche Zugénge zum
Themenfeld: das Vorsorgeprinzip (Gleich 2013) mit der Pers-
pektive Betroffener von Energiewende-MafBnahmen (Grunwald
2010). Fiir die Bundes-, Landes- und Bezirksregierungen ist der
Aspekt der Vorsorge im Sinne eines nachhaltigeren Energiesys-
tems, das eine stabile Versorgung garantiert, vorrangig, wihrend
aus Sicht der Betroffenen Eingriffe in die vertraute Umgebung,
Kosten sowie (mit Blick auf Anlagenbetreiber) Vergiitungen und
Sicherheiten im Vordergrund stehen.

Nach wie vor findet die Energiewende im Allgemeinen hohe
Zustimmung in Politik und Gesellschaft (AEE 2020). Lingst ist
jedoch eine kritischere und reflexive Phase erreicht, in der die
Offentlichkeit mit differenzierterem Blick auf Fortschritte und
Richtungsentscheidungen schaut (Setton 2019). Die Umsetzung
der Energiewende ist politisch umkdmpft und mit mannigfalti-
gen Unsicherheiten behaftet (Radtke 2020). Technische Fort-
schrittlichkeit und Verlasslichkeit sowie Wirtschaftlichkeit und
Wettbewerbsfihigkeit markieren zentrale Anforderungen an das
zukiinftige Energiesystem. Im Policy-Vergleich ist die Energie-
wende-Politik denn auch durch zahlreiche beratende Gremien
stark expertokratisch und auf Wissensebene konsultativ gepriagt
(Griindinger 2017). Im Jahr 2011 erklérte die von der Bundesre-
gierung einberufene Ethik-Kommission die Energiewende zum
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Gemeinschaftswerk und bekriftigte darin den erforderlichen ge-
sellschaftlichen Riickhalt, den es durch kollektive Beteiligung
zu sichern gilte (Ethik-Kommission Sichere Energieversorgung
2011, S.37ff.). Nach wie vor braucht die Energiewende breite
gesellschaftliche Unterstiitzung, so sie ihren (nicht unwesentli-
chen) Beitrag zur Reduktion der Treibhausgasemissionen leis-
ten soll — man denke etwa nur an die Auswirkungen diverser
Widerstinde und Klageverfahren auf den Windenergieausbau.
Es wird somit einerseits verstirkt auf Expertenkommissionen
gesetzt, wihrend andererseits verschiedene Modi der Biirger-
beteiligung und Mitbestimmung in Anschlag gebracht werden.
Im Folgenden diskutieren wir den hiufigen Einsatz von Exper-
tengremien, Anspruch und Wirklichkeit der Partizipation in der
Energiewende sowie mogliche Zukunftsperspektiven.

Technokratie der
Expertenkommissionen?

Die Idee der Konsultation basiert im nationalstaatlichen Modell
verfasster Demokratien darauf, dass Gremien oder Institutionen
im Spannungsverhiltnis zwischen repréisentativen und partizi-
pativen Formen der Demokratie moglichst objektiv, ausgewo-
gen und fachlich fundiert vermitteln (Neunecker 2016). Im Kon-
text der Energiewende finden Konsultationen in Form beraten-
der (Experten-)Gremien der Parlamente und Regierungen sowie
offenerer, stéirker partizipativer und biirgerorientierter (Laien-)
Konsultationen statt, welche zumeist durch spezielle Institutio-
nen (z. B. Bundesnetzagentur) und auf regionaler Ebene (z. B.
bei der Entwicklung von Energiekonzepten) eingesetzt wer-
den. Je hoher indes die politische Ebene, desto weniger finden
sich diese Formate. Demnach ldsst sich die Energiewende auf
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Gesellschaft. Trotz dieser eher 6kologisch geprigten Wurzeln
wird die Energiewende heute stark durch dkonomisch-techni-
sche Relevanzsetzungen geprigt (Haas 2017). Dies resultiert aus
dem Zusammenwirken diverser, teils anlassbezogener, teils kon-
tinuierlich bestehender Expertengremien (welche Parlament und
Regierung beraten)'. So hat sich ein selbststindiges Experten-
Regime ausgeprigt, das durch komplexe und verschachtelte Ak-
teurskonstellationen (inkl. diverser Advocacy Coalitions und Ve-
toplayer) gepragt ist.

Die Idee der Technokratie beschreibt im Kern eine Domi-
nanz von Expertenmeinungen sowie rationaler Logiken und for-
malisierter Strukturen bei (politischen) Entscheidungsfindungs-
prozessen, die freilich im Ergebnis keineswegs zu unumstritte-
nen Entscheidungen fithren (Habermas 2013). In der TA werden
die typischen Probleme des durch Expertengremien begriinde-
ten Wissensregimes umfassend beschrieben: Vorschlige zur Ge-
staltung, Prognosen und evolutorische Dynamiken fithren auf-
grund von Komplexititen, Unsicherheiten und Selektivitit so-
wie hinter vermeintlicher Objektivitidt wirkenden normativen
Paradigmen zum ,,Expertendilemma‘ (Grunwald 2010, S. 154).
Auf Gutachten folgen Gegengutachten, der 6ffentliche Eindruck
von Einheit und konsensualem Handlungswillen wird durch Zer-
splitterung und Fraktionsbildung unterminiert. Zudem bleibt
vieles vage, woraus im politischen Tagesgeschift ein gewisser
Pragmatismus folgen kann (Rothe 2017) — bzw. ein Muddling-
Through, wie Czada (2019) der Bundesregierung mit Blick auf
die Energiewende attestiert. Ergebnis dieser expertokratisch ge-
prigten, dabei im Gesamteindruck eher passiven, ungerichteten
und wenig ambitionierten Energiepolitik sind diverse Parallel-
strukturen, welche die Koordination der Multilevel Governance
und lénderiibergreifende Konsensbildung erschweren (Chem-
nitz 2019; Radtke 2018).

Kommissionen stehen grundsdtzlich unter dem Verdacht,

expertokratische Entwicklungen zu fordern

und Sachzwdnge zu begriinden.

Bundesebene als ein stark durch Expertinnen und Experten ge-
prégtes technisches GroBvorhaben charakterisieren — und war
es mit Blick auf die Besetzung der Ethik-Kommission Sichere
Energieversorgung, die 2011 einen raschen Atomausstieg na-
helegte und damit die Energiewende in Gang brachte, von An-
fang an. Wesentliche Vorarbeiten hatten zuvor bereits der Rat
fiir Nachhaltige Entwicklungen mit der Deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie (Die Bundesregierung 2002) sowie der Sachver-
standigenrat fiir Umweltfragen, der 2010 eine Stellungnahme
zur Vision einer vollends erneuerbaren Stromversorgung bis
2050 abgab (SRU 2011), geleistet. Auch der Wissenschaftli-
che Beirat der Bundesregierung Globale Umweltverinderungen
(WBGU) arbeitet seit 1992 an Entwiirfen fiir eine nachhaltige
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Kommissionen stehen grundsitzlich unter dem Verdacht, ex-
pertokratische Entwicklungen zu fordern und Sachzwinge zu
begriinden (Haring 2010). Haufig nur als Mittel zur Bestéti-
gung von Politiken verstanden, weisen Kommissionen tatsich-
lich diverse Externalisierungs-, Vorverhandlungs-, Vertagungs-,
Selbststeuerungs- und symbolische Funktionen auf (Siefken
2019, S. 158 f.). Diese expertokratischen Implikationen gehen

1 Beispiele hierfir sind das vom Bundesministerium flr Wirtschaft und Energie
seit 2010 durchgefiihrte jahrliche Monitoring zur Erreichung der Ziele des
Energiekonzepts und eine seit 2011 angeschlossene Expertenkommission, welche
den Prozess evaluiert. Diverse Gutachten zur Energiewende wurden zuletzt durch
den Bundesrechnungshof, die Monopolkommission und den Sachverstandigenrat
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung erstellt.
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von den Kommissionen selbst aus; weitere ergeben sich durch
die Rolle, die ihnen im Rahmen der Regierungsarbeit und in de-
mokratischen Verhandlungssystemen eingerdumt wird. Die ver-
stirkte Berufung von Kommissionen und Einholung von Fach-
gutachten kann sowohl die inhaltliche Strukturierung von De-
batten als auch politische Argumentationsmuster beeinflussen.
Damit kommt es zu Auswirkungen auf politische Aushandlungs-
und Entscheidungsfindungsprozesse. In der Energiewende wur-
den iiber Expertenkommissionen komplexe Sachverhalte wie
der Atom- und Kohleausstieg externalisiert. Vertagungsmuster
finden sich insbesondere bei koalitionsinternen Uneinigkeiten
etwa bzgl. Ausbaupfaden der erneuerbaren Energien, die durch
Arbeitsgruppen-Griindungen adressiert werden.

Anhand der 2018 eingesetzten Kommission fiir Wachstum,
Strukturwandel und Beschiftigung (besser bekannt als Kohle-
kommission) lassen sich weitere Fallstricke der Delegation von
Aushandlungs- und Entscheidungsprozessen an Kommissionen
zeigen. So kam es zu Unmut bei lokalpolitischen Akteuren, da
die Entwicklung tragfahiger Strukturwandel-Perspektiven fiir
die Regionen gegeniiber dem Kohleausstiegsdatum und den
Kosten fiir die Bundesregierung nachrangig erschien. Der durch
die demokratischen Legitimationsdimensionen (Input, Throug-
hput und Output) informierte Blick zeigt Grenzen der Kommis-
sionsarbeit auf: Politische Absprachen wurden auch auflerhalb
getroffen, Biirgerinnen und Biirger wenig beteiligt und nicht um-
fassend informiert; es lagen Erfahrungs- und Kompetenzasym-
metrien unter den Mitgliedern vor und inhaltlich {iberwogen
okonomische Schwerpunkte (Grothus und Setton 2020). Hin-
sichtlich des Outputs scheint eine Herausforderung auf, die sich
bei stidrker partizipativ ausgerichteten TA-Prozessen noch ver-
stirkt: die Ubertragung in die Praxis und die Umsetzung oft
miithsam errungener Kompromisse sowie detailliert ausgearbei-
teter Vorschlidge. So ist zwar die Arbeit von Expertenkommissio-
nen von vornherein auf die Genese konkreten Outcomes inner-
halb einer festen Zeitspanne ausgerichtet und beriicksichtigt die
Abgrenzung von Wissens- und Politikregimen. Jedoch kommt es
hierdurch zu einer Abkopplung der Entscheidungen, was zu Ent-
tauschungen und Frustrationserfahrungen aufgrund mangelnden
Impacts der Inhalte fiihrt (der in Kontrast zu normativen Impli-
kationen partizipativer Verfahren steht) (Leibenath et al. 2016).
Grothus und Setton (2020, S.298) weisen in diesem Zusam-
menhang darauf hin, dass nach Abschluss der Kommissions-
arbeit der Einfluss zivilgesellschaftlicher Akteure sinkt, wih-
rend jener von lidnger und stérker institutionalisierten Akteuren
zunimmt (via Lobbying). Demnach ist nicht nur der Arbeitspro-
zess des beratenden Gremiums (Throughput), sondern auch der
Output im Sinne der tatsdchlichen Implementierung der Ergeb-
nisse relevant.

Wihrend Steuerungsmodi und Umsetzungsstrategien der
Energiewende auf Bundesebene vornehmlich durch Experten-
gremien gepragt sind, werden Biirgerinnen und Biirger vor Ort
durchaus unmittelbar an TA-Prozessen beteiligt. Vermag also
die partizipative TA der Energiewende zu groferer demokrati-
scher Legitimation zu verhelfen?

Jorg Radtke, Emily Drewing

Partizipative TA — Mehr als Akzeptanz-
beschaffung?

Nach Abels und Bora (2013) handelt es sich bei der partizipati-
ven TA um Instrumente und Methoden,

[ ...] die auf eine Beteiligung von Laien und/oder Interessen-

vertreterInnen (Stakeholder) an TA-Prozessen abzielen und

die in unterschiedlicher Weise in Politikberatung eingebun-
den sind. [...] [D]ie Diskussion zwischen Laien und Expert-

Innen [steht] in den meisten Fillen im Vordergrund. [...]

Meist sind diese Verfahren deliberativer — erorternder —

Natur, zum geringen Teil haben sie eine (allerdings schwa-

che) Entscheidungskomponente (Abels und Bora 2013,

S.109).

Typischerweise steht im Mittelpunkt, dass ,,Expertlnnen und
Laien, Entscheider und Betroffene, Gegnerlnnen und Befiir-
worterInnen dariiber verhandeln, ,,0b eine umstrittene Technik
eingefiihrt werden soll und wie sie gegebenenfalls zu regulie-
ren ist” (ebd., S. 110). Es lassen sich etwa mit Blick auf Anzahl
und Heterogenitit der Beteiligten sowie Formen und Funktio-
nen der Beteiligung diverse Verfahren unterscheiden. Viele Mo-
delle folgen dem Ideal der Deliberation (wechselseitige Erorte-
rung und Abwigung) (ebd., S. 118, 121; Kamlage und Reiner-
mann 2020, S.42).

Die partizipative TA zielt darauf, die demokratische Legiti-
mation von Entscheidungen und Vorhaben zu erhéhen. Konzep-
tionell lassen sich die verschiedenen Formen von Partizipation
und Legitimationsgenerierung in der Energiewende miihelos zu
Ansitzen einschldgiger Demokratietheorien in Bezug setzen.
Abels und Bora (2013, S. 125) identifizieren drei basale Betei-
ligungstypen (deliberativ, partizipatorisch, pluralistisch), die in
der Praxis zumeist vermischt auftreten. Ebenfalls analytischer
Natur ist die Unterscheidung von Renn und Schweizer (2009),
die sechs Konzepte von Partizipation umfasst: funktionalistisch
(Représentation aller Wissenstriger), neoliberal (proportionale
Reprisentation aller Werte und Zustimmung der betroffenen
Offentlichkeit), deliberativ (wechselseitige Erorterung), anthro-
pologisch (Inklusion neutraler Laien), emanzipatorisch (Eman-
zipation unterprivilegierter Individuen) und postmodern (Abbil-
dung Pluralitit). Im Energiewende-Regime beobachten sie eine
Dominanz funktionalistisch-neoliberaler Ausrichtung (Renn
und Schweizer 2020, S.55).

Das bekannte Prozessmodell demokratischer Legitimation
nach Easton (1965) ermoglicht es, die Kanile der Input-, Through-
put- und Output-Legitimation zunichst mit Demokratiemodel-
len und schlieBlich mit Prozessen und Verfahren in der Energie-
wende zu verbinden:

Input-Legitimation: Der im Hinblick auf Anzahl und Mei-
nungsvielfalt moglichst grole Einbezug von Personen und In-
teressen ist im partizipatorischen Demokratiemodell entschei-
dend (Barber 1984). Partizipative TA tritt im Kontext der Ener-
giewende in deliberativen Formaten wie Planungszellen sowie
in emanzipatorischer (z. B. Bottom-up-Initiativen) und funktio-
nalistischer (z. B. von Stakeholdern fop-down initiierte Dialog-
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formate) Form auf. Wihrend sowohl aus emanzipatorischer wie
auch funktionalistischer Perspektive offene Beteiligungsmog-
lichkeiten geboten sind, setzen das deliberative und neoliberale
Modell auf proportionale Reprisentation von Werten und Pré-
ferenzen in der Beteiligtengruppe.

Throughput-Legitimation: Die demokratische Prozessphase
bildet die Verarbeitung des demokratischen Inputs ab und wird
unterteilt in Willensbildungs-, Implementations- und Evaluie-
rungsphase (Kneip und Merkel 2020, S.44). Hierbei miissen de-
mokratische Kriterien der Fairness, Neutralitit, Offenheit und
Transparenz gewihrleistet sein (Alcantara et al. 2016, S. 152 ff.).
Nach Kneip und Merkel (2020, S. 44) riskiert die Throughput-
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nungen — sich in lokalen Konflikten durchaus niederschlagen.
Da grundsitzliche Dilemmata der Energiewende (z. B. Stand-
ortauswahl, Verfahrensgebundenheit) kaum beeinflusst werden
konnen (Leibenath et al. 2016), riickt die Optimierung der exis-
tierenden Optionen der Biirgerbeteiligung in den Fokus (Kam-
lage et al. 2020).

Die beschriebenen Problemlagen lenken den Blick auf etwas,
das Schroder (2019) als blinden Fleck der TA beschreibt: Das
Politische im Sinne eines tatsidchlich ausgetragenen Wettstreits
konkurrierender Interessen und Wertvorstellungen nach den
Ideen agonistischer Demokratie bleibt unterbelichtet (Mouffe
2013). Dies lassen auch diverse lokale Aushandlungsprozesse

Da grundsditzliche Dilemmata der Energiewende

kaum beeinflusst werden konnen, riickt die Optimierung existierender

Optionen der Biirgerbeteiligung in den Fokus.

Legitimitit ,,zum ersten Opfer eines exekutivlastigen Dezisionis-
mus‘ zu werden, da die Exekutive immer mehr Entscheidungen
eigenstindig trifft, weshalb der Schaffung indirekter Legitimi-
tit (durch andere Kanile demokratischer Interessenaggrega-
tion wie partizipative Formate) eine wachsende Bedeutung zu-
kommt. Daraus ergeben sich — auch im Rahmen der TA in der
Energiewende — hohe legitimatorische Anspriiche an Gremien
und Verfahren, niamlich: dieselben Standards wie in formell-
institutionalisierten Prozessen zu garantieren (die sie schon sui
generis kaum erfiillen konnen).

Output-Legitimation: Die Legitimationskraft von Ergebnis-
sen, ,,welche die Biirgerinnen erhoffen und erwarten®, mithin
also akzeptieren oder befiirworten, ist hoher (Kneip und Merkel
2020, S.48). Unpopulire Ergebnisse konnen nur zeitweise durch
ein ,,zufriedenstellendes Niveau* von Input und Throughput
kompensiert werden (ebd.). Dies gelingt in der Energiewende
nicht flichendeckend; es kommt zu einem unausgewogenen Zu-
stand zwischen Best Practice und Worst Case (Radtke und Renn
2019). Planungsverfahren und gesetzliche Vorgaben lassen kaum
Spielrdume zu, sodass oft nur wenig Mitbestimmung moglich ist,
Expertenmeinungen dominieren und im Falle inputlastiger Ver-
fahren vielstimmige ,Wunschkonzerte® ins Leere laufen.

Fiir alle legitimations- bzw. akzeptanzgenerierenden Fakto-
ren in der Energiewende lassen sich Defizite konstatieren. Hilde-
brand et al. (2017, S.270) unterscheiden hierbei Reprisentativi-
téts-, Ressourcen-, (Ergebnis-)Integrations- und Erwartungshal-
tungsprobleme. Insbesondere bei nicht-formalisierten Verfahren
ist die Legitimitétsgenerierung stark einzelfallabhingig (Hitsch-
feld 2020). Indes bestehen, wie im vorangegangenen Abschnitt
beschrieben, bei der Energiewende tibergeordnete Steuerungs-
und Umsetzungsprobleme, die — zumal in Kombination mit der
technologisch-6konomischen Ausrichtung der Energiepolitik
sowie der zentralen Bedeutung vorherrschender Expertenmei-
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im Kontext der Energiewende vermissen, werden doch Differen-
zen und Kontroversen hiufig so weit wie moglich durch Admi-
nistration und Vorhabentriger top-down eingehegt und oberflich-
lich befriedet (Cuppen 2018). Dabei steckt viel Konstruktives
im Konflikt: So vermochten Biirgerinitiativen das hinter dem
Stromnetzausbau stehende Paradigma eines zentralisierten
Energiesystems zu dekonstruieren — und setzen sich nun iiber
den Einzelfall hinaus fiir eine dezentrale Energiewende ein
(Neukirch 2017). Einer lokalen Politisierung der Offentlich-
keit(en) wie im Kontext partizipativer TA steht demnach eine
durch den verstirkten Einsatz von Expertenkommissionen ge-
kennzeichnete Depolitisierung auf nationaler, speziell parlamen-
tarischer Ebene gegeniiber.

Wie weiter mit der Energiewende?

Vor dem Hintergrund der an Anzahl und Intensitdt zunehmen-
den Widerstinde gegen ihre lokalen Manifestierungen kommt
der gesellschaftlichen Unterstiitzung der Energiewende zentrale
Bedeutung zu. Grundsitzlich vermag TA die Legitimationskraft
der Energiewende durch die Berticksichtigung von Expertenmei-
nungen und Biirgerinteressen zu erhohen (breite und fundierte
Wissensbasis). Dem stehen jedoch im Wesentlichen komplexe
Problemlagen entgegen: Erstens eine Dominanz 6konomisch-
technologischer Perspektiven aufgrund einschligig besetzter Ex-
pertengremien und fehlender laienbasierter TA, zweitens eine
unzureichende Einbettung der Ergebnisse von Expertenkom-
missionen und Beteiligungsprozessen in politische, insbeson-
dere parlamentarische Entscheidungsprozesse sowie drittens
eine sowohl ebenen- und regionen- als auch sektoriibergreifend
fehlende Verzahnung zwischen expertendominierter und parti-
zipativer TA.
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In jiingerer Zeit 1dsst sich beobachten, dass die Energiewende
zunehmend in populistische Narrative eingespeist wird (Radtke
et al. 2019); ein moglicher Zusammenhang zwischen Techno-
kratie und Populismus wird héufig diskutiert (Landwehr 2018).
Dazu passt die Dominanz top-down-geprigter Verfahren der Of-
fentlichkeitsbeteiligung (in deren Rahmen auch mehr oder min-
der partizipative TA stattfindet), die wenig tatsichliche Mitbe-
stimmung erlauben (Huge und RoBnagel 2018; Leibenath et al.
2016). Bislang existieren kaum Verschriankungen zwischen lo-
kalen Anliegen bzw. Verfahren und nationaler Politikgestaltung,
da zwischen beiden Sphiren eine systemisch-strukturell be-
dingte Kluft besteht, welche die Riickbindung ,von unten nach

nach stirker Beriicksichtigung finden. Dabei wiirden zwar nicht
die Abkehr von fossilen Energietridgern und Atomkraft zur Dis-
position stehen, wohl aber wesentliche Pfeiler der Ausgestal-
tung des zukiinftigen Energiesystems, die parlamentarisch sehr
viel stirker verhandelt werden konnten — bestenfalls konsultativ
durch Laien, etwa Biirgerrite, gestiitzt.

Verfahren der partizipativen TA sollten nur mit dem Impe-
tus eines genuinen Interesses an der Mitgestaltung durch Biir-
gerinnen und Biirger lanciert, Konflikte nicht leichthin befrie-
det werden. Die Steuerung und Umsetzung der Energiewende
wiirden von der stidrkeren Einbindung und Wertschédtzung von
Laienperspektiven wesentlich profitieren, wihrend umgekehrt

Impulse fiir eine Neu-Ausrichtung und

Akzentuierung einer Energiewende-Politik 2.0

miissten bald gesetzt werden.

oben‘ erschwert. Fiir die Vermittlung bietet sich eine Stirkung
vielfach bereits vorhandener, intermediirer Institutionen an, die
nicht nur (wie bisher) zur Vermittlung von Energie(wende)politi-
ken, sondern auch zur Erh6hung politischer Responsivitit durch
Einspeisen spezifischer, teils stirker regionalisierter Interessen
in den Policy-Prozess herangezogen werden konnten. Beispiel-
haft lassen sich die Energieagenturen auf Lénderebene anfiih-
ren. Eine stirkere Riickkopplung ist indes nicht nur zwischen
den foderalen Ebenen erforderlich, auch bestehende Entschei-
dungsfindungsprozesse innerhalb politischer Gremien und Ver-
fahren konnen durch zusitzliche, gezielt eingesetzte partizipative
Formate inhaltlich angereichert werden und an Legitimations-
kraft gewinnen (Brettschneider 2020; Radtke und Salmannhau-
sen 2020). Mit Blick auf die Energiewende bietet sich eine stir-
kere Betonung funktionalistisch-deliberativer Ansétze (Renn
und Schweizer 2020, S. 55) sowie die kontextsensible Kombi-
nation verschiedener Modelle an, um ,,deren jeweilige Poten-
ziale zur Umsetzung der Energiewende auszuschdpfen und da-
bei die Limitierungen moglichst zu vermeiden* (Schweizer 2015,
S.29).

Zuletzt liefert die Literatur zur TA einen wertvollen An-
satzpunkt fiir die Zukunft der Energiewende: die ,,Ergebnis-
offenheit” namlich, welche die Pole ,,Akzeptanzbeschaffung*
und ,,Technikveridnderung® verbindet (Grunwald 2010, S. 288).
Wenngleich physikalische Gesetze und technische Erfordernisse
zweifellos bestehen, so ist doch das zukiinftige Energiesystem-
Design, wie es aktuell ins Auge gefasst wird, keineswegs alter-
nativlos. Lange bevor sie allerorten zu Unmut und Protesten so-
wie langwierigen Klageverfahren fiihrte, galt die Dezentralitéit
der erneuerbaren Energien als Ermoglichungsfaktor fiir eine de-
mokratischere, d. h. biirgerorientierte Energieversorgung, was
unterdessen nicht an Geltungskraft eingebiifit hat. Die Perspek-
tiven und Priferenzen der Biirgerinnen und Biirger sollten dem-
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eine stirker reflexive Vermittlung ,nach unten‘ ein ungekann-
tes Maf3 an Diffusion von Einstellungen, Wissen und Exper-
tise sowie eine Robustheit getroffener Entscheidungen bieten
konnte, was der Legitimationskraft sehr zutrdglich wire (Na-
tarajan 2017). Impulse fiir eine Neu-Ausrichtung und Akzen-
tuierung einer Energiewende-Politik 2.0, die stirker auf Riick-
kopplung und Intermediire setzt, Parlamente mehr einbezieht
und hierfiir Gestaltungs- und Handlungsspielrdume zur Schaf-
fung einer eigenstdndigen diskursiven Arena einrdumt, miissten
mit Blick auf den zeitlichen Korridor bis 2050 freilich bald ge-
setzt werden.
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Mit Blick auf die Positionierung von politischen Parteien hinsichtlich
umstrittener Technologien stellt sich insbesondere die Frage, welche
Bedeutung bestimmten innerparteilichen Akteuren zukommt und wie
diese die Ergebnisse parteiinterner Aushandlungsprozesse beeinflus-
sen. Um dies zu beleuchten, analysieren wir den Meinungshildungspro-
zess von Bindnis 90/Die Grinen (B'90/Grine) hinsichtlich neuer Pflan-
zenziichtungstechniken wie CRISPR/Cas. Die Analyse zeigt, dass sich
bestimmte Akteure fur eine Neuausrichtung hinsichtlich der Verfah-
ren einsetzen, wahrend andere solch einen Kurswechsel klar ablehnen.
Beide Seiten fiihren fiir ihre jeweilige Position zahlreiche Argumente
an, die teilweise auf fundamental unterschiedlichen Haltungen basie-
ren, etwa hinsichtlich der Bewertung von und des Umgangs mit Risiken.
Dennoch gibt es Hinweise auf eine Kompromisslosung hinsichtlich der
zukiinftigen Positionierung von B'90/Griine zu der umstrittenen Tech-
nologie. Fiir diesen Kompromiss wird eine verstarkte wissenschaftliche
Technikfolgenabschatzung von zentraler Bedeutung sein.

Party positioning on controversial technologies
Opinion formation within Alliance 90/The Greens on new plant
breeding techniques

With regard to the positioning of political parties on controversial tech-
nologies, the question arises of how important certain intra-party ac-
tors are and how they affect the outcomes of negotiation processes
within parties. To shed light on this, we analyze the opinion-formation
process of Alliance 90/The Greens regarding new plant breeding tech-
niques such as CRISPR/Cas. The analysis shows that certain actors ad-
vocate a reorientation with regard to the new techniques, while others
clearly oppose such a change of course. Both sides put forward numer-
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ous arguments for their respective positions, some of which are based
on fundamentally different positions, e.g., on how to evaluate and deal
with risks. Nevertheless, there are indications of a compromise solu-
tion regarding the future positioning of Alliance 90/The Greens on the
contested technology. For this compromise to succeed, further scientific
risk assessment will be of central importance.

Keywords: The Greens, intra-party democracy, new plant breeding
technologies, party positioning

Einleitung

Typischerweise sind die Positionen politischer Parteien zu Tech-
nologien bzw. technologischen Innovationen im Zeitverlauf
recht stabil. Thr programmatischer Wandel zu diesen Themen
fallt in der Regel inkrementell aus — zumindest sofern er nicht
durch fokussierende Ereignisse wie etwa Ungliicke oder Natur-
katastrophen verursacht wird (Meyer und Schon 2017). Eine
zentrale Ursache dafiir ist, dass die Einschitzung der Chancen
und Risiken von Technologien unter den Parteimitgliedern und
-eliten hédufig unterschiedlich ausfillt und sich daher im parteiin-
ternen Willensbildungsprozess extreme Haltungen nicht durch-
setzen konnen. Zudem spielen in der Vergangenheit getroffene
Entscheidungen und formulierte Positionen zu Technologien
eine wichtige Rolle, weil sie den Mdoglichkeitsraum fiir neue
Positionen eingrenzen. Gleichwohl bestehen bestimmte Kons-
tellationen, welche es ermdglichen, dass sich paradigmatische
Verinderungen von Parteipositionen zu Technologien auch un-
abhingig von fokussierenden Ereignissen vollziehen.

Im vorliegenden Beitrag betrachten wir einen besonders aus-
geprigten Fall, bei dem eine fundamentale Position bzw. ein
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Markenkern einer Partei selbst offen zur Disposition gestellt
wurde. Konkret untersuchen wir die Positionierung von Biind-
nis 90/Die Griinen (B’90/Griine) zu neuen Pflanzenziichtungs-
techniken. Die Analyse des parteiinternen Aushandlungs- und
Entscheidungsprozesses hinsichtlich dieser Thematik erscheint
deswegen gewinnbringend, weil sich Die Griinen bislang im-
merfort kategorisch gegen die Griine Gentechnik positionierten
und diese Thematik sogar offensiv zur Wahlerstimmengewin-
nung nutzten (Cooper 2009). Sie miissen sich daher zum techni-
schen Fortschritt positionieren — es ist der Partei nicht moglich,
sich bewusst nicht oder neutral zu verhalten (Hartung 2020). Zu-

Technikfolgenabschatzung und neue
Pflanzenzichtungstechniken

Die Technikfolgenabschitzung (TA) befasst sich bereits seit
ihrem Entstehen vor iiber einem halben Jahrhundert mit Bio-
und Gentechnologien (Grunwald und Sauter 2018, S.251-252).
Ein jiingerer Bericht, der sich der TA neuer Pflanzenziichtungs-
techniken beschiftigt, wurde 2015 vom Biiro fiir Technikfolgen-
Abschitzung beim Deutschen Bundestag vorgelegt (Sauter et al.
2015). In dem Bericht, welcher neue Pflanzenziichtungstechni-
ken bzw. Genome-Editing-Verfahren zur Synthetischen Biologie

Durch die besondere Form der Auseinandersetzung

— offen und ohne das Anmahnen von Geschlossenheit —

werden abweichende Positionen eingenommen und
Zielkonflikte ausbuchstabiert.

dem setzten sich fithrende Parteipolitikerinnen und -politiker
seit 2018 fiir eine mogliche Neuausrichtung hinsichtlich neuer
Pflanzenziichtungstechniken ein.

Diesen Techniken, allen voran CRISPR/Cas, wird ein enor-
mes Potenzial zur Bewiltigung aktueller und zukiinftiger Her-
ausforderungen der landwirtschaftlichen Produktion, insbeson-
dere der Ernédhrungssicherheit und des Klimawandels beschei-
nigt (Carroll und Charo 2015). Bei CRISPR/Cas handelt es sich
um eine molekularbiologische Methode, welche es ermdoglicht,
das Erbgut von Organismen so zu verdndern, dass bestimmte
Eigenschaften gefordert oder unterdriickt werden (Genome-
Editing). Dieses Editieren von Erbgut erfolgt mittels bestimm-
ter CRISPR-Werkzeuge, welche durch gentechnische Verfahren
in Zellen eingefiihrt werden. Nach der Vermehrung der Orga-
nismen sind die Fremdgene in etwa einem Viertel der nachfol-
genden Generation nicht mehr vorhanden, jedoch die herbeige-
fithrte Mutation, die anschlieBend an weitere Folgegenerationen
weitergegeben wird.

Die Debatte um das neue Grundsatzprogramm von B’90/
Griine macht unterschiedliche Positionen hinsichtlich neuer
Pflanzenziichtungstechniken sichtbar. Durch diese besondere
Form der Auseinandersetzung — offen und ohne das Anmah-
nen von Geschlossenheit, die iiblicherweise innerparteiliche Aus-
handlungsprozesse prigt — werden auch abweichende Positionen
eingenommen und Zielkonflikte ausbuchstabiert. Im Verlauf des
urspriinglich auf etwa zweieinhalb Jahre angelegten Prozesses zur
Entwicklung des neuen Programms hatten/haben einfache Mit-
glieder, genauso wie griine Bundesarbeitsgemeinschaften und
andere parteinahe Organisationen, die Moglichkeit, ihre jewei-
ligen Standpunkte zu artikulieren und Anderungsvorschlige ein-
zureichen. Der Fortgang der Diskussion konnte insbesondere on-
line auf gruene.de/grundsatzprogrammprozess verfolgt werden.
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hinzuzihlt, wird aufgrund der tiberschaubaren Verwendung der
neuen Verfahren (noch) kein Bedarf fiir Anpassungen der Re-
gulierungen fiir gentechnisch verdnderte Organismen (GVO) in
Deutschland und der Europédischen Union gesehen (ebd., S. 10).
Allerdings sei angesichts der ,,Dynamik der wissenschaftlich-
technischen Entwicklung sowie der Regulierungsunterschiede
in verschiedenen Weltregionen® eine ,,vorausschauende, inten-
sivere Befassung mit der Risikoregulierung einer moglichen zu-
kiinftigen Freisetzung von SVO [synthetisch verdnderten Orga-
nismen] durchaus angezeigt (ebd.). Zentral fiir die Abschit-
zung von Risiken sowie einer Bewertung der Risiken und des
Nutzens der Organismen ist dem Bericht zufolge die Frage, wie
eine zielfithrende Sicherheitsbewertung der Organismen ohne
Vorhandensein substanzieller Aquivalente, also bekannter Aus-
gangsorganismen, durchgefiihrt werden miisste, damit das Er-
gebnis dieser Bewertung von den unterschiedlichen gesellschaft-
lichen Akteuren als Grundlage fiir das Ausbringen solcher Orga-
nismen ins Freiland anerkannt werden wiirde (ebd., S.11). Ab
einem ,,grofleren gentechnischen ,Umbau‘“ wiirde sich diese
Frage bei Pflanzen unmittelbar stellen, weil diese bis dato weit-
gehend nur in geschlossenen Systemen verwendet worden seien
(ebd.). Dem Bericht zufolge ist zudem absehbar, dass eine welt-
weit ausgedehnte Verwendung von Genome-Editing-Verfahren
dazu fithren wiirde, dass ,,das Problem einer Sicherheitsbewer-
tung bzw. Risikoabschidtzung ohne substanziell dhnlichen, ver-
trauten Vergleichsorganismus‘ eine hohe Dringlichkeit erhalte
(ebd., S.23). Die Intensivierung der Biosicherheitsforschung
sei daher wohl ,,unumginglich (ebd.). Vor diesem Hintergrund
zeigen wir zum einen, dass innerparteiliche Akteure von B’90/
Griine der TA hinsichtlich der neuen Verfahren prinzipiell hohe
Bedeutung beimessen. Zum anderen zeigen wir, dass die Ak-
teure insbesondere aufgrund der, den neuen Verfahren inhéren-
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ten Unsicherheiten unterschiedliche Schlussfolgerungen fiir den
Umgang mit diesen ziehen. Dies ist entscheidend dafiir, wie sich
die Gruppen innerhalb der Partei hinsichtlich der neuen Verfah-
ren positionieren sowie auf welche Art und Weise sie ihre Stand-
punkte rechtfertigen.

Analyse der parteiinternen Kontroverse

In die Debatte der Griinen iiber neue Pflanzenziichtungstechni-
ken brachten parteiinterne Akteure zahlreiche inhaltliche Argu-
mente ein. Wir differenzieren dieses breitgeficherte Spektrum
von Argumenten zunichst dahingehend, ob sie dafiir verwen-
det werden, um eine Neuausrichtung der Partei zu den neuen
Verfahren zu befiirworten oder diese abzulehnen. AnschlieSend
werden systematische Unterschiede und mogliche Motivations-
lagen herausgearbeitet.

Argumente fiir eine Neuausrichtung

Der Bundesvorstand um die Vorsitzenden Annalena Baerbock
und Robert Habeck legte im Friihjahr 2018 anlésslich des Kon-
vents zur Strukturierung der parteiinternen Debatte iiber das
neue Grundsatzprogramm ein Impulspapier vor (B’90/Griine
2018 a). Besondere Aufmerksamkeit erhielt die darin zum Aus-
druck gebrachte Offenheit hinsichtlich neuer Pflanzenziich-
tungstechniken. Baerbock und Habeck werfen die Frage auf, ,,ob
bestimmte neue Technologien nicht helfen konnten, die Versor-
gung mit Nahrungsmitteln auch dort zu garantieren, wo der Kli-
mawandel fiir immer weniger Regen oder fiir versalzenen Boden
sorgt” (ebd., S.5). Dem Vorstand zufolge miisste deshalb inner-
halb der Partei dariiber diskutiert werden, wie zukiinftig mit die-
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Positionierung von B’90/Griine. Erstens sollten CRISPR/Cas
und die anderen neuen Techniken — obwohl gentechnische Ver-
dnderungen, die mit diesen Verfahren vorgenommen werden,
nicht nachweisbar sind — rechtlich als ,,Gentechnik* eingestuft
werden; dies entspricht der Position des Europdischen Gerichts-
hofs (Europiischer Gerichtshof 2018). Dabei solle die Regulie-
rung weiterhin prozess- und nicht produktbasiert ausgerichtet
werden. Zweitens miisse die Forschung mit CRISPR/Cas inner-
halb der bestehenden Richtlinien ermoglicht werden. Drittens
solle die Nutzung von GVO in der Landwirtschaft ermoglicht
werden (ebd., S.2-3).

In zwei weiteren Beitrdgen sprachen sich zwei Mitglieder
der Initiative Progressive Agrarwende sowie Paula Louise Pie-
chotta und Till Westermayer, ehemaliger Sprecher der erwihn-
ten BAG, fiir eine programmatische Neuausrichtung der Partei
aus.! Schlielich forderte auch die Griine Jugend Niedersachsen
(2018), die ,,Gentechnik nicht pauschal zu verbieten®. Thr An-
trag wurde auf dem entsprechenden Landesparteitag zwar abge-
lehnt; der Vorgang verdeutlicht jedoch, dass das Thema die Par-
tei auf verschiedenen Ebenen und auch auferhalb des Meinungs-
bildungsprozesses zum neuen Grundsatzprogramm bewegte.

Das Spektrum der Argumente, welche von den Befiirwor-
tern einer Neuausrichtung vorgebracht werden, ist umfangreich.
Es reicht von der besseren Anpassung an den Klimawandel und
einer nachhaltigeren Ausrichtung der Landwirtschaft bis zur
Entmonopolisierung von Saatgutkonzernen. Zusammengebracht
werden einige dieser Aspekte, gleichermallen wie einige der ge-
nannten Personen, in einem Debattenbeitrag, zu dessen Unter-
zeichnern Landesminister (neben Landeswissenschaftsministe-
rin Theresia Bauer auch Katharina Fegebank, die zweite Biir-
germeisterin von Hamburg), Abgeordnete (unter anderem die

Das Spektrum der Argumente,

welche von den Befiirwortern einer Neuausrichtung

vorgebracht werden, ist umfangreich.

sen Technologien umgegangen werden solle (ebd.). Das Impuls-
papier markiert somit den Ausgangspunkt der innerparteilichen
und zugleich offentlich gefiihrten Kontroverse um die Positio-
nierung der Partei zu neuen Pflanzenziichtungstechniken. Den
Vorstofl zur Kontroverse untermauerte Habeck wenige Wochen
spéter, indem er forderte, ,,auch umstrittene Fragen, wie die nach
neuen Ziichtungen und neuen gentechnischen Verfahren offen
[zu] diskutieren (B’90/Griine 2018 b).

Eine mogliche Neuausrichtung wurde im Verlauf der folgen-
den zwei Jahre aus diversen Bereichen der Partei unterstiitzt. So
pladierte etwa die Bundesarbeitsgemeinschaft (BAG) Wissen-
schaft, Hochschule und Technologiepolitik fiir eine Neupositio-
nierung zu den neuen Verfahren (B’90/Griine 2018 ¢). Die BAG
formuliert zudem drei Prinzipien fiir eine mogliche, zukiinftige
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forschungs- und technologiepolitischen Sprecher der Bundes-
tagsfraktion) sowie einfache Mitglieder und Wissenschaftler, die
der Partei nahestehen, gehoren (B’90/Griine 2020 a).

Der Klimawandel und vor allem die sich aus diesem fiir die
Landwirtschaft ergebenden Herausforderungen stellen zentrale
Referenzpunkte der Debatte dar. So wird argumentiert, dass der
Klimawandel eine rasche Anpassung der Landwirtschaft erfor-
dere, welche alleine durch veranderte Anbaumethoden und eine
gezielte Auswahl von Saatgut nicht zu bewerkstelligen sei. Das

1 Die Progressive Agrarwende ist eine Initiative, an welcher auch mehrere,
liberwiegend junge Mitglieder von B'90/Griine mitwirken und die zu einer

,sozial und okologisch nachhaltigen Landwirtschaft” auf ,dem neuesten Stand

von Wissenschaft und Technik” beitragen will (Progressive Agrarwende 2020).
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vorhandene Innovationstempo reiche ,,zur Rettung von Klima
und Umwelt nicht mehr aus®, weswegen sich ,,[o]hne Techno-
logiespriinge* diese Herausforderung nicht effektiv adressieren
lasse. Wihrend die beiden Parteivorsitzenden noch nahelegten,
zu hinterfragen, ob bestimmte neue Technologien nicht hel-
fen konnten“ (B’90/Griine 2018 a), wird CRISPR/Cas im Ver-
lauf der Debatte als ,,gro3e Chance fiir eine nachhaltige Land-
wirtschaft” bezeichnet (B’90/Griine 2020 a). Die neuen Verfah-
ren wiirden es etwa ermoglichen, solche Pflanzen zu ziichten,
die weniger Fungizide erfordern oder hohere Ertrdge verspre-
chen; letzteres konne sowohl Flachen schonen als auch Mono-
kulturen reduzieren (ebd.). Verbunden werden diese Uberlegun-
gen mit der Hoffnung, dass die wirtschaftlichen Potenziale nicht
nur groBen Saatgutkonzernen zugutekommen, sondern dem All-
gemeinwohl (B’90/Griine 2019).

Von Bedeutung ist zudem, von welchen Akteuren und wie
der Begriff ,,Gentechnik* verwandt wird. So bezweifeln die Be-
furworter einer Neuausrichtung, dass die neuen Verfahren mit
,klassischer* Gentechnik gleichgesetzt werden diirften. Habeck
argumentierte mit Blick auf die Kritik an den Vorschldgen des
Parteivorstands, man solle ,,nicht unreflektiert die alten Ant-
worten dariiberstiilpen, wenn Dinge neu sind* (Grossarth 2018).
Ahnlich duBerte sich die BAG Wissenschaft, Hochschule und
Technologiepolitik, die hinterfragte, ob die bisherigen Antwor-
ten der Partei in Anbetracht der von den neuen Verfahren neu
gestellten ethischen Fragen noch adidquat seien. Zudem sei ,,[d]
ie derzeit verbreitete Haltung, dass es nichts zu besprechen gebe,
weil die griinen Positionen zur Gentechnik auch auf die neue
Gentechnik unverindert anwendbar seien®, nicht haltbar (B’90/
Griine 2018c¢).

Die Befiirworter einer Neuausrichtung thematisieren durch-
aus auch etwaige Risiken. So stellte Habeck bereits frithzeitig
fest, dass ,,neue gentechnische Verfahren [...] reguliert wer-
den [miissten] und die Grundlagen des Lebens [...] nicht pa-
tentiert und kommerzialisiert werden [diirften]* (B’90/Griine
2018b). Auch laut BAG sollte eine landwirtschaftliche Nutzung
GVO nur dann ermoglicht werden, wenn diese von unabhéngi-
gen Zulassungsverfahren als fiir den Menschen und die Umwelt
unbedenklich eingestuft wurden (B’90/Griine 2018c). Diesbe-
ziiglich wird auch die vermeintliche Uberbetonung von Risi-
ken durch Teile der Partei ins Visier genommen. So bezeichnen
es zahlreiche Parteimitglieder als Aufgabe der Partei, die ,,An-
wendungen der Biotechnologie differenziert nach ihrem Poten-
zial und moglichen Risiken fiir eine nachhaltige und gerechte
Gesellschaft zu bewerten (B’90/Griine 2020a). Auch There-
sia Bauer (2018) sprach sich fiir einen ,,reflektierten Einsatz der
Gentechnologie* aus. Ihr zufolge sei es ,,auch fiir Griine kein
kluger Weg* die neuen Technologien weiterhin grundsétzlich
abzulehnen. Vielmehr miisse ,,iiber Chancen und Risiken von
neuen Technologien offen geredet und auf wissenschaftliche
Risikofolgenabschitzung zuriickgegriffen werden (ebd.). Diese
Aspekte wurden auch etwa von Paula Louise Piechotta und Till
Westermayer aufgegriffen, die fithrende Agrarpolitiker der Par-
tei dafiir kritisierten, dass diese ,,fast schon reflexhaft* erklir-
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ten, ,,dass es unnotig und falsch sei, diese Debatte iiberhaupt
zu fithren (B’90/Griine 2018 d). Dabei miisse die Partei ,,ihre
eigenen Positionierungen auf ein belastbares Fundament wis-
senschaftlicher Fakten stellen [...]“ (ebd.). An dieser Stelle geht
das Argument iiber gentechnische Verfahren hinaus, da die bis-
herige Position der Partei als Ausdruck eines inkonsequenten
Umgangs mit Forschungsergebnissen angesehen wird: ,,Etwas
spottisch zugespitzt: Alles mit Atomen oder Genen ist uns nicht
ganz geheuer®, so Piechotta und Westermayer in einem Inter-
view (Eubel et al. 2019).

Argumente gegen eine Neuausrichtung
Fiinf Wochen nach dem Vorstof3 des Bundesvorstands veroffent-
lichten die zustindigen Minister sowie agrarpolitische Sprecher
auf Landes-, Bundes- und Europaebene ein Positionspapier, in
dem sie diesen Vorsto3 entschieden ablehnten (B’90/Griine
2018e). Sie argumentierten, dass ,,das Verhalten dieser gene-
tisch verdnderten Endorganismen in der Umwelt und bei Repro-
duktion — im Gegensatz zu natiirlichen Organismen — bisher un-
bekannt® sei. Daher konne es zu ,,ungewollten Genverdnderungen
und unvorhersehbaren Nebeneffekten® sowie zur Vererbung von
Genverinderungen kommen, weswegen ein Risiko moglicher
Umweltschidden bestehe (ebd., S.3). AuBerdem seien Modifi-
kationen an Pflanzen, einmal in die Natur eingebracht, nicht
mehr riickholbar.

Zudem spannen die griinen Fachpolitiker den Bogen weiter:
,,eine seriose Debatte tiber die sozio-0konomischen Risiken der
neuen Agro-Gentechnologien® habe noch nicht stattgefunden
(ebd., S.4-5). Ahnlich #uBerte sich der Sprecher fiir Gentech-
nik- und Biookonomiepolitik der Bundestagsfraktion Harald Eb-
ner — der die Griinen als ,,Partei der Nachhaltigkeit und der vor-
sorgenden Technikfolgenabschitzung® bezeichnet — anlésslich
der Prisentation des European Green Deal. Ihm zufolge haben
neue Pflanzenziichtungstechniken ,,in Bezug auf nachhaltige Le-
bensmittelproduktion nichts im Green Deal zu suchen, da es viel
zu viele offene Fragen rund um die Risiken fiir Mensch und Na-
tur gebe. Zudem seien ,,vielversprechendere, an widerstandsfi-
higen Systemen statt an einer einzelnen Technologie orientierte
Ansitze wie Okolandbau und Agrardkologie® bereits vorhan-
den (B’90/Griine 2020b). Letzteres Argument ist von zentraler
Bedeutung fiir die Ablehnung einer Neuausrichtung der Partei
zu den neuen Verfahren. Denn, die parteiinternen Kritiker einer
moglichen programmatischen Offnung fordern im Kern eine
grundsitzlich andere Form landwirtschaftlicher Praxis. Dass
neue Ziichtungstechniken dabei als wichtiger, wenn nicht sogar
definierender, Teil des entgegengesetzten Pols verstanden wer-
den, zeigt etwa ein Antrag der griinen Bundestagsfraktion mit
dem Titel ,,Agrarwende statt Gentechnik* (Deutscher Bundestag
2019, S.3). Diesem Antrag zufolge sollten die neuen Verfahren
auch in Zukunft gemif3 des Vorsorgeprinzips reguliert und die
okologische Landwirtschaft gefordert werden (ebd.). Letzteres
unterstreicht Harald Ebner, indem er die bisherige Bilanz von
gentechnischen Anwendungen in der Landwirtschaft als ,,verhee-
rend* bezeichnet (B’90/Griine 2018 f). Vergleichbare Einschiit-
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zungen der ,.konventionellen” Gentechnik werden auch von der
BAG Landwirtschaft und ldndliche Entwicklung sowie der BAG
Christ*innen hinsichtlich der neuen Verfahren angefiihrt. Threm
Debattenbeitrag zufolge hat die Gentechnik ihre Versprechen
nicht einlosen konnen. Vielmehr habe sie dazu gedient, ,,pesti-
zidresistente Sorten zu schaffen, mit deren Nutzung eine zuneh-
mende Intensivierung des industriellen Monokulturanbaus und
ein immer hoherer Pestizideinsatz mit gravierenden Umweltbe-
lastungen sowie erschreckendem Biodiversititsschwund einher-
gehen® (B’90/Griine 2020 ¢). Entsprechend verwirft Harald Eb-
ner den vom Bundesvorstand benannten moglichen Nutzen der
neuen Pflanzenziichtungstechniken hinsichtlich des Klimawan-
dels und der Erndhrungssicherheit: ,,Alle Erfahrungen [zeigen],
dass es dazu Gentechnik nicht braucht. Weder alte noch neue*
(B’90/Griine 2018f).

Vor dem Hintergrund des zu erwarteten Urteils des Euro-
pdischen Gerichtshofs hinsichtlich der regulativen Einordnung
neuer Pflanzenziichtungstechniken in der EU forderte die griine
Bundestagsfraktion die Bundesregierung auf, sich engagier-
ter fiir eine Stdrkung des Vorsorgeprinzips einzusetzen (Deut-
scher Bundestag 2019, S. 3). Ein Debattenbeitrag mehrerer grii-
ner Politiker um die fithrenden Gentechnik-Kritiker Harald
Ebner und den EU-Parlamentarier Martin Hausling stellte dies-
beziiglich Priamissen fiir eine Positionierung von B’90/Griine
auf (B’90/Griine 2020d). Demnach miissten die Grundsitze
des Vorsorgeprinzips und der Riickholbarkeit bzw. Umkehrbar-
keit, der Risikopriifung und Kontrolle und der Kennzeichnung
und Wahlfreiheit gewihrleistet sein. Die Unterzeichner des Bei-
trags stehen den neuen Techniken extrem kritisch gegeniiber,
was unter anderem daran deutlich wird, dass sie hinsichtlich
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Christ*innen mit Blick auf medizinische Anwendungen beim
Menschen, beispielsweise durch eine Intervention in die Keim-
bahn mithilfe von CRISPR/Cas, ,,dafiir, dass nicht ausschlie3-
lich wissenschaftsbezogen [...], sondern auch politisch, 6kono-
misch, ethisch oder religios argumentiert werden muss® (B’90/
Griine 2020¢). Die Gegner einer Neuausrichtung wehren sich
schlieBlich gegen den Vorwurf, sie wiirden sich gegen wissen-
schaftliche Erkenntnisse sperren und wiren von undifferenzier-
ten Sichtweisen auf die neuen Verfahren geleitet. Harald Ebner
hilt solcher Kritik entgegen, dass B’90/Griine ,,seit drei Jahr-
zehnten [...] zu einer differenzierten und immer wieder aktuali-
sierten Bewertung® der Gentechnik gekommen sei (B’90/Griine
2018 f). Entsprechend sei der Vorwurf, die Partei sei ,,wissen-
schaftsfeindlich* und wiirde Gentechnik ,,pauschal und undiffe-
renziert ablehnen [...] nachweislich falsch* (ebd.).

Motivationen

Die Motivation der griinen Landwirtschaftspolitiker, eine Neu-
ausrichtung hinsichtlich neuer Pflanzenziichtungstechniken ab-
zulehnen, speist sich insbesondere aus deren Priferenz fiir die
okologische Landwirtschaft sowie aus ihrer Skepsis hinsichtlich
moglicher Risiken. Die Bundestagsfraktion in ihrer Gesamtheit
lehnte bislang eine auf Biotechnologie zuriickgreifende Land-
wirtschaft ab. Stattdessen préferiert sie eine okologische Aus-
richtung durch eine umfassende Agrarwende. Nur wenige Be-
firworter einer Neuausrichtung sind euphorisch hinsichtlich
der neuen Verfahren. Es sind insbesondere zwei Einschitzun-
gen, mit denen sie ihr Eintreten fiir Griine Gentechnik begriin-
den. Zum einen sehen sie die Moglichkeit, dass diese dazu bei-
tragen kann, negative Auswirkungen des Klimawandels abzu-

Die parteiinternen Kritiker einer moglichen

programmatischen Offnung fordern im Kern eine grundscitzlich

andere Form landwirtschaftlicher Praxis.

der landwirtschaftlichen Nutzung davon ausgehen, dass ,,Neue
Gentechnik [...] den Pfad weiterer Intensivierung, Technisie-
rung, Industrialisierung unterstiitzten wiirde und Pfadabhén-
gigkeiten schaffe (ebd.).

Ein weiteres Argument, welches von parteiinternen Akteu-
ren gegen eine mogliche Neuausrichtung der Partei zu neuen
Pflanzenziichtungstechniken ins Feld gefiihrt wird, betrifft die
okonomische Konzentration im Saatgutbereich. So kritisiert
die Bundestagsfraktion, dass die ,,verfestigten Strukturen [...]
durch neue giinstiger anwendbare Technologien der Gentech-
nik wie CRISPR/Cas und andere nicht aufzubrechen® seien,
weil nahezu sdmtliche resultierende Pflanzen und Tiere paten-
tiert werden wiirden (Deutscher Bundestag 2019, S. 2). Aufler-
dem werden ethische Argumente angefiihrt. So pliddieren die
BAG Landwirtschaft und lindliche Entwicklung und die BAG
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mildern. Zum anderen halten sie die Risiken eines Einsatzes
der neuen Verfahren fiir durchaus kontrollierbar — oder zumin-
dest fiir noch unklar.

Die innerparteilichen Positionen umspannen sowohl extrem
progressive Forderungen nach einer wissenschaftlich reflektier-
ten Nutzung der neuen Techniken zugunsten des Allgemein-
wohls als auch solche, die gentechnische Verfahren vollstindig
ablehnen. Die Bewertung von und der Umgang mit Risiken stellt
einen der trennenden Faktoren in der innerparteilichen Debatte
dar. Dabei stehen die Kritiker einer Neuausrichtung in der Par-
teitradition. Im Grundsatzprogramm von 2002 etwa wird Griine
Gentechnik noch entschieden abgelehnt, was mit einer mogli-
chen ,,Abhéngigkeit der Bauern von der Agro-Industrie”, dem
Erhalt der Sortenvielfalt und ,,noch lingst nicht ausgeleuchte-
tlen]* ,,0kologischen und gesundheitlichen Risiken* begriindet
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wird (B’90/Griine 2002, S.57). Diese Position zur Griinen Gen-
technik entspricht einer grundsitzlich skeptischen Perspektive
auf Verheiungen des technologischen Fortschritts, die Teil des
okologischen Paradigmas und damit auch Bestandteil der Pro-
grammatik griiner Parteien ist. Hingegen verorten sich die Be-
firworter einer Neuausrichtung auf der Seite der Wissenschaft
und deuten skeptische Haltungen bisweilen als Ausdruck einer
latenten Wissenschaftsskepsis.

Doch warum initiierte der Parteivorstand tiberhaupt die par-
teiinterne Kontroverse iiber neue Pflanzenziichtungstechnolo-
gien? Die Kontroverse barg erhebliche Potenziale fiir eine Ent-
fremdung von Teilen der Wiahlerschaft. Zudem nahm der Vor-
stand in Kauf, dass parteiinterne Konflikte auftreten und sichtbar
werden. Hier kommen mehrere konkurrierende und/oder kom-
plementdre Erkldrungen infrage. Erstens konnte der Vorstand
eine Neuausrichtung der Partei im Sinne einer konsequenten
Bearbeitung des Themas ,,Klimawandel® als zielfiihrend erach-
tet haben, was einem funktionalistischen Argument entspréche.
Zweitens konnte der Vorstand die ablehnende Position abschwé-
chen wollen, um auch hinsichtlich dieser Thematik Offenheit fiir
lageriibergreifende Koalitionen zu signalisieren. Drittens konnte
der Vorstand die offene Diskussion iiber neue Pflanzenziich-
tungstechniken in wahlstrategischer Hinsicht nutzen wollen, und
zwar um B90’/Griine als Partei zu positionieren, die sich selbst
extrem kontroversen Debatten stellt. In diesem Zusammenhang
konnte die sich verindernde Mitgliederstruktur der Partei be-
deutsam sein, insbesondere der Zuwachs an jiingeren Mitglie-
dern, die wissenschaftlich orientiert sind und durch den Klima-
wandel politisiert wurden.

Fazit

Das Ergebnis der Debatte iiber eine mogliche Neupositionierung
der Griinen zu neuen Pflanzenziichtungstechniken ist noch nicht
absehbar. Vor dem Ausbruch der Covid-19-Pandemie war die
Entscheidung dariiber fiir November 2020 im Rahmen der Ver-
abschiedung des neuen Grundsatzprogramms zu erwarten. Hier-
bei muss sich nicht notwendigerweise eine Position durchset-
zen. Vielmehr liegen Hinweise auf eine Kompromisslgsung vor.
Eine solche konnte sich an den Prinzipien orientieren, die von
der BAG Wissenschaft, Hochschule und Technologiepolitik auf-
gestellt wurden. Demnach wiirden die Griinen die wissenschaft-
liche Forschung mit den neuen Verfahren unterstiitzen und den
landwirtschaftlichen Anbau entsprechender Pflanzen unter den
bestehenden Regelungen, insbesondere der Zulassungsverfah-
ren und der Anwendung des Vorsorgeprinzips, tolerieren. Dies-
beziiglich gehen wir davon aus, dass auch eine verstirkte wis-
senschaftliche TA der neuen Verfahren Teil eines Kompromis-
ses sein wird.

Wie schwierig es fiir B’90/Griine sein kann, einen Kompro-
miss herzustellen und auch umzusetzen, zeigt ein Vorgang im
griin regierten Baden-Wiirttemberg. Landeswissenschaftsmi-
nisterin Theresia Bauer war im Sommer 2020 im Begriff, Ver-
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suche mit gentechnisch veridnderten Pflanzen im Umfang von
5 Mio. Euro zu fordern. Der griine Ministerpriasident Winfried
Kretschmann unterband dieses Programm jedoch mit Hinweis
auf Bedenken in der griinen Landesfraktion (auch 6kologische
Landwirte und Bienenschiitzer hatten Kritik geduBert; Stuttgar-
ter Zeitung 2020). Angesichts solcher Vorginge bleibt abzuwar-
ten, wie eindeutig sich B’90/Griine hinsichtlich neuer Pflanzen-
ziichtungstechniken positioniert. Dass in diesem Feld fiir rele-
vante Teile der Partei auch Kompromisse nicht vorstellbar sind,
wird spétestens im Falle einer Regierungsbeteiligung zu nicht
unerheblichen Spannungen fiihren.
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Democratic majority principle
In trouble?

The example of sustainability conflicts
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Due to a lack of religious or metaphysical orientation in modern West-
ern societies, interpersonal conflicts of interest and value are solved
under the premise of individuals acting rationally through the interac-
tion on a free market and the formation of political majorities gaining
legislative power. However, the legitimacy of this approach becomes
increasingly questionable when it comes to sustainability conflicts. In
view of this, Hans Jonas considered the possibility of the need to sus-
pend democratic institutions in favor of a benevolent tyrant to avert a
potential catastrophe. Since any form of centralism comes with its own
problems of legitimacy, utilizing the more modest orientation claims
of prudence ethics is a more promising alternative in deliberations on
the justifiability of an occasional suspension of the majority principle
without exposing a society to the dangers of domineering arbitrariness.

Demokratisches Mehrheitsprinzip in Gefahr?
Das Beispiel Nachhaltigkeitskonflikte

Aufgrund fehlender religios-metaphysischer Orientierung werden inter-
personelle Interessen- und Wertkonflikte in modernen Gesellschaften
unter der Pramisse rational handelnder Individuen durch die Interak-
tion auf freien Markten und die Bildung politischer Mehrheiten gelost.
Dieser Ansatz sieht sich jedoch bei Nachhaltigkeitskonflikten mit Legi-
timationsproblemen konfrontiert. Angesichts dessen zog Hans Jonas
die Maglichkeit in Betracht, dass demokratische Institutionen zuguns-
ten eines wohlwollenden Tyrannen suspendiert werden mussten, um
eine mogliche Katastrophe abzuwenden. jede Form von Zentralismus
bringt jedoch ihre eigenen Legitimationsprobleme mit sich. Deshalb
ist die Operationalisierung der bescheideneren Orientierungsanspri-
che der Klugheitsethik eine erfolgversprechendere Alternative in Be-
ratungen uber die Rechtfertigbarkeit einer gelegentlichen Aufhebung
des Mehrheitsprinzips, ohne dabei eine Gesellschaft den Gefahren herr-
schender Willkur auszusetzen.
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Introduction

Conflicts are nothing unusual for modern societies that can no
longer rely on religious or metaphysical traditions to guide col-
lective action. Democratically organized Western industrial so-
cieties deal with conflicts under the premise of purpose-rational
individuals through the interplay of market events and the for-
mation of political majorities gaining legislative power. This
takes place against the background of a Constitution that guar-
antees basic rights for the individual, so that the inferior parties
in the power struggle will not be discriminated. These in turn ac-
cept the framework of action enforced by the majority because
of the possibility of being able to determine legislation in the
future by forming their own majorities (Rawls 1971, pp. 390—
392). However, the current implementation of the majority prin-
ciple reveals legitimation deficits. These are mainly due to a
loss of deliberation oriented towards the common good in fa-
vor of bargaining oriented towards individual interests (Flaig
2014, pp. 379-380). Especially if we look at the problem of sus-
tainability, which is extremely broad in terms of space and time,
weaknesses in this approach become apparent.

For example, the issues to be negotiated are usually so com-
plex that it is difficult to orientate oneself towards purposeful,
rational action. Furthermore, a lack of motivation for sustaina-
ble action can be identified, which is due to conflicts between
short-term individual interests and long-term goals of sustain-
able development. In the face of such problems, the question
can be asked whether majorities are justified in taking decisions
against the will of minorities when it comes to issues of sustain-
ability. Hans Jonas, for instance, expressed his concern, as early
as 1979, that a democratic majority principle might not be suit-
able for imposing on itself the measures that the threatening fu-
ture demands (Jonas 1979, p.262). In this context, he discusses
the potential advantages of a tyranny that in our context must
be a benevolent, well-informed tyranny inspired by the right in-
sight. Even if Jonas concludes that Marxism, for him the most
promising manifestation of such a regime, fails because of its
utopian elements, the desire for such an “eco-dictatorship” per-
sists stubbornly’.
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To clarify why we even bother to make decisions based on
majorities, I will first briefly discuss the discourse-ethical justi-
fication of the majority principle and its application in technol-
ogy assessment (TA). In view of the already mentioned prob-
lems regarding sustainability issues, I will then turn to the sup-
posed (technical) advantages of centralized governance. Here,
I will focus on the inability of such an approach to deal ade-
quately with normative and epistemic uncertainties of sustain-
ability issues. Having shown that an occasional suspension of
majority decisions cannot be justified in this way, I will finally
propose a promising alternative based on prudence-ethical ar-
guments.

The majority principle

The majority principle is a term historically rooted in the philo-
sophy of the state and today in political science and law. Con-
sequently, in voting, opinion-forming processes, elections, etc.,
the whole is subject to the will of the greater part. The major-
ity principle has a strong affinity for democratic structures be-
cause of the accumulation of equal votes from all those affected
by a decision. In the discussion on parliamentary democracy,
the absolute majority principle applied within a constitutional
order was identified as the relatively closest approximation to
the idea of freedom and optimal protection of even minorities
(Rawls 1971).

THEMA - DEMOKRATIE UND TECHNIKFOLGENABSCHATZUNG

only those norms may claim validity that could find the agree-
ment of all those concerned as participants in a practical dis-
course (Habermas 1986, p. 17). At the same time, the categor-
ical imperative is reinterpreted in terms of a principle of uni-
versalization, which states that the consequences of a general
adherence to a norm must be able to be accepted by everyone
without compulsion. According to Habermas, the claim of uni-
versal validity of discourse ethics in the face of plural offers of
orientation can be derived from the presuppositions of our lan-
guage, which must always be recognized implicitly in discourse
and are therefore inescapable. As stated by discourse ethicists,
only those discourses that fulfil the prerequisites of communica-
tion such as freedom of domination, well-informedness, equal-
ity and so on, have the legitimatory power to generate a norma-
tive agreement.

Trying to see questions of TA as an application of discourse
ethics, one encounters some difficulties as we are no longer con-
cerned merely with controversial claims of validity with regard
to the correctness of standards of action, but with the appropri-
ateness of values (Habermas 1981, pp. 39—-45). In this context,
the German philosopher Konrad Ott draws attention to some
particularities that require a conceptual specification of dis-
course ethics’ basic idea (Ott 2001, pp.53-59). As a result, in
real discourses the achievement of compromises that can be ac-
cepted by the majority rather than consensus is to be expected.
Therefore, a decision based on a majority principle, insofar as
these (compromises) come about under discourse conditions,

In real discourses the achievement of compromises

that can be accepted by the majority rather than consensus

is to be expected.

From Aristotle to the French Enlightenment and Kant, there
were numerous attempts to make the recourse to the majority
principle in decision-making plausible. The discussion about
participation and democratization after the emergence of dis-
course ethics gave the majority principle another boost. Since
the Habermasian approach to discourse ethics has been highly
influential, especially in TA since the 1990s, I want to dive a lit-
tle bit deeper into the argument for the majority principle given
in this line of reasoning.

Discourse ethics stands in the tradition of Immanuel Kant’s
moral philosophy and thus sees the nominal validity of laws or
norms of action as the basic phenomenon in need of explana-
tion. Instead of the categorical imperative, however, here the
procedure of moral argumentation takes its place. Accordingly,

appears to be the most plausible way to decide from a discourse
ethicist’s point of view, as it is the closest possible approxima-
tion to the ideal procedure (Renn et al. 2007, p. 180). Conse-
quently, the evaluation of socio-technical options for action in
TA is often carried out based on a multi-criteria decision anal-
ysis, which has been preceded by a discursive process that is
highly influenced by Habermasian discourse ethics?.

However, when it comes to the issue of sustainability, weak-
nesses in this approach can be identified, especially due to the
spatial and temporal extension of the respective problems. In
particular, the promise that an ecologically oriented minority
could determine politics or the evaluation of socio-technical op-
tions for action in the future by forming majorities becomes
questionable considering the structural results of current ac-

1 Significant authors in the past were Arne Naess, Val Plumwood, Robin
Eckersley, Rudolf Bahro. Recently, such elements have been taken up in the
post-growth economy (Paech 2014).
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2 Anexample is the recently completed Kopernikus project “ENavi”,
which was funded by the German government to evaluate possible coal exit
paths (Gaschnig et al. 2020).
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tions, which sometimes irreversibly limit the scope for future
action. This might lead to growing authoritarian tendencies, es-
pecially among young people who see their future possibility to
act threatened by today’s majority opinion?.

The elitist approach

Historically, an attack on the majority principle has a long tradi-
tion from Plato to Machiavelli and Tocqueville to socialist crit-
icism. And indeed, it could be argued that, given high approval
ratings for more sustainable and environmentally friendly pol-
icies (Wolf 2020), there is simply a lack of appropriate means
of enforcement. From this it is then sometimes deduced in the
public ecological discourse that benevolent tyrants, inspired by
the right insight into our responsibility for the future, are the
only possible answer to an impending environmental catastro-
phe. Behind all of this lies the Platonic idea, that one only needs
to know the good to do good. In this context, the German phi-
losopher of technology Christoph Hubig already reminded us
in 1996, in the discussion about the so-called “Leitbild” of sus-
tainability, of Aristotle’s criticism of this way of thinking (Hu-
big 1996). Regarding the potential call for a government of ex-
perts, I consider it appropriate to bring this criticism to mind.

In principle, the criticism is about the idea that the recogni-
tion of a general mission statement initially yields nothing for
practical implementation. Rather, we find ourselves in three fur-
ther problem areas: The problem of bridging the gap, the prob-
lem of interpretation and the problem of weighing up conflict-
ing models. In the following, I want to show this by briefly re-
capturing the controversy of different concepts of sustainability
and their operationalization.

As mentioned above, nowadays there is a broad consensus
that we have a responsibility towards future generations in re-
spect of valuable natural resources (general mission statement).
However, the matter becomes less clear with regard to the na-
ture of this responsibility and the question of what we owe fu-
ture generations to preserve (Grunwald and Kopfmiiller 2012,
pp-31-75). The reason for this lies in (normative and epistemic)
uncertainties that lead — unlike “conventional conflicts” — to
“wicked problems” (Norton 2005, pp. 132-138) and a multitude
of conflicting conceptualizations of sustainability. This problem
of interpretation results from unclarified basic concepts, which
are present in the general mission statement itself. The conflict
between weak and strong sustainability is particularly promi-
nent in this context®.

The core thesis of the weak sustainability concept is that a
summative-aggregated preservation of all of society’s capital

stocks is sufficient to fulfil the responsibility for the future.
Since it is claimed that we know nothing about the preferences
of future generations beyond certain basic needs and that dif-
ferent types of capital are fundamentally substitutable, future
generations could only accuse us of lowering the level of wel-
fare economics (Solow 1991). These assumptions are disputed
by supporters of stronger sustainability concepts. A first limita-
tion of the concept of weak sustainability is the relevance of a
basic stock of natural capital that is indispensable for economic
welfare. This results in the position of an ecological economy
(Pearce and Barbier 2000). A further restriction of the weak sus-
tainability concept is made from a scientific-cybernetic perspec-
tive regarding the preservation of the assimilation ability of eco-
logical systems to changing environmental conditions as a regu-
lator of evolution (Holling 1978). However, the concept of weak
sustainability is most restricted from an environmental-ethical
perspective regarding the preservation of natural capital as a nec-
essary condition for the continuation of human autonomy and its
axiological significance (Ott 2020).

The dispute about an appropriate conception of the idea of
sustainable development reveals conflicts of value and shows
that the good is not a generic term that can be differentiated into
various class-forming sub-concepts. The fact that many things
are good or bad in different ways forces us to weigh up in each
concrete case (Hubig 1996, p.230). In addition to competing
views on material and non-material values, resulting from a pre-
liminary decision in favor of a certain value theory, the first rel-
evant question in this context is what the notion of value actu-
ally means. If different ways of speaking of value are neglected,
one-sidedness of objectivist and subjectivist theories of value
arise (Christen 2013, pp. 139-166), which contradict moral in-
tuitions and thus reduce the prospect of successful conflict res-
olution. Furthermore, there is additional potential for conflict
within a certain sustainability concept when it comes to the
specification of values in criteria and indicators (Hubig 2016).
This brings us to the bridging the gap problem that arises for
those who want to apply a recognized principle to certain can-
didates.

Hubig shows in his article from 1996 that, due to normative
and epistemic uncertainties, theoretically justifiable solutions
for sustainability problems are not in sight and that a mecha-
nism for their practical implementation cannot be based on un-
problematic, technically justified procedures either. Therefore,
ways must be developed to deal with these uncertainties. The
elitist approach to sustainability problems thus lags far behind
the level of reflection in the discourse-ethical debate, which ex-
plicitly recognizes the existence of a well-founded pluralism of
values.

3 The environmental movement “Extinction Rebellion”, for example, is said

to have such tendencies.

4 It would also be possible at this point to address the discussion between the
Greifswald approach of strong sustainability and the Helmholtz Association’s in-
tegrative concept of sustainable development. However, | consider the chosen »
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» examples to be more purposeful for my line of argument, which aims to high-
light value conflicts between the concepts. Incidentally, | follow the assessment
of Armin Grunwald, who considers a comparison between Greifswald and
Helmholtz to be difficult, since each of these approaches seemingly tries to
contribute to different discourses (Grunwald 2016, pp. 121-138).
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Other orientation possibilities in view
of a well-founded pluralism

In view of orientation deficits of duty-based ethics (like dis-
course ethics) in dealing with concrete problems, prudence eth-
ics tries to take a different approach. In general, prudence is the
ability of an individual or institutional actor to act in a reasona-
ble and considered manner appropriate to the situation. An actor
is called prudent if he can do so even in seemingly unmanage-
able situations. It is also prudent to put one’s own goals to the
disposal, if these threaten to come into conflict with an overall
good life. In contrast to the concept of prudence as the principle
of rational egoism, which is often used today in ethics in disso-
ciation from morality, this quality is an ability, which is called
virtue when it has solidified into an attitude. It is the irreducible
situation- and actor-specific knowledge about advice, which in-
cludes not only true and properly justified moral and legal (i.e.
strongly normative) convictions, but also true and well-founded
weakly normative convictions with regard to well-being or the
good life. Here, of course, an ‘ought to be’ appears only with a
hypothetical claim, as it is characteristic for the advice of pru-
dence (Luckner 2005, pp. 39-45).

Like (material) virtue ethics, prudence ethics does not take its
starting point in norm-founding procedures, but in an investiga-
tion of the self-orientation competence of individuals. It differs,
however, in that it seeks to reconstruct the formal conditions of
successful practice instead of referring to the virtues of a spe-
cific community of values. These conditions of successful prac-
tice were first discussed in the Aristotelian analysis of phroné-
sis, which is the virtue responsible for an overall good life (eu-
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acter of action (in an Aristotelian sense)’. This puts prudence
ethics up against a position which is merely oriented towards
functionality for the realization of certain purposes like in util-
ity-based approaches (poiesis). Therefore, it provides important
aspects of decision making, also and especially in the socio-po-
litical framework, and finds its perfection in (democratic) states-
manship that ensures that future (democratic) statesmanship re-
mains possible (Jonas 1979, p.214).

Consequently, discourses on the design of technology in TA
must, from the perspective of prudence ethics, ensure the pos-
sibility of a dynamic continuation of the reflective equilibrium
between the assessment of facts, moral intuitions, and justifica-
tions. This is realizable if higher-level values act as regulatory
principles in the evaluation of socio-technical options for action
that prevent internal tensions in the field of conflict from lead-
ing to contradictions (Hubig 2007, p. 150).

A prudence-ethical approach

In modern prudence ethics, majority compromises as an ap-
proximation to the discourse-ethical ideal of consensual agree-
ment are regarded merely as a pragmatic stopgap for maintaining
political peace. However, such compromises are not a genuine
conflict resolution since numerous negative aspects of the com-
peting options for action continue virulently in the agreement
reached. As Hans Jonas correctly stated, this leads to legitima-
tion problems, especially when compromises endanger the con-
ditions of the possibility of responsible action. Instead of now
demanding a benevolent and insightful elite as a solution to the

Discourses on the design of technology in TA must ensure

the possibility of a dynamic continuation of the reflective equilibrium

between the assessment of facts, moral intuitions, and justifications.

praxia). Although Aristotelian prudence requires general value
patterns as they are found as normative frameworks in the re-
spective cultural and historical situations, prudence itself is not
bound to certain value contents. The prudent individual rather
relates to certain values by considering and weighing up how
the continuation of action can be guaranteed in the face of situ-
ational conflicts of values. The ethics of prudence can therefore
also be described as a formal virtue ethics which forms an im-
portant actor-centered alternative to the strongly normative eth-
ics, especially under value pluralistic conditions (Hubig 2007,
pp- 127-137).

Due to its openness of content, it is also not limited to indi-
vidual ethics. The basic “concepts” of prudent action, like the
situational appropriateness from the perspective of maintaining
and developing the ability to act, emphasize the practical char-
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problem of responsibility for the future and thus exposing them-
selves to the danger of centralist errors, prudence ethicists are fo-
cusing on the greatest possible preservation of pluralism of val-
ues, in order to preserve a society’s ability to shape itself in the
face of changing problems.

Prudence ethics therefore considers the prohibition of op-
tions for action justified only when risks of a particularly large
extent can be avoided.® However, we often do not have to deal

5 E.g self-restraint in the context of sustainability.

6 Jonas argues for a similar principle when he calls for uncertainties to

be treated as certainties in such cases (Jonas 1979, p.81). The precautionary
principle, which is the federal law applicable in Germany (Art.34 Abs.1EV,
Einigungsvertrag), can be read in a similar way. The respective basic intention
is that the treatment of uncertainty itself is not in itself uncertain but is both
a prudent advice and (in this case) an undeniable imperative.
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with decisions of such magnitude when it comes to sustainabil-
ity conflicts. Therefore, further situation-dependent strategies
are needed to deal with well-founded dissent about the design of
sustainable development. In this context, Christoph Hubig has
proposed some strategies for dealing with dissent’ in his major
ethical work (Hubig 2007, pp. 147-163), which coincide with
what is known as “adaptive management” in the sustainability
discourse (Walker et al. 2013; Kwakkel et al. 2016).

It is necessary to consider higher-level values in the evalua-
tion of socio-technical options of action to preserve the condi-
tions for such a prudent approach at the individual and institu-
tional level. The consideration of these option and bequest val-
ues (Hubig 2007, pp. 137-146), which are intended to enable

cal for modern societies, difficult. Where the usual utility-ori-
ented procedures for dealing with these conflicts are still used,
a loss of acceptance and post-democratic tendencies can be ob-
served due to the lacking legitimacy of decisions reached in this
way. However, the solution to install benevolent tyrants, who,
inspired by the right insight, make decisions guided by a well-
founded responsibility for the future, brings along serious prob-
lems. In view of various forms of non-knowledge regarding fu-
ture developments, there is a danger of centralistic errors that
could lead to far worse conditions than those currently prevail-
ing. In any case, the striving for consensus as a guarantee for the
possibility of purpose-rational action at the societal level proves
to be an unredeemable claim in most sustainability issues. Thus,

Orientation towards prudence ethics aims to preserve the conditions

of the possibility of practice as such.

decision-making individuals and institutions, need not be legit-
imized by a majority within a discursive process, but can be sub-
jected to each person willing to act. The estimation of the poten-
tial endangerment of criteria that enable a decision-maker to es-
tablish a self-determined relation to a situation must therefore be
included and spelled out in TA practice in any specific case. Ac-
cordingly, from a prudence-ethical point of view, the avoidance
of systematic constraints, the avoidance of restrictions on actors
and decision-making capabilities, as well as the preservation of
revisability and compensability must become a central value
in the design of socio-technical systems. If these process-ori-
ented criteria remain a matter of subjective value assessments of
discourse participants in multi-criteria decision analyses in TA
there is a danger to the possibility of acting in accordance with
a well-funded precautionary principle and thus jeopardize the
conditions of the possibility of responsible action (Kornwachs
2000). A good example for such a problem is the development
of the transport system in Germany: With regard to these high-
er-level values and criteria, there never should have been such
a one-sided, coercive transport policy which is now hardly able
to react to uprising problems like climate change, lack of urban
space, noise pollution, etc. (Bangert 2017).

Conclusion

I demonstrated that sustainability conflicts are characterized
by normative and epistemic uncertainties. In most cases, this
makes purpose-oriented conflict management, which is typi-

7 These rules for dealing with dissent are in accord with the tradition of René
Descartes’ provisional morality. He drafted his maxims in the face of the abo-
lition of traditional instances of orientation in the early 17t century, so that
he would not remain indecisive in his actions, while reason obliged him to be
so in his judgments (Descartes 1637/2011, p. 41).
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competing social technologies for dealing with conflicts should
not be evaluated on this basis.

In the spirit of a provisional morality, however, we can reflect
on the limits of our power to act and envisage rules that should
enable good action despite the uncertain decision-making situ-
ation. Here, the orientation towards prudence ethics reveals it-
self as a promising alternative, since it does not come up with
the problematic universality claim of moral and technical im-
peratives, but rather aims to preserve the conditions of the pos-
sibility of practice as such (Luckner 2005, pp. 39-45). This re-
sults in process-oriented criteria beyond utility values that can
be used to evaluate techniques for dealing with sustainability
conflicts.

Criteria such as flexibility, error-friendliness, compensability,
reversibility, transparency, or the avoidance of constraints speak
in favor of conflict management on the basis of democratic in-
stitutions and against any form of centralism (Ott 2014). In short,
this defines the preservation of the capacity to act. However,
discourse boundaries in the form of a restriction of democratic
participation and decision-making must be observed to prevent
counterintuitive results of decisions made by the majority. The
justification of these limits based on the prudence-ethical prin-
ciple of the preservation of practice comes with fewer difficul-
ties than strategies of justification based on duty-oriented ethics
and utilitarianism. In conclusion, the appropriate response to a
swan song for democratic institutions in the face of an impend-
ing climate catastrophe and comparable dangers would be the
foundation and/or strengthening of institutions which ensure the
possibility of future (democratic) statecraft®.

8 |If these institutions already exist as deliberative intermediate realms
(Ott 2014) - including the practice of technology assessment - or whether
they must first be created as environmental councils (Gesang 2014) must
be clarified elsewhere.

TATuP 29/3 (2020)



References

Bangert, Armin (2017): Kriterien technischer Akzeptabilitat am Beispiel des
Verkehrs in urbanen Lebensraumen. Darmstadt: Technische Universitat
Darmstadt.

Christen, Marius (2013): Die Idee der Nachhaltigkeit. Eine werttheoretische
Fundierung. Marburg: Metropolis.

Descartes, René (1637/2011): Discours de la méthode. Hamburg: Felix Meiner.

Flaig, Egon (2014): Die Mehrheitsentscheidung. Ihre kulturelle Bedeutung.

In: Erwagen Wissen Ethik 2014 (3), pp.369-381.

Gaschnig, Hannes et al. (2020): Multikriterielle Bewertung der Energie-
wende. Nachhaltigkeitsprofile zum Kohleausstieg. ENavi-Abschlussbericht
des Arbeitspaketes 11 fiir den Schwerpunkt ,Transformation des
Stromsystems”. Potsdam: Institute for Advanced Sustainability Studies
(1ASS).

Gesang, Bernward (2014): Demokratie am Scheideweg. In: Bernward Gesang
(ed.): Kann Demokratie Nachhaltigkeit? Wiesbaden: Springer VS, pp.19-40.
DOI: 10.1007/978-3-658-04895-2_2.

Grunwald, Armin (2016): Nachhaltigkeit verstehen. Arbeiten an der Bedeutung
nachhaltiger Entwicklung. Munich: oekom.

Grunwald, Armin; Kopfmiiller, Jirgen (2012): Nachhaltigkeit. Frankfurt am Main:
Campus.

Habermas, Jirgen (1981): Handlungsrationalitat und gesellschaftliche Rationa-
lisierung. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

Habermas, Jiirgen (1986): Moralitdt und Sittlichkeit. Treffen Hegels Einwande
gegen Kant auch auf die Diskursethik zu? In: Wolfgang Kuhlmann (ed.):

Moralitat und Sittlichkeit. Das Problem Hegels und die Diskursethik. Frankfurt

am Main: Suhrkamp, pp.16-37.

Holling, Crawford (1978): Adaptive environmental assessment and management.

Chichester: John Wiley.
Hubig, Christoph (1996): Nachhaltigkeit als Problem angewandter Technikethik.

In: Hans-Peter Bohm (ed.): Nachhaltigkeit als Leitbild fiir Technikgestaltung.

Dettelbach: RO, pp.225-242.

Hubig, Christoph (2007): Die Kunst des Mdglichen I1. Ethik der Technik als
provisorische Moral. Bielefeld: Transcript. DOI: http://dx.doi.org/10.14361/
9783839405314.

Hubig, Christoph (2016): Indikatorenpolitik. Uber konsistentes und kohdrentes
kommunikatives Handeln von Organisationen und in Unternehmen.
Wiesbaden: CSSA Chemie-Stiftung Sozialpartner-Akademie.

Jonas, Hans (1979): Das Prinzip Verantwortung. Versuch einer Ethik fiir die tech-
nologische Zivilisation. Frankfurt am Main: Insel Verlag.

Kornwachs, Klaus (2000): Das Prinzip der Bedingungserhaltung. Eine ethische
Studie. Miinster: LIT Verlag..

Kwakkel, Jan; Walker, Warren; Haasnoot, Marjolijn (2016): Coping with the
wickedness of public policy problems. Approaches for decision making
under deep uncertainty. In: Journal of Water Resources Planning and
Management 142 (3). DOI: 101061/ (ASCE)WR.1943-5452.0000626.

Luckner, Andreas (2005): Klugheit. Berlin: De Gruyter. DOI:
10.1515/9783110898309.122.

Norton, Bryan (2005): Sustainability. A philosophy of adaptive ecosystem
management. Chicago: University of Chicago Press.

Ott, Konrad (2001): Zum Verhaltnis von Diskursethik und diskursiver Technik-
folgenabschatzung. In: Barbara Skorupinski and Konrad Ott (eds.):

Ethik und Technikfolgenabschatzung. Beitrage zu einem schwierigen Ver-
haltnis. Basel: Helbing & Lichtenhahn, pp.30-68.

TATuP 29/3 (2020)

THEMA - DEMOKRATIE UND TECHNIKFOLGENABSCHATZUNG

Ott, Konrad (2014): Deliberative Zwischenreiche und Umweltpolitik. In: Annual
Review of Law and Ethics: Foundation and Limitation of Solidarity in Law and
Ethics (22), pp.289-312.

Ott, Konrad (2020): Umweltethik. In: Online Encyclopedia Philosophy of Nature,
2019. DOI: 1011588/ OEPN.2020.0.68742.

Paech, Niko (2014): Postwachstumsokonomie als Abkehr von der organisierten
Unverantwortlichkeit des Industriesystems. In: Robert Pfaller and Klaus
Kufeld (eds.): Arkadien oder Dschungelcamp. Leben im Einklang oder Kampf
mit der Natur? Freiburg: Alber, pp.217-247.

Pearce, David; Barbier, Edward (2000): Blueprint for a sustainable economy.
London: Routledge.

Rawls, John (1971): A theory of justice. Cambridge (Massachusetts): Belknap Press
of Harvard Univ. Press.

Renn, Ortwin; Deuschle, Jirgen; Jager, Alexander; Weimer-Jehle, Wolfgang (2007):
Leithild Nachhaltigkeit. Eine normativ-funktionale Konzeption und ihre
Umsetzung. Wiesbaden: Springer VS. DOI: 10.1007/978-3-531-90495-5.

Solow, Robert (1991): Sustainability: An economist’s perspective. Woods Hole
(Massachusetts): Woods Hole Oceanographic Institution.

Walker, Warren; Haasnoot, Marjolijn; Kwakkel, Jan (2013): Adapt or perish.

A review of planning approaches for adaptation under deep uncertainty.
In: Sustainability 5 (3), pp. 955-979. DOI: 10.3390/su5030955.

Wolf, Ingo (2020): Soziales Nachhaltigkeitsbarometer der Energiewende 2019.

Potsdam: Institute for Advanced Sustainability Studies (IASS).

ARMIN BANGERT

has been a researcher at the Institute for Techno-
logy Assessment and Systems Analysis in Karlsruhe
since 2017. He is a member of the Research Group
“Philosophy of Engineering, Technology Assessment,
and Science”. His work evolves around applied
ethics in the field of sustainability with a focus on

mobility.

Armin Bangert




	TATUP_2020_3_U1_U4_Umschlag_v07-tw
	TATUP_2020_3_03_Editorial_Lingner_v01-tw
	TATUP_2020_3_04_05_InhaltsVz_v05-tw
	Images and voices from digital Africa
	Part II: Mobile apps for the illiterate. Knowledge production and self-learning among the Yoruba peoples in the Republic of Benin
	Michael M. Zwick, Jürgen Hampel
	Cui bono? Zum Für und Wider von Robotik in der Pflege
	Ergebnisse einer Repräsentativbefragung
	Ivonne Honekamp, Larissa Sauer, Thomas Wache, Wilfried Honekamp
	Akzeptanz von Pflegerobotern im Krankenhaus
	Eine quantitative Studie
	Klaus Töpfer, Ulrich Ufer
	Globale Umwelt­politik
	Globale Nachhaltigkeit und Demokratie sind für Klaus Töpfer untrennbar miteinander verbunden. Welchen Beitrag leistet dazu die Technikfolgen­abschätzung?
	Miranda Schreurs, Stefan Wurster
	The governance of big transformations
	Céline Gressel, Alexander Orlowski
	Integrierte Technikentwicklung
	Erik Fisher
	Technology assessment in practice and theory
	Barbara Skorupinski
	„Planungsethik“
	Roman Seidl
	Emotionale Endlagersuche
	Sozialökologische Perspektiven auf die Postwachstumsstadt
	Digital vernetzte Identität
	Constanze Scherz, Institut für Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS), Karlsruher Institut für Technologie (KIT), Karlstr. 11, 76133 Karlsruhe (scherz@kit.edu),  orcid.org/0000-0003-4488-439X

	TATUP_2020_3_06_09_TA-Fokus_v07-tw
	TATUP_2020_3_10_Thema_Auftakt_v01-tw
	TATUP_2020_3_11_17_Thema_Grunwald_v05-tw
	TATUP_2020_3_18_23_Thema_Boeschen_v04-tw
	TATUP_2020_3_24_29_Thema_Aden_v04-tw
	TATUP_2020_3_30_35_Thema_Frey_v04-tw
	TATUP_2020_3_36_42_Thema_Radtke_v07-tw
	TATUP_2020_3_43_49_Thema_Hartung_v06-tw
	TATUP_2020_3_50_55_Thema_Bangert_v06-tw
	TATUP_2020_3_56_63_Forschung_Haug_v04-tw
	TATUP_2020_3_64_69_Forschung_Ladikas_v05-tw
	TATUP_2020_3_70_73_Interview_Persons_v04-tw
	TATUP_2020_3_74_88_Reflexionen_v07-tw
	TATUP_2020_3_89_NetzwerkTA_Bauer_v04-tw
	TATUP_2020_3_90_TATuPDates_v03-tw
	TATUP_2020_3_U1_U4_Umschlag_v07-tw



